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– Geräuschimmissionen – 
Az.  Aktenzeichen 
  
B Bundesfernstraße 
BAB Bundesautobahn 
BaustellV Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Bau-
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dgl. dergleichen 
DGUV Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 
DIN Deutsches Institut für Normung e. V., Berlin 
DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches 
  
E Erhaltungsziel 
etc. et cetera 
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ggf. gegebenenfalls 
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LRT Lebensraumtyp 
LSG Landschaftsschutzgebiet 
  
m Meter 
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Nr.  Nummer 
NSG Naturschutzgebiet 
  
OGewV Verordnung zum Schutz der Oberflächengewässer (Oberflä-

chengewässerverordnung) 
OWK Oberflächenwasserkörper 
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PlanSiG Plansicherstellungsgesetz 
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SächsVwKG Sächsisches Verwaltungskostengesetz 
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SPA Special Protection Area (Europäisches Vogelschutzgebiet) 
  
u. a. und andere/unter anderem 
u. Ä. und Ähnliches 
UVP Umweltverträglichkeitsprüfung 
UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung  
  
vgl. vergleiche 
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gesetz) 
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Die Landesdirektion Sachsen erlässt folgenden 

Planfeststellungsbeschluss: 

A Tenor 

I Feststellung des Plans 

Der Plan zu dem Vorhaben „B 92 - Sicherung Stützwand 7 bei Sohl“ wird nach Maßgabe 
der Ziffern II bis VIII festgestellt. 

II Festgestellte Planunterlagen 

Der festgestellte Plan umfasst die Unterlagen vom 18. Januar 2021 und 2. August 2021 
sowie die ergänzten Unterlagen vom 30. Juni 2022. 

Unterlage 
Nr. 

Bezeichnung Maßstab 

1 Erläuterungsbericht mit UVP-Bericht  

2 Übersichtskarte 1:50.000 

3 Übersichtslageplan 1:10.000 

5 Lagepläne 1:500/250 

6 Höhenplan 1:250/25 

9 
9.2 
9.3 

Landschaftspflegerische Maßnahmen 
Maßnahmenplan 
Maßnahmenblätter 

 
1:500 

10 Grunderwerb 
Grunderwerbsplan 
Grunderwerbsverzeichnis 

 
1:250 

11 Regelungsverzeichnis   

14 Geländeschnitte 1:50 

15 Bauwerksskizze Sedimentfalle 1:100 

18 Wassertechnische Untersuchungen  

19 
19.1 
19.1/1 
19.2 
19.2/1 
19.2/2 

Umweltfachliche Untersuchungen 
Landschaftspflegerischer Begleitplan - Textteil 
Landschaftspflegerischer Begleitplan - Bestand und Konflikte 
FFH-Verträglichkeitsprüfung 
Übersichtskarte FFH-Verträglichkeitsprüfung 
Detailkarte FFH-Verträglichkeitsprüfung 

 
 
1:1.000 
 
1:20.000 
1:1.000 
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20 Geotechnische Untersuchungen und Bodenschutzkonzept  

21 Hydrogeologisches Gutachten  

Anmerkungen zum Regelungsverzeichnis: 

Sofern im Regelungsverzeichnis Kostenregelungen für die Umverlegung oder Sicherung 
von Leitungen aufgenommen wurden, die auf geschlossenen Rahmenverträgen oder an-
deren privatrechtlichen Vereinbarungen beruhen, sind diese nur nachrichtlicher Natur 
und werden ausdrücklich von der Regelungswirkung ausgenommen. 

III Nebenbestimmungen 

1 Allgemeine Nebenbestimmungen 

1.1 Jede Abweichung von den planfestgestellten Planunterlagen bedarf der vorheri-
gen Zulassung durch die Planfeststellungsbehörde, welche entscheidet, ob eine 
wesentliche Änderung vorliegt oder nicht. Der Planfeststellungsbehörde sind dies-
bezüglich rechtzeitig aussagefähige Unterlagen zu übergeben. 

1.2 Soweit dieser Planfeststellungsbeschluss eine Reihe von Abstimmungserforder-
nissen zwischen dem Vorhabenträger und einzelnen Fachbehörden bzw. Versor-
gungsträgern über Details der Baudurchführung bzw. -tätigkeit enthält, geht die 
Planfeststellungsbehörde davon aus, dass diese Abstimmungen einvernehmlich 
erfolgen. Sofern im Einzelfall ein solches Einvernehmen nicht erzielbar ist, ent-
scheidet die Planfeststellungsbehörde auf Antrag eines der Beteiligten. 

1.3 Baubeginn und Fertigstellung des planfestgestellten Vorhabens sind der Landes-
direktion Sachsen, Referat 32, Planfeststellung, schriftlich anzuzeigen.  

1.4 Mit der Fertigstellungsanzeige ist von dem Vorhabenträger zu erklären, dass die-
ser die mit der Planfeststellung zugelassenen Baumaßnahmen ordnungsgemäß 
durchgeführt und alle auferlegten Nebenbestimmungen erfüllt hat. Sofern ein-
zelne Nebenbestimmungen noch nicht erfüllt wurden, ist dies anzuzeigen und zu 
begründen. 

2 Abfall, Bodenschutz und Altlasten 

2.1 Die bei der Durchführung des Vorhabens anfallenden Abfälle sind nach Maßgabe 
des KrWG sowie den nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsvorschriften zu ver-
werten oder zu beseitigen. 

2.2 Soweit kontaminiertes Aushub-/Abbruchmaterial anfallen sollte, ist ein Entsor-
gungskonzept zu erarbeiten, welches neben den Aussagen zur stofflichen Be-
schaffenheit auch konkrete Aussagen zu den zu erwartenden Mengen und zu den 
vorgesehenen Entsorgungs- oder Verwertungswegen enthält. 

2.3 Die Entsorgung der Abfälle ist unter Beachtung der Nachweisverordnung mittels 
Nachweis durchzuführen. Die Belege für die ordnungsgemäße Entsorgung (Ver-
wertung/Beseitigung) der Abfälle wie Entsorgungsnachweise, Begleitscheine, 
Übernahmescheine und Lieferscheine u. a. sind zu sammeln, um sie bei Bedarf 
der zuständigen Behörde vollständig vorlegen zu können. 
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2.4 Während der Bauausführung sind Einwirkungen auf den Boden auf das Mindest-
maß zu beschränken. Dabei sind insbesondere Verdichtungen, Vernässungen 
und sonstige nachteilige Bodenveränderungen zu vermeiden. 

Hierzu ist: 

 für die Errichtung zeitweiser Bauunterkünfte, Lager-, Arbeits- und Stellflächen 
etc. möglichst auf bereits befestigte Flächen oder Bereiche zukünftiger Ver-
siegelung zurückzugreifen. 

 der während der Baumaßnahme anfallende unbelastete Bodenaushub, ins-
besondere der Mutterboden, vor Vernichtung zu bewahren und einer mög-
lichst hochwertigen Verwertung zuzuführen. 

 der Unterboden getrennt nach Bodenarten (Substratzusammensetzung) zu 
erfassen, zwischenzulagern, auf seine Verwertungseignung zu überprüfen 
und einer Wiederverwendung zuzuführen. Eine Mischung verschiedener Bo-
denarten soll unterbleiben. Entsprechend der Eignung ist die jeweils höhere 
Folgenutzung vorzuziehen. 

 dafür Sorge zu tragen, dass baubetriebsbedingte schädliche Bodenverände-
rungen (z. B. Verdichtungen, Erosion, Verschlämmung, Durchmischung mit 
Fremdstoffen) vermieden werden. Soweit eine Vermeidung im Einzelfall aus-
nahmsweise nicht möglich war, ist die schädliche Bodenveränderung nach 
Beendigung der Baumaßnahme zu beseitigen. 

2.5 Sollten während der weiteren Planung bzw. während der Bauausführung schädli-
che Bodenveränderungen und/oder Altlasten angetroffen werden, ist die zustän-
dige untere Abfall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Vogtlandkreis un-
verzüglich zu informieren und mit dieser der ggf. erforderliche Handlungsbedarf 
abzustimmen. 

3 Archäologie/Denkmalschutz 

3.1 Die im Schreiben des Landesamtes für Archäologie Sachsen vom 9. Feb-
ruar 2022 (Az.: 2-7051/81/117-2022/4623) festgelegten Auflagen sind umzuset-
zen. 

3.2 Die ausführenden Firmen sind nachweislich auf die Meldepflicht von Bodenfun-
den gemäß § 20 SächsDSchG hinzuweisen. 

4 Immissionsschutz 

4.1 Der Beginn der Baumaßnahme ist dem Umweltamt des Landratsamtes Vogtland-
kreis, Sachgebiet Immissionsschutz, 14 Tage vorher anzuzeigen. 

4.2 Beim Betrieb von Baumaschinen, Baufahrzeugen und Geräten sind die in der „All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissi-
onen“ unter Nr. 3 genannten Immissionsrichtwerte unter Beachtung der jeweiligen 
Gebietseinstufung einzuhalten. 

Soweit trotz aktiver Schutz- bzw. Minimierungsmaßnahmen die Richtwerte der 
AVV Baulärm überschritten werden, ist den Eigentümern oder Nutzern von 
schutzwürdigen Räumen (z. B. Wohnräumen) auf Verlangen eine angemessene 
Entschädigung in Geld zu leisten. Die Höhe der Entschädigung ist nach Dauer 
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und Intensität der Beeinträchtigungen zu bemessen. Kommt eine Einigung zwi-
schen dem Vorhabenträger und den Betroffenen über die Höhe der Entschädi-
gung nicht zustande, bleibt die Entscheidung hierüber einem gesonderten Ent-
schädigungsverfahren (§ 19a FStrG) vorbehalten. 

Der Vorhabenträger ist verpflichtet, die Anwohner betroffener schutzwürdiger 
Wohnbebauungen im Einwirkungsbereich des Vorhabens über den Zeitraum 
lärmintensiver Bauarbeiten zu informieren. Lärmintensive Bauarbeiten sind 
grundsätzlich nur werktags in der Zeit von 7 Uhr bis 20 Uhr durchzuführen. Der 
Baulärm ist auf das notwendige Mindestmaß zu beschränken. Liegen dringende 
verkehrliche Erfordernisse vor, die Bauarbeiten während der Nachtzeit, an Sams-
tagen oder an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen erfordern, ist der Vorhabenträ-
ger verpflichtet, die Anwohner der betroffenen schutzwürdigen Wohnnutzungen 
im Einwirkungsbereich des Vorhabens rechtzeitig darüber zu informieren. Für die 
Anwohner der betroffenen schutzwürdigen Wohnbebauung ist ein Ansprechpart-
ner mit Kontaktdaten und Erreichbarkeiten zu benennen. 

4.3 Zur Vermeidung von erhöhten Staubentwicklungen während der Bauarbeiten sind 
im Bereich nahegelegener Wohnbebauung bei trockener Witterung geeignete 
Maßnahmen zur Befeuchtung des Baumaterials, wie etwa ein Besprühen mit 
Wasser, zu ergreifen. 

5 Naturschutz/Landschaftspflege/Landwirtschaft 

5.1 Vorhandener Baum- und Gehölzbestand ist – soweit die Planunterlagen keine 
ausdrücklich abweichende Regelung enthalten – zu erhalten und während der 
Bauzeit durch geeignete Maßnahmen zu schützen. Bei Baumaßnahmen im Wur-
zelbereich von Bäumen sind die Normen der DIN 18920 einzuhalten. Notwendige 
Fällarbeiten sind im Zeitraum vom 1. Oktober bis zum 28./29. Februar jeden Jah-
res durchzuführen. 

5.2 Sollten bei den Bauarbeiten Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten wildleben-
der Tiere gefunden werden, ist dies der zuständigen unteren Naturschutzbehörde 
umgehend zwecks Festlegung der weiteren Vorgehensweise mitzuteilen. 

5.3 Den von Flächeninanspruchnahmen betroffenen landwirtschaftlichen Unterneh-
men ist möglichst frühzeitig mitzuteilen, welche Flurstücke bzw. Teilflurstücke in 
welchem Umfang und wann beansprucht werden, um anstehende Pacht- und Be-
wirtschaftungsangelegenheiten ordnungsgemäß zu klären. 

5.4 Zeitweilig in Anspruch genommene landwirtschaftlich genutzte Flächen sind nach 
der Beendigung der Inanspruchnahme wieder in einen ordnungsgemäßen, der 
landwirtschaftlichen Nutzung entsprechenden Zustand zu versetzen. 

6 Baudurchführung/Bauvorbereitung 

6.1 Bei der Bauausführung sind grundsätzlich die Forderungen des ArbSchG in Ver-
bindung mit den einschlägigen Verordnungen, insbesondere der ArbStättV, die 
Baustelleneinrichtungen betreffend, sowie der BaustellV und der für Bauarbeiten 
verbindlichen berufsgenossenschaftlichen Vorschriften (Unfallverhütungsvor-
schriften) zu beachten. 

6.2 Der Abteilung Arbeitsschutz der Landesdirektion Sachsen ist eine Vorankündi-
gung gemäß § 2 Abs. 2 der BaustellV zu übermitteln, sofern für die Verwirklichung 
des Vorhabens eine Baustelle eingerichtet wird, bei der die voraussichtliche 
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Dauer der Arbeiten mehr als 30 Arbeitstage beträgt und mehr als 20 Beschäftigte 
gleichzeitig tätig werden oder der Umfang der Arbeiten voraussichtlich 500 Per-
sonentage überschreitet. 

6.3 Während der Bauzeit ist die ungehinderte Zufahrt von Feuerwehr- und Rettungs-
fahrzeugen zu den im Planungsbereich gelegenen Gebäuden und Löschwasser-
entnahmestellen, insbesondere im gesamten Baubereich, zu gewährleisten. So-
weit die Sperrung bzw. Teilsperrung von Zufahrten zu den genannten Einrichtun-
gen unvermeidbar ist, ist dies mit den Verantwortlichen der zuständigen Leit-
stelle/Rettungswache sowie der örtlich zuständigen Feuerwehr so frühzeitig ab-
zustimmen, dass Maßnahmen geplant und umgesetzt werden können, um die 
Einsatzfähigkeit der Feuerwehr sowie des Rettungsdienstes im betroffenen Be-
reich auch während der Sperrung zu gewährleisten. 

6.4 Es ist sicherzustellen, dass die Erreichbarkeit aller von dem Bauvorhaben berühr-
ten, gegenwärtig erreichbaren Grundstücke auch während der Durchführung der 
Baumaßnahme für den Anliegerverkehr gegeben ist. Etwaige notwendige Ein-
schränkungen sind den betroffenen Anliegern frühzeitig, jedoch mindestens drei 
Tage vorher, zur Kenntnis zu geben. Zu möglichen Beeinträchtigungen existie-
render Zufahrten zu gewerblich genutzten Flurstücken soll mit den betroffenen 
Gewerbetreibenden vorher das Benehmen hergestellt werden. 

6.5 Sollten bei der Durchführung der Baumaßnahme Kampfmittel oder andere Ge-
genstände militärischer Herkunft gefunden werden, sind diese unverzüglich dem 
Kampfmittelbeseitigungsdienst des Polizeiverwaltungsamtes oder der örtlichen 
Polizeidienststelle anzuzeigen. 

6.6 Alle während der Bauausführung nur vorübergehend in Anspruch genommenen 
Flächen sind nach Beendigung der Baumaßnahme den Eigentümern in einem 
ordnungsgemäßen und für die ursprüngliche Nutzung tauglichen Zustand zu 
übergeben. 

6.7 Sollten bei den Bauarbeiten Hohlräume, Verfüllmassen und ähnliche Anzeichen 
auf alten Bergbau oder unterirdische Hohlräume bemerkt werden, ist dies dem 
Sächsischen Oberbergamt anzuzeigen. 

7 Vermessungswesen 

7.1 Vermessungs- und Grenzmarken sind grundsätzlich nicht zu entfernen oder zu 
verändern. Sie sind durch geeignete Maßnahmen so zu schützen, dass sie durch 
Bauarbeiten, Baustoffablagerungen, Baustellenverkehr oder andere Handlungen 
nicht beschädigt oder in ihrer Lage verändert werden und dass ihre Erkennbarkeit 
und Verwendbarkeit nicht beeinträchtigt wird. 

7.2 Sollte durch die Baumaßnahme die Gefahr einer Veränderung, Beschädigung o-
der Entfernung von Grenzmarken bestehen, ist deren Sicherung auf eigene Kos-
ten bei einem öffentlich bestellten Vermessungsingenieur zu veranlassen. 

8 Versorgungsleitungen und Kabel 

8.1 Der Zeitpunkt des Baubeginns ist folgender Stelle rechtzeitig, soweit nicht aus-
drücklich abweichend geregelt, spätestens zwei Wochen vor dem geplanten Be-
ginn der Bauarbeiten bekanntzugeben: 
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 Zweckverband Wasser und Abwasser Vogtland (ZWAV) unter Hinweis auf 
dessen Schreiben vom 4. April 2022 (Zeichen: T-M / Tr / Ho - AZ: 1739.15630). 

8.2 Die Hinweise und Schutzanweisungen des genannten Versorgungsunterneh-
mens sind bei der Realisierung der Maßnahme zu beachten, soweit diese nicht 
im Widerspruch zu den Festsetzungen dieses Beschlusses stehen. 

9 Wasserwirtschaft/Grundwasser/Gewässer-/Hochwasserschutz/Heilwasser/Fischerei 

9.1 Die Maßnahmen an Gewässern sind entsprechend den festgestellten Planunter-
lagen und den dazugehörigen Nebenbestimmungen auszuführen. Änderungen 
und Abweichungen bedürfen der vorherigen Zustimmung der Planfeststellungs-
behörde. 

9.2 Der Baubeginn im Baugebiet ist der unteren Wasserbehörde des Landkreises 
Vogtlandkreis mindestens 1 Woche vorher schriftlich anzuzeigen. Mit der Fach-
bauleitung ist ein auf dem Fachgebiet der Geologie/Hydrogeologie fachkundiges 
Ingenieurbüro zu beauftragen. Für die Durchführung von Baumaßnahmen ist ein 
verantwortlicher Bauleiter zu bestellen. Der Bauleiter und die Fachbauleitung sind 
der unteren Wasserbehörde des Vogtlandkreises spätestens 1 Woche vor Beginn 
der Baumaßnahme namentlich mit Anschrift und Telefonnummer bekanntzuge-
ben. 

9.3 Die bauausführenden Firmen sowie alle auf der Baustelle beschäftigten Personen 
sind vor Baubeginn aktenkundig auf die Lage der Baustelle innerhalb der Heil-
quellenschutzzone III von Bad Brambach und Bad Elster hinzuweisen und über 
die erforderlichen Maßnahmen zum Gewässerschutz zu belehren. Von der Be-
lehrung ist ein Protokoll mit den Unterschriften der auf der Baustelle beschäftigten 
Personen anzufertigen und dem Landratsamt Vogtlandkreis, untere Wasserbe-
hörde, zuzustellen.  

9.4 Vor Baubeginn ist für die Baumaßnahmen ein Havarie-/Benachrichtigungsplan für 
den Havariefall zu erarbeiten und der unteren Wasserbehörde des Vogtlandkrei-
ses zur Bestätigung vorzulegen. Der Havarieplan muss Angaben zu Sofortmaß-
nahmen bei Vorkommnissen, die zu einer Grundwassergefährdung führen oder 
führen könnten, enthalten. Des Weiteren sind Vorsorgemaßnahmen festzulegen 
und die Namen und Telefonnummern der Projektbeteiligten, des Begünstigten, 
der unteren Wasserbehörde des Vogtlandkreises und der entsprechenden Ret-
tungsstellen aufzuführen. Der Havarieplan ist allen auf der Baustelle beschäftig-
ten Personen bekanntzugeben und jederzeit zugänglich und sichtbar auf der Bau-
stelle aufzubewahren. 

9.5 Alle Arbeiten sind entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
durchzuführen, hier insbesondere die jeweils gültigen DIN-Vorschriften und 
DVGW-Regelwerke. 

9.6 Die planerischen Empfehlungen im hydrogeologischen Standortgutachten zu der 
temporären Baustraße, dem temporären Lagerplatz (BE-Fläche) und den beiden 
temporären Überfahrten sind zu berücksichtigen. 

9.7 Die geplante Eingriffstiefe von maximal 1,10 m im Bereich der Bachumverlegung 
darf nicht überschritten werden. Auelehmschichten sind nach Möglichkeit zu er-
halten. 
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9.8 Im Rahmen der Bauwasserhaltung darf das Grundwasser bis 1,20 m unter Ge-
lände abgesenkt werden. 

9.9 Beim Verfüllen von Baugruben/Profilieren des Geländes darf ausschließlich na-
türlicher, unbelasteter, hygienisch unbedenklicher Erdstoff/Bodenaushub, der die 
Zuordnungswerte Z0 der LAGA-Richtlinie „Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung, TR Boden“ erfüllt, verwendet werden. Ausnahmen sind unter Vorlage 
der Analysenergebnisse (Trockensubstanz und Eluat) für in der Umgebung ge-
wonnene Erdstoffe bei Einhaltung der geogenen Hintergrundwerte möglich. Re-
cyclingmaterial ist nicht zugelassen. 

9.10 Die vorgesehenen Bauprodukte und Bauhilfsstoffe, die im Kontakt mit dem Erd-
reich oder dem Grundwasser stehen, dürfen keine Schadstoffe in den Untergrund 
abgeben, die zu einer schädlichen Bodenveränderung und/oder Grundwasserver-
unreinigung führen könnten. Dies gilt auch während der unmittelbaren Bau- und 
Verarbeitungszeit. Die Baumaterialien müssen beständig sein gegenüber 
schwach betonangreifender kalklösender Kohlensäure. Wird beim Betonieren 
eine Schalung verwendet, ist auf Schalöle zu verzichten. 

9.11 Für die Bauarbeiten/Geländeprofilierungen dürfen ausschließlich vibrationsarme 
Verdichtungsmethoden angewandt werden. 

9.12 Die Baumaßnahmen am Gewässer sind so durchzuführen, dass es zu keiner ver-
meidbaren Beeinträchtigung des Gewässers und insbesondere nicht zu Ab-
schwemmungen in das Fließgewässer kommt. 

9.13 Baumaschinen und Geräte dürfen nur so abgestellt werden, dass auch bei einer 
sich veränderten Wasserführung, etwa infolge eines Starkregenereignisses, eine 
nachteilige Veränderung der Wasserbeschaffenheit oder des Wasserabflusses 
nicht zu besorgen ist. 

9.14 Die Baustelleneinrichtung hat außerhalb des Überschwemmungsgebietes zu er-
folgen. Der Hochwasserschutz ist in jeder Bauphase zu gewährleisten. Die Bau-
stelle ist in den Hochwassernachrichtendienst durch eine entsprechende akten-
kundige Abstimmung mit der Gemeinde Bad Elster einzubeziehen (siehe § 3 Abs. 
7 Hochwassernachrichten- und Alarmdienstverordnung/HWNAVO). 

9.15 Abweichend von den Planunterlagen ist auf eine Befestigung der Furt mittels Be-
tonplatten zu verzichten. Eine alternative Befestigung mit lagestabilen Wasser-
bausteinen scheidet wegen des damit verbundenen erhöhten Eingriffes in die das 
Quellgebiet schützende Auelehmschicht ebenfalls aus. 

9.16 Nach Fertigstellung der Maßnahme sind das Gewässer sowie alle Ufer- und Vor-
landbereiche zu beräumen. Die bauzeitlichen Überfahrten sind ordnungsgemäß 
zurückzubauen. 

9.17 Vor Ort ist ein Bautagebuch zu führen. Das Bautagebuch ist auf der Baustelle so 
vorzuhalten, dass es für die untere Wasserbehörde des Vogtlandkreises jederzeit 
einsehbar ist. 

9.18 Bei Antreffen sichtbarer Boden- und/oder Grundwasserbelastungen ist unverzüg-
lich das Landratsamt Vogtlandkreis, untere Wasserbehörde, zu informieren. 
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9.19 Tiefbauarbeiten (Geländeprofilierungen, Gründungsarbeiten) und Bauwasserhal-
tung sind bis zur Fertigstellung der Geländeoberfläche durch die Fachbauleitung 
zu begleiten und zu kontrollieren. 

9.20 Baustellenkontrollen sind ab Beginn von Bodeneingriffen bis zur Fertigstellung der 
Geländeoberfläche regelmäßig (mindestens einmal die Woche) durchzuführen 
und beinhalten folgende Maßnahmen: 

 Überwachung von Bau- und Profilierungsarbeiten, Aufnahme und Beschrei-
bung der Schichtenprofile nach geltenden DIN-Normen, 

 Festlegungen zur Überwachung der Bauwasserhaltung, 

 visuelle und organoleptische Kontrolle der Baugrubensohlen bzw. des aufge-
schlossenen Erdreiches auf Kontaminationen, Gas- und Wasseraustritte, 

 Ermittlung von Menge und Beschaffenheit des zusitzenden Grundwassers, 

 Überwachung der Verfüll- und Einbauarbeiten, einschließlich der eingebrach-
ten Materialien. 

9.21 Die Baustellenkontrollen und Überwachungsmaßnahmen sind im Bautagebuch 
zu protokollieren. Sofern sich im Rahmen der laufenden Kontrollen bzw. Überwa-
chungsmaßnahmen Anzeichen ergeben, die eine Beeinträchtigung der Heilwas-
servorkommen von Bad Brambach und Bad Elster besorgen lassen, sind die Ar-
beiten einzustellen und durch die Fachbauleitung Maßnahmen zum Schutz der 
Heilwasservorkommen von Bad Brambach und Bad Elster einzuleiten. Die untere 
Wasserbehörde im Landratsamt Vogtlandkreis und die Sächsische Staatsbäder 
GmbH sind umgehend zu informieren. 

Die Ergebnisse der durchzuführenden Kontrollen und Überwachungsmaßnah-
men sind in einem Abschlussbericht zu dokumentieren, darzustellen und gut-
achterlich (bezüglich Heilquellenschutz) durch die Fachbauleitung zu bewerten. 
Der Abschlussbericht ist der unteren Wasserbehörde im Landratsamt Vogtland-
kreis spätestens 8 Wochen nach Beendigung der Bauaktivitäten zuzustellen. 

9.22 Die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen (u. a. Kraftstoffe, Schmiermittel 
und dgl.) auf der Baustelle ist ausschließlich innerhalb eines überdachten und 
abschließbaren Containers zulässig. Die erforderlichen Behältnisse (u. a. Kanis-
ter) sind innerhalb des Containers in einer Auffangwanne aufzustellen, die min-
destens das Volumen des größten Behälters aufnehmen kann. Die Menge der 
vorzuhaltenden wassergefährdenden Stoffe ist hierbei auf das erforderliche Min-
destmaß zu beschränken. Der Containerstandort ist vor Baubeginn mit der unte-
ren Wasserbehörde des Vogtlandkreises aktenkundig abzustimmen. 

9.23 Im unmittelbaren Baustellenbereich dürfen nur die Maschinen vorgehalten wer-
den, die tatsächlich jeweils benötigt werden. Sofern technisch möglich, sind 
elektrisch betriebene Maschinen einzusetzen. Alle Baumaschinen, Fahrzeuge 
und Geräte, die durch Verbrennungsmotoren angetrieben werden, sind, sofern 
technisch möglich, nach Betriebsende auf einer befestigten und versiegelten, ge-
gen Abschwemmungen gesicherten Fläche abzustellen. Sofern in der Nähe der 
Baustelle keine versiegelten Flächen zur Verfügung stehen, ist ein Provisorium 
herzustellen, welches geeignet ist, die Treibstoffmengen der darauf abgestellten 
Fahrzeuge aufzufangen. 
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9.24 Die Baumaschinen und -geräte müssen in einem wartungstechnisch einwand-
freien Zustand sein. Während der Bauzeit sind die Baumaschinen und -geräte 
arbeitstäglich von dem Bauleiter auf ihren wartungstechnisch einwandfreien Zu-
stand zu kontrollieren. Baumaschinen mit Hydraulikantrieb dürfen nur mit Bio-
Hydrauliköl betrieben werden. 

9.25 Das Betanken von Motoren mit Antrieb durch Verbrennungskraftstoff muss auf 
einer befestigten und versiegelten Fläche erfolgen. Beim Betanken sind ausrei-
chend dimensionierte Auffangbehältnisse unterzustellen, um überlaufenden 
Kraftstoff schadlos aufzufangen. 

9.26 Auf der Baustelle sind Havariebekämpfungsmittel (z. B. Ölbindemittel, Auffang-
wanne, Folien zur Ablagerung bzw. Abdeckung kontaminierter Bodenmassen, 
auslaufsichere Container mit Abdeckplatten von mindestens 5 m³ Inhalt) ausrei-
chend und schnell erreichbar vorzuhalten. 

9.27 Sollten trotz aller Vorsorgemaßnahmen infolge eines Maschinenschadens oder 
dgl. wassergefährdende Stoffe in das Erdreich gelangen, sind unverzüglich und 
unaufgefordert Maßnahmen zum Rückhalt austretender Öle und dgl. zu treffen 
und der kontaminierte Boden zu entfernen. Dieser ist zunächst in auslaufsicheren 
Containern mit Abdeckplatten von mindestens 5 m³ Inhalt für eine ordnungsge-
mäße Entsorgung bereitzustellen. 

9.28 Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen sind umgehend und unaufgefordert der 
unteren Wasserbehörde im Landratsamt Vogtlandkreis und der Sächsischen 
Staatsbäder GmbH zu melden. 

9.29 Arbeiten im oder am Gewässer sind spätestens 21 Tage vor Beginn der Fische-
reibehörde (Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie) 
und dem Fischereiausübungsberechtigten anzuzeigen.  

9.30 Arbeiten im oder am Gewässer dürfen gemäß § 14 Abs. 2 SächsFischVO nicht 
innerhalb der Fischschonzeiten nach § 2 Abs. 1 SächsFischVO durchgeführt wer-
den, anderenfalls ist eine Ausnahme bei der Fischereibehörde zu beantragen. 

9.31 Die Baumaßnahme ist der LTV 14 Tage vor Baubeginn schriftlich anzuzeigen. Die 
LTV ist zur Bauanlaufberatung und zur Abnahme einzuladen. 

IV Wasserrechtliche Erlaubnisse und Genehmigungen 

Von dem vorliegenden Planfeststellungsbeschluss sind die folgenden wasserrechtlichen 
Genehmigungen erfasst: 

Gewässerausbau für die Umverlegung des Rauner Baches gemäß §§ 67 Abs. 2, 68 
Abs.1 WHG 

Erteilt wird die Genehmigung zur Umverlegung des Rauner Baches auf einer Länge von 
ca. 136 m innerhalb des Überschwemmungsgebietes im Zuge der Sicherung der Stütz-
wand 7 an der Bundesstraße B 92. 

 Umverlegung Rauner Bach:    Koordinaten ETRS89/UTM33: 

Oberstromiger Baubeginn (km 0+000): RW: 306875 
HW: 5572982 
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Unterstromiges Bauende (km 0+136,15):  RW: 306755 
HW: 5573019 

Errichtung oder Beseitigung von Anlagen in, an, unter und über oberirdischen Gewäs-
sern und im Uferbereich nach § 36 WHG i. V. m. § 26 Abs. 1 SächsWG 

Erteilt wird die Genehmigung zur Errichtung einer Furt sowie einer Sedimentfalle. 

 Furt:      Koordinaten ETRS89/UTM33: 

Bauwerksmitte:    RW: 306845 
HW: 5572996 

 Sedimentfalle:     Koordinaten ETRS89/UTM33: 

Oberstromiger Beginn (ab km 0+136,15): RW: 306755 
HW: 5573019 

Unterstromiges Ende:   RW: 306742 
HW: 5573008 

Befreiung nach der Heilquellenschutzgebietsverordnung 

Die Befreiung von den Verboten nach § 7 Abs. 2 Ziff. 5.01 „Herstellen oder die wesentli-
che Umgestaltung von oberirdischen Gewässern“ und § 7 Abs. 2 Ziff. 5.04 „Bohrun-
gen/Schürfungen mit Grundwasseraufschluss“ der Heilquellenschutzgebietsverordnung 
wird unter Berücksichtigung der unter A III 9 gelisteten Nebenbestimmungen erteilt. 

V Zusagen 

Zusicherungen bzw. Zusagen, welche der Vorhabenträger in seinen schriftlichen Erwide-
rungen auf Stellungnahmen und Einwendungen abgegeben hat, werden für verbindlich 
erklärt und sind von ihm zu erfüllen, sofern in diesem Planfeststellungsbeschluss nichts 
Entgegenstehendes geregelt ist. Kommt es im Einzelfall zum Streit über die Aufgabe oder 
den Inhalt einer Zusicherung bzw. Zusage des Vorhabenträgers, entscheidet die Plan-
feststellungsbehörde darüber durch gesonderten Verwaltungsakt. 

VI Einwendungen 

Soweit die vorgebrachten privaten Belange oder die durch Träger öffentlicher Belange 
erfolgten Hinweise durch diesen Beschluss oder die planfestgestellten Unterlagen keine 
Berücksichtigung gefunden haben, werden sie zurückgewiesen. 

VII Sofortvollzug 

Der Beschluss ist nicht sofort vollziehbar. 

VIII Kosten 

1 Der Vorhabenträger trägt als Antragsteller die Kosten des Verfahrens. 

2 Dieser Beschluss ergeht gebührenfrei. Die Festsetzung der Auslagen bleibt ei-
nem gesonderten Bescheid vorbehalten. 
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B Sachverhalt 

I Beschreibung des Vorhabens 

Das Bauvorhaben umfasst die Sicherung der Stützwand 7 entlang der Bundesstraße 
B 92 bei Sohl.  

Die Sicherung wird mit der Herstellung einer standsicheren Böschung, die sich unterhalb 
der Stützwand befindet, realisiert. Zur Herstellung der Böschung ist es erforderlich, den 
Rauner Bach, der unmittelbar am jetzigen Böschungsfuß verläuft, dauerhaft umzuverle-
gen. 

Bezüglich der Details wird auf die planfestgestellten Unterlagen verwiesen. 

II Ablauf des Planfeststellungsverfahrens 

Mit Schreiben vom 25. Januar 2022 beantragte der Vorhabenträger, das Landesamt für 
Straßenbau und Verkehr, Niederlassung Plauen, die Durchführung des Planfeststel-
lungsverfahrens nach § 17 FStrG für das Bauvorhaben „B 92 - Sicherung Stützwand 7 
bei Sohl“ bei der Landesdirektion Sachsen. 

Die Auslegung der Planunterlagen wurde gemäß § 3 Abs. 1 PlanSiG durch eine Veröf-
fentlichung im Internet ersetzt. Der Inhalt der Bekanntmachung nach § 19 Abs. 1 UVPG 
und der nach § 19 Abs. 2 UVPG auszulegenden Unterlagen wurden im UVP-Portal unter 
https://www.uvp-verbund.de zugänglich gemacht. 

Die Planunterlagen lagen zusätzlich vom 4. April 2022 bis 3. Mai 2022 in der Stadtver-
waltung Bad Elster zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

Bei der Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass Einwendungen bzw. Äuße-
rungen gegen den Plan bei der Landesdirektion Sachsen, 09105 Chemnitz schriftlich 
bzw. bei der Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Chemnitz, Altchemnitzer Straße 41 
in 09120 Chemnitz oder bei der Stadtverwaltung Bad Elster schriftlich oder zur Nieder-
schrift erhoben werden können. 

Auf die Folgen der Fristversäumnis gemäß § 17 Abs. 1 Satz 5 FStrG i. V. m. § 73 Abs. 4 
VwVfG sowie § 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG wurde ausdrücklich hingewiesen. 

Parallel zur Auslegung der Unterlagen erfolgte eine Beteiligung potenziell betroffener 
Träger öffentlicher Belange und Leitungsrechtsinhaber. 

Die anerkannten Naturschutzverbände wurden nach § 33 Abs. 2 Satz 2 SächsNatSchG 
über die Auslegung der Planunterlagen unterrichtet. 

Es wurden von mehreren Behörden bzw. Trägern öffentlicher Belange und Leitungs-
rechtsinhabern sowie von zwei anerkannten Naturschutzvereinigungen Stellungnahmen 
abgegeben. Private Einwendungen wurden nicht erhoben. 

Auf einen Erörterungstermin konnte aufgrund der überschaubaren Einwendungslage ver-
zichtet werden. 

Zu den Einzelheiten des Verfahrens wird auf die Verfahrensakte verwiesen. 
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C Entscheidungsgründe 

I Verfahren 

1 Notwendigkeit des Planfeststellungsverfahrens; Zuständigkeit; Verfahren 

Bundesstraßen dürfen gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 FStrG nur gebaut oder geändert wer-
den, wenn der Plan vorher festgestellt ist. Die für die Durchführung des Anhörungsver-
fahrens und die Feststellung des Plans sachlich und örtlich zuständige Behörde für das 
Vorhaben ist gemäß § 39 Abs. 9 SächsStrG die Landesdirektion Sachsen. Die bei einem 
Planfeststellungsverfahren zu beachtenden Verfahrensschritte ergeben sich aus §§ 17, 
17a FStrG i. V. m. §§ 72 bis 78 VwVfG. 

Anstelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann eine Plangenehmigung erteilt werden, 
wenn Rechte anderer nicht oder nicht wesentlich beeinträchtigt werden oder die Betroffe-
nen sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen Rechts schriftlich 
einverstanden erklärt haben und mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgaben-
bereich berührt wird, das Benehmen hergestellt worden ist. Ein derartiger Fall liegt hier 
nicht vor, so dass zwingend ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen war. 

2 Umfang der Planfeststellung 

Durch den Planfeststellungsbeschluss wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließ-
lich der notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm 
berührten öffentliche Belange festgestellt und es werden alle öffentlich-rechtlichen Be-
ziehungen zwischen dem Träger des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen 
rechtsgestaltend geregelt (§ 75 Abs. 1 VwVfG). 

Der straßenrechtliche Planfeststellungsbeschluss ersetzt im Übrigen alle nach anderen 
Rechtsvorschriften notwendigen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, 
Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen (§ 75 Abs. 1 Satz 1 
VwVfG). Hiervon ausgenommen sind die wasserrechtlichen Erlaubnisse und die wasser-
rechtlichen Bewilligungen nach §§ 8 ff. WHG. Aufgrund der Zuständigkeitszuweisung des 
§ 19 Abs. 1 WHG entscheidet die Landesdirektion Sachsen als Planfeststellungsbehörde 
im Planfeststellungsbeschluss formal jedoch auch über die Erteilung dieser Gestattungen 
im Einvernehmen mit der unteren Wasserbehörde. 

II Planrechtfertigung/Erforderlichkeit 

Eine hoheitliche Planung bedarf aufgrund der von ihr ausgehenden Wirkungen auf öf-
fentliche Belange sowie auf Rechte Dritter einer besonderen Rechtfertigung. Diese be-
sondere Rechtfertigung ist immer dann gegeben, wenn für das mit der straßenrechtlichen 
Planung beabsichtigte Vorhaben nach Maßgabe der vom FStrG verfolgten Ziele ein Be-
dürfnis besteht, die geplante Maßnahme also unter diesem Blickwinkel objektiv erforder-
lich ist. 

Das ist dann der Fall, wenn die Planungsentscheidung für das Vorhaben mit den Zielen 
des Fachplanungsgesetzes übereinstimmt. Dies entspricht dem Grundsatz der soge-
nannten Zielidentität zwischen dem Objekt des Fachplanungsgesetzes und dem Gegen-
stand der Planfeststellung, so dass eine Straße planerisch gerechtfertigt ist, wenn sie zur 
Verwirklichung der Zielvorstellungen des zu Grunde zu liegenden Gesetzes vernünftiger-
weise geboten ist. 
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Die Zielsetzung besteht gemäß § 1 Abs. 1 FStrG bezogen auf Bundesstraßen darin, ein 
zusammenhängendes Verkehrsnetz zu bilden und einem weiträumigen Verkehr zu die-
nen. 

Dem § 3 FStrG ist dabei zu entnehmen, wie der Ausbauzustand der Bundesstraßen her-
zustellen ist, um diesen Anforderungen zu genügen und den Zielsetzungen des FStrG 
gerecht zu werden. Demnach ist eine Bundesstraße in einem den regelmäßigen Ver-
kehrsbedürfnissen genügenden Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu erweitern oder 
sonst zu verbessern. 

Unter diesen Gesichtspunkten ist das hier genehmigte Vorhaben erforderlich. Es wird 
zugelassen, da es im Interesse des öffentlichen Wohls unter Beachtung der Rechte Drit-
ter im Rahmen der planerischen Gestaltungsfreiheit vernünftigerweise geboten ist, weil 
die Sicherung der Stützwand 7 bei Sohl der Sicherstellung der Leistungsfähigkeit der 
B 92 dient. Die B 92 besitzt als Europastraße E 49 eine hohe Bedeutung für den überre-
gionalen Grenzverkehr in die Tschechische Republik. Sie hat außerdem eine hohe regi-
onale- und überregionale Verbindungsfunktion sowie eine raumerschließende Funktion 
für die Städte und Gemeinden des vogtländischen Oberlandes und dient als Zubringer 
der Verkehrsströme zur BAB 72 – AS Plauen-Süd und in Verbindung mit der Staatsstraße 
S 309 zur BAB 93/BAB 9. 

Die Stützwand 7 bei Sohl befindet sich an der B 92 südlich von Oelsnitz zwischen Adorf 
und Bad Brambach. Der Rauner Bach fließt unmittelbar an der Böschung entlang, die an 
der Stützwand verläuft. 

Die bestehende Stützwand ist als bewehrter Randbalken mit Mikro-Bohrpfahlgründung 
ausgeführt. Die an der Stützwand verlaufende Böschung wurde im Zuge von Hochwas-
serereignissen ausgespült und durch Erosion abgetragen, wodurch eine übersteile Bö-
schung entstand. Infolge Setzungen und Hangrutschungen wurde die Gründungssohle 
der Stützwand freigelegt. Die zu sichernde Baulänge der Stützwand beträgt ca. 112 m. 

Das Ziel des Bauvorhabens ist die Errichtung einer standsicheren Böschung, die die 
Gründungsebene der Stützwand sichert und damit die Standsicherheit und die Dauerhaf-
tigkeit des Bauwerkes gewährleistet. Für die Herstellung der Böschung ist eine dauer-
hafte Umverlegung des Rauner Baches auf einer Länge von ca. 136 m erforderlich. 

III Linienführung/Variantenuntersuchung 

Bei dem Bauvorhaben handelt es sich um eine Sicherungsmaßnahme an einer beste-
henden Stützwand. Die Abmessungen der Stützwand 7 bleiben unverändert. Die Siche-
rung der Stützwand verbessert die Dauerhaftigkeit des Bauwerkes. Mit dem Bauvorha-
ben werden keine Änderungen an der Trassierung und an der Querschnittsgestaltung 
der Bundesstraße B 92 vorgenommen. Auf eine Variantenbetrachtung in der Trassie-
rung, die notwendige Folge einer Versetzung der Bauwerke gewesen wäre, konnte daher 
verzichtet werden. Auch im Hinblick auf die topografischen Zwänge und die Minimierung 
der Eingriffe in Natur und Landschaft stehen keine alternativen Varianten zur Disposition. 

IV Umweltverträglichkeitsprüfung 

1 UVP-Pflicht des Vorhabens 

Für das vorliegende Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer UVP. 
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Das Vorhaben umfasst neben der Sicherung der Stützwand 7 an der B 92 die vorherige 
Verlegung des Rauner Baches aus dem unmittelbaren Einflussbereich der B 92/beste-
henden Stützwand. Mit dieser Maßnahme werden Flächen im FFH-Gebiet „Raunerbach- 
und Haarbachtal“ beansprucht und es gibt Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt. 

Der Vorhabenträger hat nach § 7 Abs. 3 UVPG die Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung beantragt. Auf eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls aufgrund des 
§ 7 Abs. 1 Satz 1 UVPG i. V. m. Nr. 14.6 der Anlage 1 des UVPG kann deshalb verzichtet 
werden. Dies wird seitens der Planfeststellungsbehörde als zweckmäßig erachtet (vgl. 
Aktennotiz der Landesdirektion Sachsen vom 3. Januar 2022 zur Erforderlichkeit der 
UVP). 

Die UVP ist unselbstständiger Teil (§ 4 UVPG) des straßenrechtlichen Planfeststellungs-
verfahrens, das der Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens dient. 

Sie umfasst die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der erheblichen Auswirkungen 
des Vorhabens auf die Schutzgüter Menschen (insbesondere die menschliche Gesund-
heit), Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
Landschaft, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie deren Wechselwirkungen, § 2 
Abs. 1 UVPG. 

2 Allgemeine Grundsätze 

Die nach § 26 Abs. 1 Nr. 3 a) UVPG erforderlichen Angaben über das Verfahren zur 
Beteiligung der Öffentlichkeit finden sich unter B II in diesem Beschluss. Stellungnahmen, 
die umweltbezogene Angaben enthielten, sind durch den Landkreis Vogtlandkreis im 
Verfahren abgegeben worden. 

Überwachungsmaßnahmen nach § 28 UVPG sind aufgrund der spezielleren Regelung 
des § 17 Abs. 7 BNatSchG entbehrlich, da dort bereits die Überwachung der frist- und 
sachgerechten Durchführung der Vermeidungs- sowie der festgesetzten Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen einschließlich der erforderlichen Unterhaltungsmaßnahmen geregelt 
ist. Zuständige Behörde ist die untere Naturschutzbehörde, § 47 Abs. 1 SächsNatSchG. 

3  Zusammenfassende Darstellung, § 24 UVPG 

Nach § 24 Abs. 1 Satz 1 UVPG erarbeitet die zuständige Behörde eine zusammenfas-
sende Darstellung 

1 der Umweltauswirkungen des Vorhabens, 

2 der Merkmale des Vorhabens und des Standorts, mit denen erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen ausgeschlossen, vermindert oder ausgeglichen wer-
den sollen, und 

3 der Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ausge-
schlossen, vermindert oder ausgeglichen werden sollen, sowie 

4 der Ersatzmaßnahmen bei Eingriffen in Natur und Landschaft. 

Die Erarbeitung erfolgt nach § 24 Abs. 1 Satz 2 UVPG auf der Grundlage der umwelt-
fachlichen Ausführungen in der Planunterlage (u. a. Angaben zu den Umweltauswirkun-
gen im Erläuterungsbericht, UVP-Bericht, LBP und in der FFH-Verträglichkeitsprüfung), 
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der behördlichen Stellungnahmen nach § 17 Abs. 2 UVPG und den Ergebnissen eigener 
Ermittlungen, § 24 Abs. 1 Satz 3 UVPG. 

Äußerungen der betroffenen Öffentlichkeit nach § 21 UVPG erfolgten nicht. 

Behördliche Stellungnahmen nach § 17 Abs. 2 UVPG mit Bezug zu den Schutzgütern 
des § 2 Abs. 1 UVPG erfolgten durch den Landkreis Vogtlandkreis. 

3.1 § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UVPG, Umweltauswirkungen des Vorhabens: 

Hinsichtlich der Umweltauswirkungen werden anlage-, betriebs- und baubedingte Aus-
wirkungen des Vorhabens untersucht und eine Auswirkungsprognose hinsichtlich der 
Schutzgüter des § 2 UVPG vorgenommen. 

Anlagebedingte Wirkungen des Vorhabens: 

Anlagebedingte Wirkungen sind alle nachhaltigen und dauerhaften Veränderungen der 
Leistungsfähigkeit des Natur- und Landschaftshaushaltes (einschließlich des Land-
schaftsbildes), die insbesondere durch die neu anzulegenden Böschungsflächen verur-
sacht werden. Als indirekte anlagebedingte Auswirkung ist die Verlegung des Rauner 
Baches in ein neues Gewässerbett einzustufen. 

Betriebsbedingte Wirkungen des Vorhabens: 

Betriebsbedingte Wirkungen resultieren aus der Abwicklung des Verkehrs sowie aus dem 
Unterhalt der Straße und deren Nebenanlagen. Eine Erhöhung des Verkehrsaufkom-
mens aufgrund der Sicherung der Stützwand 7 wird nicht prognostiziert, so dass keine 
zusätzlichen verkehrsspezifischen Emissionen und damit keine betriebsbedingten Wir-
kungen, die über das heute schon vorhandene Ausmaß hinausgehen, zu erwarten sind. 

Baubedingte Wirkungen des Vorhabens: 

Baubedingte Wirkungen des Vorhabens sind vor allem die bei der Durchführung entste-
henden Lärmemissionen, Erschütterungen, visuellen Wirkungen durch Baufahrzeuge, 
die Luftschadstoffbelastung durch Verbrennungsmotoren der Baufahrzeuge und die 
Staubentwicklung. Die Gewässerfauna und der Boden sind zudem baubedingt der Ge-
fahr von Schadstoffeinträgen ausgesetzt. 

3.2 Schutzgutbezogene Betrachtung der Auswirkungen des Vorhabens: 

Die Ermittlung und Bewertung der erheblichen Auswirkungen erfolgt für die Sicherungs-
maßnahmen an der Stützwand und die Verlegung des Rauner Baches. 

3.2.1 Auswirkungen auf den Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit: 

Bestehender Zustand: 

Die Sicherungsmaßnahmen an der Stützwand und die Verlegung des Rauner Baches 
erfolgen südlich der vorhandenen B 92. Im näheren Umfeld des Baubereiches befinden 
sich keine Wohn- oder Gewerbegebäude. 

Bewertung Auswirkungen: 

Die baubedingt auftretenden Immissionen sind nur temporär und reversibel. Nach Been-
digung der Arbeiten entfallen diese. Zudem können die Beeinträchtigungen durch die 
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Einhaltung der Nebenbestimmungen in diesem Beschluss (vgl. A III 4) minimiert bzw. 
vermieden werden. 

Anlagebedingt kommt es zur Inanspruchnahme von Flächen, die jedoch unbebautes Ge-
lände betreffen. 

Die betriebsbedingten Auswirkungen ändern sich im Vergleich zur Bestandssituation 
nicht. 

Im Ergebnis werden die vorhabenbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch 
als nicht erheblich bewertet. 

3.2.2 Auswirkungen auf Tiere/Pflanzen: 

Bestehender Zustand: 

Der vom Vorhaben betroffene Auenbereich des Rauner Baches befindet sich im Natura 
2000-Gebiet. Dabei handelt es sich um das Fauna-Flora-Habitat-Gebiet „Raunerbach- 
und Haarbachtal“ (DE 5639-302). Des Weiteren erstrecken sich das Naturschutzgebiet 
„Rauner- und Haarbachtal“ sowie das das Landschaftsschutzgebiet „Oberes Vogt-
land“ und der Naturpark „Erzgebirge/Vogtland“ über das Untersuchungsgebiet. 

Innerhalb des Untersuchungsgebietes existieren die gesetzlich geschützten Biotope. 
„Naturnaher Bachlauf des Rauner Baches“ und „Mädesüß-Hochstaudenflur“. 

Anthropogene Beeinflussungen ergeben sich durch die bestehende B 92. 

Bewertung Auswirkungen: 

Das Vorhaben ist mit Eingriffen in geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG (Naturnaher 
Bachlauf des Rauner Baches) sowie in die genannten Schutzgebiete verbunden. 

Als wertvolle Biotopstrukturen werden im Zuge der Sicherung der Stützwand 7 und der 
Verlegung des Rauner Baches, verkehrs- und gewässerbegleitende Gehölzbestände so-
wie Hochstaudenfluren in Anspruch genommen. Für den Bereich der Stützwand 7 und 
der dafür notwendigen Straßenböschung (ca. 1.090 m²) erfolgen anlagebedingt dauer-
hafte Flächeninanspruchnahmen. 

Mit der Verlegung des Rauner Baches und der Initialpflanzung gewässerbegleitender 
Gehölze sowie der gezielten Sukzession standorttypischer Biotopausprägungen für die 
Ruderalflurbereiche werden die in Anspruch genommenen Biotope kurz- bis mittelfristig 
im unmittelbaren Umfeld des Eingriffes wieder angelegt und entwickelt. 

Die vom Vorhaben in Anspruch genommenen Flächen haben neben der Biotopfunktion 
auch Habitatfunktionen, die sich mit der Verlegung des Rauner Baches und der Biotopzu-
weisungen für die Baufeldbereiche wiedereinstellen werden. 

Mit der Sicherung der Stützwand 7 werden die Zerschneidungswirkungen des bestehen-
den Verkehrsweges in den bisher bestehenden Dimensionen zwar beibehalten, aller-
dings ist mit der Verbesserung der Standortfaktoren für den Abschnitt des Rauner Ba-
ches (im Gegensatz zur derzeitigen Lage unmittelbar an der B 92) insgesamt mittel- bis 
langfristig von einer Verbesserung für die Habitat- und Biotopverbundfunktion auszuge-
hen. 
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Es sind mit dem Vorhaben keine betriebsbedingten Auswirkungen auf die Biotopfunktion, 
die Biotopverbund- und die Habitatfunktion verbunden. 

Bei verbindlicher Berücksichtigung entsprechender Vermeidungsmaßnahmen und der 
Umsetzung der geplanten landschaftspflegerischen Maßnahmen können die Auswirkun-
gen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt minimiert bzw. kompen-
siert werden. 

3.2.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Boden: 

Bestehender Zustand: 

Die Überbauung und Versiegelung von Böden stellt eine wesentliche Beeinträchtigung 
des Schutzgutes Boden dar, da es zu einem vollständigen Funktionsverlust kommt. Im 
Untersuchungsgebiet trifft dies vor allem auf die versiegelten Verkehrswege zu. Weitere 
Vorbelastungen resultieren aus dem betriebsbedingten Schadstoffeintrag in die Randflä-
chen der Verkehrswege (Streusalz, Schadstoffemissionen). 

Vorherrschend innerhalb des Untersuchungsgebietes ist Auengley aus fluvilimnogenem 
Schluff. Es handelt sich dabei um Auenböden aus schluffigen Fluss- und Auenablage-
rungen mit starker Vernässung. Sie sind nur eingeschränkt ackerbaulich zu bewirtschaf-
ten und weisen daher einen hohen Grünlandanteil auf. 

Bewertung Auswirkungen: 

Baubedingt sind keine relevanten Beeinträchtigungen für das Schutzgut Boden zu erwar-
ten. Baubedingt in Anspruch genommene Flächen werden nach Abschluss der Baumaß-
nahme rekultiviert und einer gezielten Sukzession zur Etablierung von Feuchtgrünland 
bzw. feuchten Hochstauden/Ruderalflur unterzogen. 

Anlagebedingt führt das Vorhaben zu Eingriffen in die natürliche Bodenfunktion im Be-
reich der anzulegenden Böschungsflächen südlich der Stützwand 7. 

Der Konflikt wird als nicht erheblich eingestuft, da die Böschungsflächen zum Teil wieder 
auf bestehenden Böschungen (bereits anthropogen beeinträchtigte Flächen) entstehen 
und zum anderen noch Bodenfunktionen wahrnehmen können. Die überformten Gewäs-
serböden des Rauner Baches entstehen im Zuge der Gewässerumverlegung wieder neu. 

Die betriebsbedingten Auswirkungen ändern sich im Vergleich zur Bestandssituation 
nicht wesentlich. 

Bei verbindlicher Berücksichtigung entsprechender Vermeidungsmaßnahmen und der 
Umsetzung der geplanten landschaftspflegerischen Maßnahmen können die Auswirkun-
gen auf das Schutzgut Boden kompensiert werden. 

3.2.4 Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser: 

Bestehender Zustand: 

Grundwasser: 

Das Untersuchungsgebiet liegt innerhalb des Grundwasserkörpers (GWK) „Oberlauf der 
Weißen Elster“. Der GWK befindet sich in einem guten mengenmäßigen und chemischen 
Zustand. Neben den sehr geringen Grundwasserführungen im Kluftbereich der Festge-



 
Seite 25 von 78 

steine nördlich der B 92 gibt es in den Talsedimenten des Rauner Baches eine Grund-
wasserführung. Es besteht jedoch kein geschlossener Grundwasserleiter. In der Aue des 
Rauner Baches liegt ein Porengrundwasserleiter im Lockergestein vor. 

Von der B 92 bis über die südlich gelegenen Bereiche des Untersuchungsgebietes er-
streckt sich das ausgewiesene Heilquellenschutzgebiet „Bad Brambach – Bad Elster“ mit 
der Zone III. 

Oberflächengewässer: 

Der betrachtete Untersuchungsraum liegt im Einzugsgebiet des Rauner Baches 
(DESN_566116), einem Gewässer 1. Ordnung. Sein ökologischer Zustand wird mit „mä-
ßig“, sein chemischer Zustand mit „nicht gut“ bewertet. Innerhalb des Untersuchungsge-
bietes verläuft der Rauner Bach zum Teil unmittelbar südlich der B 92. Er fließt zwar nicht 
mehr in seinem ursprünglichen Gewässerverlauf, dennoch hat sich der Bachlauf natur-
nah entwickelt. 

Der Verlauf des Rauner Baches am nördlichen Rand der Aue unmittelbar am Böschungs-
fuß der B 92 bildet eine Vorbelastung für das Schutzgut Wasser. Außerdem besteht durch 
die Bundesstraße B 92 eine Beeinträchtigung durch verkehrsbedingte Schadstoffein-
träge (Eintrag von Tausalz, Reifenabrieb etc.). 

Bewertung Auswirkungen: 

Mit dem Bauvorhaben sind keine betriebsbedingten Auswirkungen auf die Regulations-
funktion des Wasserhaushaltes verbunden.  

Die anlagebedingte Verlegung des Rauner Baches ist sowohl technisch bedingt als auch 
naturschutzfachlich vertretbar.  

Mit der Gewässerverlegung und den nachfolgenden Arbeiten an der Stützwand 7 sind 
temporär baubedingte Auswirkungen auf das Gewässersystem des Rauner Baches zu 
erwarten. Weitere mögliche baubedingte Beeinträchtigungen sind beispielsweise die Ver-
unreinigung des Gewässers durch Unachtsamkeit, Mängel an Baumaschinen und die 
Lagerung von Bau- und Betriebsmitteln. Diese potenziellen Beeinträchtigungen sind 
durch entsprechende Vermeidungsmaßnahmen auszuschließen. 

Ein umfassender bauzeitlicher Schutz des Rauner Baches ist durch die vorgesehenen 
Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen im Vorhabengebiet verbindlich sichergestellt. 
Damit können die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser vollständig kompensiert wer-
den. 

3.2.5 Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima und Luft: 

Zum Schutzgut Klima ist zunächst festzustellen, dass die bisherigen Gesetze weder kon-
krete Vorgaben zu den Anforderungen eines Berücksichtigungsgebotes enthalten noch 
der Gesetzgeber hierzu konkretisierende, auf das Einzelvorhaben herunterbrechbare 
Vorschriften, Leitfäden oder sonstigen Handreichungen erstellt hat (BVerwG, Urteil vom 
4. Mai 2022, 9 A .7.21). Ungeachtet dessen hat die Planfeststellungsbehörde auch dieses 
Schutzgut im Rahmen ihrer Abwägung zu berücksichtigen und in die Abwägung einzu-
stellen. 

Bestehender Zustand: 
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Das Untersuchungsgebiet gehört naturräumlich zum Oberen Vogtland und liegt zwischen 
480 m und 515 m über NN. Die Jahresdurchschnittstemperatur beträgt ca. 7,5 °C. Die 
Jahresniederschlagssumme bewegt sich etwa zwischen 770 und 780 mm. 

Eine relevante Vorbelastung des Untersuchungsgebietes bezüglich der Schutzgüter 
Klima/Luft ist vor allem durch die B 92 gegeben. Es gibt im Untersuchungsbereich keine 
klimarelevanten Barrieren. In der Aue des Rauner Baches ist aufgrund der nächtlichen 
Ausstrahlung bei windstillen Wetterlagen mit erhöhter Nebelbildung zu rechnen. 

Bewertung Auswirkungen: 

Baubedingt sind keine erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Klima/Luft zu er-
warten. 

Anlagebedingte relevante Beeinträchtigungen der Schutzgüter Klima/Luft durch das Vor-
haben sind aufgrund der geringen Eingriffsflächen, der Rekultivierung der bauzeitlich be-
anspruchten Bereiche und der Vorbelastung im Straßenbereich (Luftschadstoffe) nicht 
zu erwarten. 

Darüber hinaus verändern sich durch das Vorhaben keine klimarelevanten Strukturen. 

Soweit die Maßnahme zu einer Neuversiegelung und Beseitigung von Bäumen und 
Sträuchern führt, sieht die Planung hierfür einen vollständigen Ausgleich u. a. auch in der 
Form von CO2-bindenden Neuanpflanzungen vor. 

Betriebsbedingt wird die Beeinträchtigungsintensität für die Schutzgüter Klima/Luft durch 
Schadstoffimmissionen insgesamt als gering eingestuft. 

3.2.6 Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft: 

Bestehender Zustand: 

Insgesamt lassen sich drei Landschaftsbildeinheiten im Untersuchungsgebiet abgrenzen: 

Landschaftsbildeinheit 1: „Gut strukturierter Auenbereich des Rauner Baches“ 

Diese Landschaftsbildeinheit umfasst den Rauner Bach sowie dessen unmittelbaren Au-
enbereich als prägendes Element im Untersuchungsgebiet. Das Bachtal besitzt im Un-
tersuchungsgebiet einen weitestgehend naturnahen Auenbereich. Der Rauner Bach 
durchfließt mäandrierend die Aue. Entlang des Gewässers zieht sich ein gewässerbe-
gleitender Gehölzsaum aus Schwarzerle, Berg- und Spitzahorn. Im Plangebiet wird die 
bis 150 m breite Aue zum Teil als Dauergrünland genutzt. Weiterhin existieren großflä-
chige feuchte Hochstaudenfluren. 

Landschaftsbildeinheit 2: „Waldflächen auf stark bewegtem Relief“ 

Diese Landschaftsbildeinheit umfasst die Waldflächen nördlich und südlich des Rauner 
Baches. Es handelt sich dabei überwiegend um stärker geneigte Hangbereiche. Fichten- 
und Kiefernforste dominieren, die abschnittsweise durch kleinflächige Laubwaldbereiche 
untersetzt sind. 

Landschaftsbildeinheit 3: „Ländlich geprägter Siedlungsbereich Sohl“ 
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Diese Landschaftsbildeinheit befindet sich im östlichen und südwestlichen Teil des Un-
tersuchungsgebietes. Das Siedlungsgebiet Sohl ist überwiegend ländlich geprägt und in-
nerhalb des Untersuchungsgebietes reich an Gärten. Im östlichen Randbereich des Un-
tersuchungsgebietes befindet sich die Neue Mühle als Einzelanwesen mit größeren Gar-
tenbereichen. Im südwestlichen Randbereich des Untersuchungsgebietes liegt ein wei-
terer Gartenbereich (randlicher Ausläufer der Siedlung Sohl). 

Bewertung Auswirkungen: 

Mit dem Vorhaben sind keine anlagebedingten erheblichen Beeinträchtigungen in Bezug 
auf die Landschaft verbunden. Dies ergibt sich daraus, dass die Eigenart des Land-
schaftsbildes durch die bestehende B 92 samt Stützwand 7 bereits vorbelastet ist. Es 
erfolgt kein grundhafter Ausbau der betreffenden Bundesstraße, denn es wird lediglich 
die bestehende Stützwand mittels einer flacheren Straßenböschung gesichert. 

Im Zuge der Baumaßnahme sind hingegen baubedingte Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild zu erwarten. Darunter zählen die Baufeldberäumung, verbunden mit dem Ver-
lust von verkehrs- und gewässerbegleitenden Gehölzbeständen. Die Auswirkungen be-
treffen sowohl den Bereich der Sicherung der Stützwand 7 als auch den Bereich der 
Umverlegung des Rauner Baches. 

Alle diese Beeinträchtigungen sind lediglich temporär, da mit der Verlegung des Rauner 
Baches Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen sind, die eine standortgerechte Gewässer-
randvegetation und eine Initialpflanzung gewässerbegleitender Gehölze/Auwaldbereiche 
sicherstellen. Damit wird eine kurzfristige Vegetationsdeckung der Baufeldbereiche und 
eine mittelfristige Einbindung in das Landschaftsbild sowohl des Stützbauwerkes 7 als 
auch des verlegten Rauner Baches durch die initiierten Gehölzpflanzungen erreicht. 

Mit dem Bauvorhaben sind keine betriebsbedingten Eingriffe mit Auswirkungen auf die 
Landschaftsbildfunktion verbunden. 

3.2.7 Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter: 

Das Vorhaben befindet sich in einem archäologischen Relevanzbereich (Wassermühle 
[D-65640-02]). Sollten bei Bauarbeiten archäologisch wichtige Objekte gefunden werden, 
so ist in Abstimmung mit der zuständigen Behörde eine fachkundige Dokumentation und 
Sicherung der Funde zu veranlassen oder es sind die durch die zuständige Behörde ge-
planten und durchzuführenden Maßnahmen zu dulden. Dies wird zudem über entspre-
chende Nebenbestimmungen in diesem Beschluss (vgl. A III 3) abgesichert. 

3.2.8 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern: 

Bei bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen bestehen grundsätzlich Wech-
selwirkungen, insbesondere zwischen Schutzgütern Boden, Wasser sowie Pflanzen, Tie-
ren und der Landschaft aufgrund des gesamtheitlichen Zusammenhanges aller Wirkfak-
toren. Zeitlich versetzte Folgewirkungen (Wirkungsketten) sind insbesondere dort rele-
vant, wo an einem Standort die Voraussetzungen in Bezug auf Wasser- und Bodenhaus-
halt durch das Vorhaben verändert werden. 

Die Baumaßnahmen an der Stützwand 7 erfolgen innerhalb eines anthropogen verän-
derten Bereiches, womit von keinen wesentlichen vorhabenbedingten Wechselwirkun-
gen und dadurch ausgelösten Folgewirkungen auf den Naturhaushalt auszugehen ist. 
Mit der Verlegung des Rauner Baches wird eine Verbesserung des Zustandes des be-
treffenden Bachabschnittes durch eine Verringerung diffuser Einträge von der B 92 (ins-
besondere Tausalz, Reifenabrieb etc.) erfolgen. 
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3.3 § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UVPG, Merkmale des Vorhabens und des Standorts, mit 
denen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ausgeschlossen, vermindert oder 
ausgeglichen werden sollen: 

Die Eingriffssituation bezieht sich auf die Sicherung des im Bestand vorhandenen Ver-
kehrsweges (B 92 - Stützwand 7). Wesentliche Teile der Beeinträchtigungen sind ledig-
lich temporär, da mit der Verlegung des Rauner Baches Ausgleichsmaßnahmen vorge-
sehen sind, die eine standortgerechte Gewässerrandvegetation und eine Initialpflanzung 
gewässerbegleitender Gehölze/Auwaldbereiche sicherstellen. Schon aus diesem Grund 
und dem Umstand, dass die Baumaßnahmen in einem maßgeblich anthropogen über-
prägtem Bereich erfolgen, wird deutlich, dass das Vorhaben zu keinen erheblich nachtei-
ligen Umweltauswirkungen führen wird. 

3.4 § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UVPG, Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen ausgeschlossen, vermindert oder ausgeglichen werden sollen: 

An Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ausgeschlos-
sen, vermindert oder ausgeglichen werden sollen, sind vorgesehen: 

Vermeidungsmaßnahmen: 

 V 1 Schutz des belebten Oberbodens während der Bauzeit, 

 V 2 Schutz von Einzelbäumen, Gehölz- und Vegetationsflächen während der Bauzeit, 

 V 3CEF Baufeldfreimachung/Rodung von Gehölzen außerhalb der Brut- und Fortpflan-
zungszeit, 

 V 4CEF Nachtbauverbot/Verhinderung von bauzeitlichen Fallenwirkungen entlang des 
Rauner Baches, 

 V 5.1FFH Bauzeitenregelung an Gewässern außerhalb der Schonzeiten der Bachfo-
relle, 

 V 5.2FFH Abfischen des Gewässers vor Baubeginn, 

 V 5.3FFH Absuchen des Gewässers nach Lebensformen der Flussperlmuschel vor 
Baubeginn, 

 V 5.4FFH Einrichten eines Sedimentfangs unterhalb der Baustelle, 

 V 5.5FFH Fachgerechter Einbau von gereinigtem Grob-Sohlsubstrat aus externem Ge-
wässersubstrat standortgeeigneter Herkunft in das neue Bachbett, 

 V 5.6FFH Realisierung der bauzeitlichen Überfahrten als aufgelöste Baustraße, 

 V 5.7FFH Schutz des Rauner Baches vor bauzeitlichen Beeinträchtigungen, 

 V 6FFH Umweltbaubegleitung. 

Gestaltungsmaßnahmen: 

 G 1 Anlage von Landschaftsrasen 

Ausgleichsmaßnahmen: 

 A 1FFH Verlegung des Rauner Baches mit weitestgehend natürlicher Ausprägung, 

 A 2FFH Anlage eines Auwaldes, Initialpflanzung gewässerbegleitender Gehölze, 

 A 3FFH Gezielte Sukzession der rekultivierten Baufeldflächen zur Etablierung von 
Feuchtgrünland bzw. feuchten Hochstaudenfluren/Ruderalflur. 

Im Ergebnis führen die genannten Vermeidungsmaßnahmen zu einer Minimierung bzw. 
Vermeidung der Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter. Die Ausgleichsmaßnah-
men dienen der Kompensation der nach Ausschöpfung aller Vermeidungsmaßnahmen 
noch verbleibenden Beeinträchtigungen für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild. 
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4 Begründete Bewertung der Umweltauswirkungen, § 25 UVPG: 

Auf der Grundlage der zusammenfassenden Darstellung bewertet die zuständige Be-
hörde (hier: die Planfeststellungsbehörde) die Umweltauswirkungen des Vorhabens im 
Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge im Sinne des § 3 UVPG nach Maßgabe der 
geltenden Gesetze, § 25 Abs. 1 Satz 1 UVPG. 

Bei der Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens berücksichtigt die zuständi-
ge Behörde die begründete Bewertung nach dem in Absatz 1 bestimmten Maßstab, § 25 
Abs. 2 UVPG. Der Maßstab des § 25 Abs. 1 UVPG, der auf § 3 UVPG Bezug nimmt, 
besteht darin, dass Umweltprüfungen der Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der 
erheblichen Auswirkungen eines Vorhabens oder eines Plans oder Programms auf die 
Schutzgüter dienen, um eine wirksame Umweltvorsorge nach Maßgabe der geltenden 
Gesetze und nach einheitlichen Grundsätzen unter Beteiligung der Öffentlichkeit sicher-
zustellen. 

Aus der zusammenfassenden Darstellung nach § 24 UVPG (siehe C IV 3) ergibt sich, 
dass das Vorhaben mit überschaubaren Umweltauswirkungen verbunden ist. 

Einer weitergehenden Begründung bedarf die Zulassung des Vorhabens nach dem 
UVPG nicht, da das Vorhaben bei Umsetzung der in dieser Planfeststellung festgeleg-
ten Nebenbestimmungen, der vorgesehenen Vermeidungs-, Ausgleichs- und Gestal-
tungsmaßnahmen nicht geeignet ist, erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervor-
zurufen. 

5 Ergebnis: 

Die begründete Bewertung nach § 25 UVPG (siehe C IV 4), insbesondere die Angaben 
zu den Umweltauswirkungen in der Umweltverträglichkeitsprüfung (auf denen die zu-
sammenfassende Darstellung nach § 24 UVPG u. a. beruht, vgl. C IV 3) und die Ergeb-
nisse des Anhörungsverfahrens (behördlichen Stellungnahmen nach § 17 Abs. 2 UVPG) 
wurden in der Zulassungsentscheidung berücksichtigt. 

Das Vorhaben hat keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen. Die Planfest-
stellungsbehörde geht davon aus, dass bei Umsetzung der genehmigten Planung unter 
Beachtung der zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich von Beeinträchtigun-
gen festgesetzten Nebenbestimmungen keine Umweltbelange existieren, die der Ge-
nehmigungsfähigkeit der Maßnahme entgegenstünden. Dieses Zwischenergebnis wird 
in die abschließende Abwägung eingestellt (siehe C VII). 

V Öffentliche und private Belange 

1 Raumordnung, Landes- und Regionalplanung 

Gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ROG sind die raumordnerischen Ziele von öffentlichen 
Stellen bei raumbedeutsamen Planungen zu beachten, insbesondere auch bei Planfest-
stellungen, in denen über raumbedeutsame Maßnahmen entschieden wird. Des Weite-
ren sind gemäß § 4 Abs. 2 ROG bei der Abwägung auch die Grundsätze der Raumord-
nung zu berücksichtigen. 

Raumordnerische Belange stehen der Maßnahme nicht entgegen. Das geplante Vorha-
ben ist mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung vereinbar. 
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2 Abfall/Altlasten/Bodenschutz 

Bei Beachtung der festgelegten Nebenbestimmungen ist das Vorhaben mit den Belangen 
von Abfall, Altlasten und Bodenschutz vereinbar. 

Die abfallrechtlichen Nebenbestimmungen unter A III 2.1 bis 2.3 beruhen auf dem KrWG. 
Dessen Anwendbarkeit ergibt sich aus § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 Satz 1 KrWG. 

Erdaushub ist Abfall im Sinne des § 3 Abs. 1 KrWG. Entsprechend den Grundsätzen der 
Kreislaufwirtschaft gemäß § 6 KrWG sind Abfälle in erster Linie zu vermeiden und, soweit 
dies nicht möglich ist, zu verwerten. Nur in den Fällen, in denen weder die Möglichkeit 
der Vermeidung noch einer Verwertung besteht, darf eine Beseitigung gemäß § 15 KrWG 
erfolgen. Durch die aufgenommenen Nebenbestimmungen wird diese abfallrechtliche 
Systematik abgesichert. 

Die aufgenommenen Verpflichtungen zum Schutz des Bodens vor baubetriebsbedingten 
Bodenverunreinigungen und Bodenbelastungen unter A III 2.4 beruhen auf den Vorschrif-
ten des BBodSchG. Als Ziel des Bodenschutzes normiert § 1 BBodSchG, dass die Funk-
tion des Bodens zu sichern oder wiederherzustellen ist. Hierzu sind schädliche Boden-
veränderungen abzuwehren, Boden und Altlasten zu sanieren und Vorsorge gegen nach-
teilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Gemäß § 4 BBodSchG hat sich jeder, der 
auf den Boden einwirkt, so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht her-
vorgerufen werden. Aus § 7 BBodSchG folgt, dass denjenigen, der Verrichtungen auf 
einem Grundstück durchführt, eine Pflicht zur Vornahme geeigneter Vorsorgemaßnah-
men trifft. Darüber hinaus sind Boden- und Flächenbeeinträchtigungen durch die Anlage 
temporärer Bauunterkünfte, Lager-, Arbeits- und Stellflächen gering zu halten und nicht 
mehr benötigte Flächen zurückzubauen. Der Boden ist als Raum und Fläche wieder so 
herzustellen, dass dieser seine natürlichen Bodenfunktionen entsprechend § 2 Abs. 2 Nr. 
1a bis c BBodSchG wieder wahrnehmen kann. 

Die in diesem Beschluss aufgenommenen abfall- und bodenschutzrechtlichen Neben-
bestimmungen A III 2.1 bis 2.4 sowie die unter A III 2.5 aufgenommene Anzeigepflicht für 
schädliche Bodenverunreinigungen und/oder Altlasten beruhen zudem auf Forderungen 
der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Vogtlandkreis. 

3 Denkmalschutz/Archäologie 

Nach § 1 Abs. 3 SächsDSchG sind die Belange des Denkmalschutzes bei allen öffentli-
chen Planungen und Maßnahmen angemessen zu berücksichtigen. 

Die im verfügenden Teil dieses Beschlusses unter A III 3 aufgenommenen Nebenbestim-
mungen sichern ab, dass den Belangen des Denkmalschutzes und der Archäologie im 
erforderlichen Umfang Rechnung getragen wird. 

Die Genehmigungspflicht für das verfahrensgegenständliche Vorhaben ergibt sich aus 
§ 14 Abs. 1 SächsDSchG. Danach bedürfen der Genehmigung der Denkmalschutzbe-
hörde u. a. die Erdarbeiten/Bauarbeiten an einer Stelle, von der bekannt oder den Um-
ständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden. Das ist hier der 
Fall. Das Landesamt für Archäologie hat darauf hingewiesen, dass das Vorhaben in ei-
nem archäologischen Relevanzbereich liegt (Wassermühle [D-65640-02]). 

Gemäß § 4 Abs. 1 und 2 SächsDSchG ist, soweit nichts Abweichendes geregelt ist, für 
die Genehmigung die untere Denkmalschutzbehörde (hier: Landkreis Vogtlandkreis) im 
Einvernehmen mit der zuständigen Fachbehörde (Landesamt für Denkmalpflege und 
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Landesamt für Archäologie, § 3a SächsDSchG) zuständig. Allerdings hat die Planfest-
stellung gemäß § 75 Abs. 1 Satz 1, 2. Halbsatz VwVfG Konzentrationswirkung, so dass 
andere behördliche Entscheidungen durch die Planfeststellungsbehörde im Planfeststel-
lungsbeschluss gebündelt werden. 

Vorliegend hat die untere Denkmalschutzbehörde des Landkreises Vogtlandkreis auf die 
Beteiligung des Landesamtes für Archäologie verwiesen. Die in der Stellungnahme des 
Landesamtes für Archäologie geforderten Auflagen wurden als Nebenbestimmungen 
(vgl. A III 3) in diesen Beschluss aufgenommen. Somit kann für das Vorhaben eine denk-
malschutzrechtliche Genehmigung erteilt werden. 

4 Immissionsschutz/Klima 

4.1 Verkehrslärm 

Die Voraussetzungen für Maßnahmen der Lärmvorsorge – das Vorliegen eines Neu-
baues oder einer wesentlichen Änderung einer öffentlichen Straße/Eisenbahn (vgl. § 41 
Abs. 1 BImSchG i. V. m. § 1 der 16. BImSchV) und die Überschreitung der in § 2 Abs. 1 
der 16. BImSchV festgelegten Immissionsgrenzwerte – sind vorliegend nicht erfüllt, so 
dass weder aktive noch passive Lärmschutzmaßnahmen erforderlich sind. 

Im Rahmen der Durchführung der Baumaßnahme kann es durch die Bauarbeiten zu Be-
einträchtigungen der Nachbarschaft durch Baulärm oder Staubbelastung kommen. Der 
Minimierung dieser Einwirkungen dienen die hierzu aufgenommenen Nebenbestimmun-
gen, für die Folgendes gilt: 

Die 32. BImSchV enthält Regelungen zum Schutz der Bevölkerung gegen erhebliche 
Belästigungen durch Lärm. In § 7 enthält sie Regelungen zum Geräte- und Maschinen-
einsatz in als schutzbedürftig angesehenen Wohnbereichen. Die Beachtung dieser Re-
gelungen wurde über die Nebenbestimmung A III 4.2 sichergestellt. Dabei beanspruchen 
die Regelungen des BImSchG, wonach schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne dieses 
Gesetzes zu vermeiden sind, unabhängig von der Einführung der Geräte- und Maschi-
nenlärmschutzverordnung Geltung. Das bedeutet, dass auch in anderen als den in § 7 
der 32. BImSchV genannten Gebieten Immissionen, die nach Art, Umfang oder Dauer 
geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die All-
gemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen, zu vermeiden sind. Soweit hierfür 
konkrete gesetzliche Regelungen fehlen, hat die Planfeststellungsbehörde auf die AVV 
Baulärm und die dort genannten Werte Bezug genommen und sie als sachverständige 
Aussage gewertet. Die AVV Baulärm konkretisiert für Geräuschimmissionen von Baulärm 
den unbestimmten Rechtsbegriff der schädlichen Umwelteinwirkungen (BVerwG, Urteil 
vom 10. Juli 2012, Az. 7 A 11.11). 

Darüber hinaus kann es durch die Bauausführung zu einer Beeinträchtigung durch Staub 
kommen. Diese Beeinträchtigung wird bei trockener Witterung durch die erforderlichen 
Erdarbeiten nicht gänzlich vermeidbar sein. Durch die Beauflagung des Vorhabenträgers 
unter A III 4.3, insbesondere durch Befeuchten des Baumaterials die Staubbelastung zu 
verringern, wird sich die Belastung jedoch in einem zumutbaren Rahmen halten. 

Die Planfeststellungsbehörde ist der Überzeugung, dass bei Einhaltung der zur Anwen-
dung festgesetzten Vorschriften und der aufgenommenen Nebenbestimmungen auch 
während der Bauausführung keine unzumutbaren Immissionsbeeinträchtigungen für die 
Anwohner entstehen. 
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4.2 Schadstoffbelastung 

Das planfestgestellte Bauvorhaben steht mit den Belangen des Immissionsschutzes 
auch bezüglich der Luftschadstoffbelastung im Einklang. Diese Feststellung gilt sowohl 
im Hinblick auf den Maßstab des § 50 BImSchG als auch unter Beachtung des § 74 Abs. 
2 Satz 2 VwVfG. 

Nach § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen schädliche Umwelteinwir-
kungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie 
auf sonstige schutzbedürftige Gebiete möglichst zu vermeiden. Schädliche Umweltein-
wirkungen im Sinne dieses Gesetzes sind Immissionen, die nach Art, Umfang oder Dauer 
geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die All-
gemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen (§ 3 BImSchG). Solche Belastungen 
oder Einwirkungen, die für Anlieger Gefahren, erhebliche Nachteile oder Belästigungen 
bedeuten können, sind vorliegend nicht zu erwarten. Nach Ansicht der Planfeststellungs-
behörde wird dem Planungsgrundsatz des § 50 BImSchG im erforderlichen Umfang 
Rechnung getragen, da die Baumaßnahmen bestandsnah erfolgen, so dass zusätzliche 
schädliche Umwelteinwirkungen vermieden werden können. 

Ausgehend von der Entscheidung für die festgestellte Baumaßnahme hat die Planfest-
stellungsbehörde weiterhin geprüft, ob aufgrund der zu erwartenden Immissionsbelas-
tungen dem Vorhabenträger besondere Schutzvorkehrungen aufzuerlegen sind. Nach 
§ 74 Abs. 2 Satz 2 VwVfG wäre dies dann der Fall, wenn Vorkehrungen oder die Errich-
tung oder Unterhaltung von Anlagen zum Wohl der Allgemeinheit oder zur Vermeidung 
nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer erforderlich werden. Dabei führt jedoch nicht 
jede Schadstoffbelastung zur Verpflichtung des Vorhabenträgers, Schutzvorkehrungen 
vorzusehen, sondern erst dann, wenn die zu erwartenden Schadstoffbelastungen die 
Schwelle des Zumutbaren überschreiten. 

Eine wesentliche Erhöhung des Verkehrsaufkommens ist mit der Sicherung der vorhan-
denen Stützwand 7 nicht verbunden, so dass keine zusätzlichen verkehrsspezifischen 
Emissionen, die über das schon vorhandene Ausmaß hinausgehen, zu erwarten sind. 
Vorsorgemaßnahmen zur Vermeidung schädlicher Umweltauswirkungen sind daher 
nicht erforderlich. 

Im Ergebnis steht zur Überzeugung der Planfeststellungsbehörde fest, dass auch unter 
dem Gesichtspunkt der zu erwartenden Schadstoffbelastung gegen das Vorhaben keine 
Bedenken bestehen. 

5 Naturschutz und Landschaftspflege 

Die Planfeststellungsbehörde hat bei ihrer Entscheidung die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zu berücksichtigen.  

Diese stehen dem Erlass des Planfeststellungsbeschlusses nicht entgegen. 

5.1 Eingriffe in Natur und Landschaft 

Grundsatz 

Für Natur und Landschaft werden die Belange des Naturschutzes und landschaftspfle-
gerischen Belange unmittelbar in den Zielen und Grundsätzen der §§ 1 und 13 des 
BNatSchG konkretisiert. Diese sind im Rahmen der vorzunehmenden Fachplanung 
durch die Planfeststellungsbehörde zu beachten (vgl. § 2 Abs. 2 und 3 BNatSchG, § 13 
BNatSchG, § 1 SächsNatSchG).  
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Konkret umgesetzt wird das Verbot der Schädigung der Allgemeingüter in Natur und 
Landschaft u. a. in den Eingriffsregelungen der §§ 13 ff. BNatSchG sowie ergänzend in 
den Regelungen des SächsNatSchG (§§ 9 ff. SächsNatSchG). Vorhaben, die Eingriffs-
qualität besitzen, sind besonders zu gewichten. Diese besondere Gewichtung wird deut-
lich aus der gesetzlichen Systematik der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung sowie 
der Ausformung, die sie durch die Rechtsprechung erhalten hat und die auch auf die 
derzeit geltenden Fassungen des Bundesnaturschutzgesetzes sowie des Sächsischen 
Naturschutzgesetzes übertragbar ist. 

Schutzgüter der Eingriffsregelung des § 14 BNatSchG sind die Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushaltes und das Landschaftsbild. Eine Beeinträchtigung die-
ser Schutzgüter setzt eine erkennbare bzw. prognostizierbare Veränderung der Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes voraus, die einen exis-
tenten Zustand, eine bestimmte Ausprägung bzw. Qualität erheblich negativ verändert. 
Anhaltspunkte dafür, ob eine solche negative Veränderung vorliegt, ergeben sich aus 
den Zielen und Grundsätzen des BNatSchG sowie des SächsNatSchG. 

Entsprechend den relevanten gesetzlichen Regelungen der §§ 13 ff. BNatSchG hat der 
Vorhabenträger vermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft zu unterlassen (§ 15 Abs. 
1 BNatSchG). Der Begriff der Vermeidbarkeit ist hierbei nicht streng naturwissenschaft-
lich zu verstehen, sondern rechtlich einzugrenzen. Maßstab hierfür sind die Zielsetzun-
gen des Naturschutzrechts. Vermeidbar sind Beeinträchtigungen dann, wenn durch zu-
mutbare Alternativen der mit dem Eingriff verfolgte Zweck am gleichen Ort ohne oder mit 
geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft erreicht werden kann, d. h., 
wenn das erforderliche Vorhaben an der vorgesehenen Stelle ohne oder mit geringeren 
Beeinträchtigungen unter verhältnismäßigem Mitteleinsatz verwirklicht werden kann. 
Vermeidbarkeit bedeutet daher in diesem Zusammenhang weder einen Verzicht auf die 
geplante Maßnahme noch die Prüfung alternativer Trassen an anderen Standorten.  

Dieses Vermeidungsgebot ist nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerich-
tes striktes Recht. Die Planfeststellungsbehörde hat dieses Vermeidungsgebot zu be-
achten, da es im Rahmen der Abwägung nicht zur Disposition steht. 

Ebenfalls striktes Recht und damit nicht Gegenstand planerischer Abwägung ist das Ge-
bot, im Falle der Unvermeidbarkeit des Eingriffs Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen vor-
zusehen. Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten 
Funktionen des Naturhaushaltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neugestaltet ist. Ersetzt ist 
eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaus-
haltes in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht neugestaltet ist. 

Ein Eingriff darf im Übrigen nicht zugelassen werden, wenn die Beeinträchtigungen nicht 
zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind und 
die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwägung aller An-
forderungen an Natur und Landschaft anderen Belangen im Range vorgehen (§ 5 Abs. 5 
BNatSchG). 

Bewertung des Eingriffs 

Das Vorhaben stellt einen Eingriff gemäß § 14 BNatSchG i. V. m. § 9 Abs. 1 
SächsNatSchG dar. 
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Dieser Eingriff wurde durch den Vorhabenträger im Rahmen des LBP umfassend dar-
gestellt. Dabei wurde die Intensität der Beeinträchtigung der betroffenen Schutzgüter be-
wertet, um Aufschluss über die Erheblichkeit und Nachhaltigkeit zu gewinnen. Die Inten-
sität wurde anhand der Stärke, Dauer und räumlichen Ausdehnung der voraussichtlichen 
Beeinträchtigung sowie der Wertigkeit des Schutzgutes bestimmt. Außerdem wurden be-
stehende Vorbelastungen in die Bewertung einbezogen. Die abgeleiteten Konflikte wur-
den zusammenfassend im LBP erläutert und im Bestands- und Konfliktplan dargestellt. 
Detaillierte Ausführungen zu den Auswirkungen des Vorhabens auf die einzelnen Schutz-
güter sowie die bestehenden Konflikte finden sich in Unterlage 19 der Planunterlage. 

Die genannten Unterlagen wurden als Bestandteil der Planunterlage den Trägern öffent-
licher Belange, den anerkannten Naturschutzvereinigungen sowie den Fachbehörden 
zur Beurteilung vorgelegt. Auf die einzelnen Stellungnahmen wird verwiesen. Die gege-
benen Hinweise wurden berücksichtigt. In Auswertung des Anhörungsverfahrens geht 
die Planfeststellungsbehörde davon aus, dass der vorhabenbedingte Eingriff in Natur und 
Landschaft vollständig und zutreffend ermittelt und bewertet wurde und durch die vorge-
sehenen Maßnahmen letztlich kompensiert wird. 

Vermeidbarkeit des Eingriffs 

Der zutreffend ermittelte und dargestellte Eingriff in Natur und Landschaft ist gemäß § 15 
Abs. 1 BNatSchG dahingehend zu prüfen, ob er vermeidbar ist und ob er bei Unvermeid-
barkeit gemäß § 15 Abs. 2 BNatSchG ausgeglichen oder ersetzt wird. Nur dann ist der 
Eingriff in Natur und Landschaft zulässig. 

Für die Prüfung der Zulässigkeit stützt sich die Planfeststellungsbehörde maßgeblich auf 
die Darlegungen des LBP und die dort vorgesehenen Vermeidungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen. In Auswertung dieser Unterlage sowie der Stellungnahme der zuständigen Na-
turschutzbehörde steht zur Überzeugung der Planfeststellungsbehörde fest, dass es sich 
vorliegend um einen unvermeidbaren, aber letztlich kompensierten und damit zulässigen 
Eingriff handelt. 

Für den Verursacher eines Eingriffs besteht vorrangig die gesetzliche Pflicht, vermeid-
bare Beeinträchtigungen zu unterlassen. Dieses naturschutzrechtliche Vermeidungsge-
bot ist striktes Recht, von dem nicht abgewichen werden darf. Jedoch bedeutet es nicht, 
dass der Vorhabenträger die Vermeidung von Beeinträchtigungen durch den mit dem 
Vorhaben verbundenen Eingriff um jeden Preis betreiben muss. Auch das naturschutz-
fachliche Vermeidungsgebot unterliegt, wie jedes staatliche Gebot, dem Übermaßver-
bot. Es genügt daher, dass der Eingriffsverursacher in allen Planungs- und Realisie-
rungsphasen dafür Sorge trägt, dass das Vorhaben so umweltschonend wie möglich um-
gesetzt wird (vgl. Natur und Recht 2011, S. 762). 

Vermeidbar im Sinne von § 15 Abs. 1 BNatSchG ist eine Beeinträchtigung, wenn zu-
mutbare Alternativen gegeben sind, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck ohne oder mit 
geringen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen. Dabei sind die ver-
meidbaren Beeinträchtigungen bezogen auf den gleichen Ort zu betrachten. 

Dies zugrunde gelegt, steht zur Überzeugung der Planfeststellungsbehörde fest, dass 
der mit der Umsetzung des Vorhabens verbundene Eingriff als unvermeidbar zu qualifi-
zieren ist. 

Für die Umsetzung des Vorhabens besteht grundlegender Bedarf. Die zu sichernde 
Stützwand 7 befindet sich zwischen der B 92 und dem Rauner Bach. Der Rauner Bach 
verläuft unmittelbar unterhalb der Stützwand. Mehrere Hochwasserereignisse haben 
Ausspülungen und Rutschungen am Böschungsbereich der Stützwand verursacht. Die 
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Sicherung der Stützwand auf einer Baulänge von 112 m würde in der bestehenden Situ-
ation erhebliche Eingriffe bzw. Beeinträchtigungen für den Rauner Bach verursachen. 
Aus diesem Grund sieht die Planung eine dauerhafte Verlegung des Rauner Baches auf 
136 m Länge vor. 

Das Ziel des Bauvorhabens ist die Errichtung einer standsicheren Böschung, die die 
Gründungsebene der Stützwand sichert und damit die Standsicherheit und die Dauerhaf-
tigkeit des Bauwerkes 7 gewährleistet. Durch die mit diesem Beschluss zugelassene 
Maßnahme kann die Bundesstraße ihre überregionale und grenzüberschreitende Ver-
kehrs- und Verbindungsfunktion auch künftig sicherstellen. Zumutbare Alternativen, wel-
che mit dem verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeinträchti-
gungen zu erreichen sind, sind nicht ersichtlich. 

Zur Vermeidung bzw. Minimierung des Eingriffs sowie zum Schutz vorhandener Struk-
turen und Funktionen sieht der LBP Vermeidungsmaßnahmen vor (vgl. ausführliche Er-
läuterung in den Maßnahmeblättern). Nähere Ausführungen hierzu finden sich zudem 
unter Punkt C IV 3.4 dieses Beschlusses. 

Zur Überzeugung der Planfeststellungsbehörde steht fest, dass mit den o. g. umfang-
reichen Vermeidungsmaßnahmen der Eingriff in Natur und Landschaft – soweit möglich 
– vermieden bzw. minimiert werden kann. Der Vorhabenträger ist damit seiner Verpflich-
tung nachgekommen, vermeidbare Beeinträchtigungen in Natur und Landschaft zu un-
terlassen (§ 15 Abs. 1 BNatSchG). 

Trotz dieser Maßnahmen ist festzustellen, dass gleichwohl Beeinträchtigungen der Na-
tur und der Landschaft im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung (Konflikte 
mit den Schutzgütern Flora und Fauna sowie Boden) verbleiben. So kommt es im Zuge 
des Vorhabens u. a. zu anlagebedingten Neuversiegelungen des Bodens sowie zur Fäl-
lung von Gehölzen, welche u. a. zu Habitatverlusten führen können. 

Daher war weiter zu prüfen, ob diese Beeinträchtigungen durch geeignete Kompensati-
onsmaßnahmen ausgeglichen bzw. ersetzt werden. 

Ausgleichsmaßnahmen 

Nach der oben dargestellten Systematik sind die mit dem festgestellten unvermeidbaren 
Eingriff in Natur und Landschaft verbundenen verbleibenden Beeinträchtigungen gemäß 
§ 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG durch Ausgleichsmaßnahmen zu kompensieren. 

Ausgehend von dem ermittelten Eingriff und den Konflikten hat der Vorhabenträger die 
Eingriffsschwere bewertet, daraus den Kompensationsbedarf abgeleitet und Ausgleichs-
maßnahmen im LBP vorgesehen. Für detaillierte Ausführungen zu den einzelnen Maß-
nahmen wird auf den Punkt C IV 3.4 in diesem Beschluss, den Darlegungen im LBP und 
auf die Maßnahmenblätter in Unterlage 9.3 verwiesen. 

Der Eingriff ist nach Umsetzung der o. g. Ausgleichsmaßnahmen ökologisch ausgegli-
chen. Der LBP und die darin aufgeführten Kompensationsmaßnahmen wurden als Be-
standteil der Planunterlage den Trägern öffentlicher Belange, den anerkannten Natur-
schutzvereinigungen sowie der zuständigen Naturschutzbehörde im Anhörungsverfah-
ren zur Beurteilung vorgelegt. 

Die am Verfahren beteiligten Naturschutzvereinigungen haben keine Einwendungen zum 
Vorhaben vorgetragen. Die Hinweise der zuständigen Naturschutzbehörde werden vom 
Vorhabenträger bei der weiteren Planung und Bauausführung berücksichtigt und haben 
Eingang in die Nebenbestimmungen unter A III 5 dieses Beschlusses gefunden. 



 
Seite 36 von 78 

Zur Überzeugung der Planfeststellungsbehörde steht deshalb fest, dass die in den Plan-
unterlagen dargestellten und mit diesem Beschluss festgestellten Ausgleichsmaßnah-
men dazu führen, dass der vorhabenbedingte unvermeidbare Eingriff in Natur und Land-
schaft gemäß § 15 Abs. 2 BNatSchG sachgerecht sowohl qualitativ als auch quantitativ 
kompensiert wird. Trotz der vom Vorhaben ausgehenden Beeinträchtigung von Natur und 
Landschaft gehen die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege, mit allen diesbe-
züglich zu stellenden Anforderungen, bei der Abwägung der für das Vorhaben sprechen-
den Gründe, im Rang nicht vor. Damit steht im Ergebnis zur Überzeugung der Planfest-
stellungsbehörde fest, dass der mit dem Vorhaben verbundene Eingriff in Natur und 
Landschaft zulässig ist. 

5.2 Gebietsschutz 

Natur-/Landschaftsschutzgebiete: 

Der vom Vorhaben betroffene Auenbereich des Rauner Baches befindet sich im Natura 
2000-Gebiet. Dabei handelt es sich um das Fauna-Flora-Habitat-Gebiet „Raunerbach- 
und Haarbachtal“ (DE 5639-302). Des Weiteren erstrecken sich das Naturschutzgebiet 
„Rauner- und Haarbachtal“ sowie das das Landschaftsschutzgebiet „Oberes Vogt-
land“ und der Naturpark „Erzgebirge/Vogtland“ über das Untersuchungsgebiet. 

Innerhalb des Untersuchungsgebietes existieren die gesetzlich geschützten Biotope. 
„Naturnaher Bachlauf des Rauner Baches“ und „Mädesüß-Hochstaudenflur“. 

Naturschutzgebiet (NSG) „Rauner- und Haarbachtal“: 

Das Naturschutzgebiet „Rauner- und Haarbachtal“ hat eine Größe von ca. 260 ha. Für 
das NSG „Rauner- und Haarbachtal“ gibt es eine Verordnung des Regierungspräsidiums 
Chemnitz zur Festsetzung des NSG vom 13. Juli 2007. Anhand dieser Verordnung ist 
das Vorhaben auf seine Verträglichkeit zu prüfen. 

Nach § 6 der Verordnung zur Festsetzung des NSG ist die Beanspruchung von Flächen 
im Bestand der B 92 für den richtliniengerechten Ausbau bzw. Erhalt der B 92 zulässig. 
Die Verlegung des Rauner Baches auf ca. 136 m Länge wird unter den vorhandenen 
Rahmenbedingungen als Maßnahme zur Erhaltung, Entwicklung bzw. Wiederherstellung 
eines natürlichen Fließgewässers, einschließlich seiner Biotop- und Habitatfunktion im 
Sinne des § 3 der Verordnung (Schutzzweck) eingestuft. 

Das Vorhaben ist mithin nicht mit erheblichen Beeinträchtigungen auf den Schutzgegen-
stand und den Schutzzweck des NSG verbunden. 

Landschaftsschutzgebiet „Oberes Vogtland“: 

Das geplante Vorhaben liegt vollständig im LSG „Oberes Vogtland“. Das LSG „Oberes 
Vogtland“ besitzt noch keine rechtsangepasste Schutzverordnung. Eine Beurteilung der 
Verträglichkeit ist deshalb anhand der allgemeinen Zielstellungen des Gesetzes zu beur-
teilen (§ 26 BNatSchG). Im LSG sind alle Handlungen verboten, die den Charakter des 
Gebietes verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen. 

Aufgrund Art und Umfang des Vorhabens sowie der vorgesehenen Vermeidungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen sind jedoch keine erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz-
ziele des LSG „Oberes Vogtland“ gegeben. 
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Die Verlegung des Rauner Baches bewirkt längerfristig die Wiederherstellung eines ur-
sprünglich vorhanden gewesenen Gewässerabschnittes und damit im Ergebnis eine Auf-
wertung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und eine Verbesse-
rung für Lebensstätten und Lebensräume. 

Naturpark „Erzgebirge und Vogtland“: 

Das geplante Vorhaben „B 92 Sicherung Stützwand 7 bei Sohl“ befindet sich im Natur-
park „Erzgebirge/Vogtland“ in der Schutzzone II. Der Zweckverband Naturpark „Erzge-
birge/Vogtland“ hat im Schreiben vom 28. März 2022 der Verlegung des Rauner Baches 
zugestimmt. Es liegt mithin keine verbotene Handlung vor, die erheblich oder nachteilig 
den Charakter des Gebietes verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlau-
ten würde. 

Biotope. „Naturnaher Bachlauf des Rauner Baches“ und „Mädesüß-Hochstaudenflur“: 

Es wird eingestuft, dass die Voraussetzungen für den Biotopstatus der nach § 30 
BNatSchG besonders geschützten Biotope für den verlegten Anschnitt des Rauner Ba-
ches kurzfristig wiedererlangt werden können. 

Die langfristige Sicherung und der Erhalt der geschützten Biotope bleiben vollumfänglich 
gewahrt. 

Natura 2000-Gebiete: 

Bei dem vom Vorhaben betroffenen Natura 2000-Gebiet handelt es sich um das Fauna-
Flora-Habitat-Gebiet „Raunerbach- und Haarbachtal“ (DE 5639-302). 

Die Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildle-
benden Tiere und Pflanzen vom 21. Mai 1992 wurde in den §§ 22 ff. SächsNatSchG 
sowie §§ 32 ff. BNatSchG umgesetzt und auf diese Weise wurden die Grundlagen zum 
Schutz des europäischen ökologischen Netzes Natura 2000 festgelegt. Umfasst hiervon 
sind Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete/SPA). 

Das vorliegende Vorhaben umfasst die Verlegung des Rauner Baches einschließlich Si-
cherungsmaßnahmen im Bereich der Stützwand 7 der B 92 und stellt damit ein Projekt 
im Sinne von § 34 BNatSchG dar. Zwar enthalten weder das BNatSchG noch die FFH-
Richtlinie eine Legaldefinition des Projektbegriffs, jedoch ist davon auszugehen, dass ein 
Projekt im Sinne von § 34 BNatSchG dann vorliegt, wenn es sich u. a. um ein grundsätz-
lich genehmigungs- oder anzeigepflichtiges Vorhaben handelt (Sächsisches Oberverwal-
tungsgericht, Urteil vom 15. Dezember 2011 – 5 A 195/09 –, zitiert nach juris). Daraus 
folgend handelt es sich bei dem vorliegenden Vorhaben um ein Projekt im Sinne des § 
34 BNatSchG. 

Natura 2000-Gebiete sind gemäß Legaldefinition des § 7 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG Ge-
biete von gemeinschaftlicher Bedeutung sowie Europäische Vogelschutzgebiete. Die Er-
haltungsziele sind in § 7 Abs. 1 Nr. 9 BNatSchG legaldefiniert. Dort werden die Ziele 
festgelegt, die im Hinblick auf die Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen Er-
haltungszustandes eines natürlichen Lebensraumtyps von gemeinschaftlichem Inte-
resse, einer in Anhang II der FFH-Richtlinie oder in Artikel 4 Abs. 2 der Vogelschutz-
richtlinie oder in Anhang I der Vogelschutzrichtlinie aufgeführten Art für ein Natura 2000-
Gebiet festgelegt sind. 
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Der Vorhabenträger hat für das Vorhaben eine FFH-Verträglichkeitsprüfung durchge-
führt. Die Ergebnisse der Prüfung hat er in der Unterlage 19.2 der Planunterlage darge-
stellt. Die Unterlage wurde im Rahmen der Anhörung auch der unteren Naturschutzbe-
hörde des Landkreises Vogtlandkreis vorgelegt. 

Hierzu im Einzelnen: 

5.2.1 Gebietsbeschreibung: 

Das Vorhaben befindet sich im FFH-Gebiet „Raunerbach- und Haarbachtal“ (DE 5639-
302). Dieses umfasst eine Fläche von 275 ha und erstreckt sich über die Gemarkungen 
der Gemeinden Bad Brambach und Erlbach sowie der Städte Bad Elster und Markneu-
kirchen. Das FFH-Gebiet befindet sich auf der Nordabdachung des Elstergebirges in ei-
ner Höhenlage zwischen 452 und 600 m ü. NN. 

5.2.2 Erhaltungsziele des FFH-Gebietes: 

Neben den allgemeinen Vorschriften der FFH-Richtlinie zur Erhaltung der natürlichen Le-
bensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen gelten für das FFH-Gebiet ins-
besondere folgende vorrangige Erhaltungsziele: 

E 1 Erhaltung der überregional bedeutsamen, naturnahen Mittelgebirgsbäche im 
Vogtland und deren angrenzender Auenbereiche mit Vorkommen von Grünland-
gesellschaften verschiedener Feuchtegrade und Ausprägungen, Borstgrasrasen, 
Übergangs- und Schwingrasenmoore und bachbegleitenden Erlenwäldern. 

E 2 Bewahrung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der im 
Gebiet vorkommenden natürlichen Lebensräume von gemeinschaftlichem Inte-
resse gemäß Anhang der FFH-Richtlinie, einschließlich der für einen günstigen 
Erhaltungszustand charakteristischen Artenausstattung sowie der mit ihnen 
räumlich und funktional verknüpften, regionaltypischen Lebensräume, die für die 
Erhaltung der ökologischen Funktionsfähigkeit der Lebensräume des Anhanges I 
der FFH-Richtlinie von Bedeutung sind. 

Im Gebiet nachgewiesene Lebensraumtypen zum Stand 2003: 

- Oligo- bis mesotrophe Stillgewässer (Lebensraumtyp 3130), 
- Eutrophe Stillgewässer (Lebensraumtyp 3150), 
- Fließgewässer mit Unterwasservegetation (Lebensraumtyp 3260), 
- Trockene Heiden (Lebensraumtyp 4030), 
- Artenreiche Borstgrasrasen (Lebensraumtyp 6230*), 
- Feuchte Hochstaudenfluren (Lebensraumtyp 6430), 
- Flachland-Mähwiesen (Lebensraumtyp 6510), 
- Berg-Mähwiesen (Lebensraumtyp 6520), 
- Übergangs- und Schwingrasenmoore (Lebensraumtyp 7140), 
- Erlen-Eschen- und Weichholzauenwälder (Lebensraumtyp 91E0*). 

Besondere Bedeutung hat das Gebiet für die Feuchten Hochstaudenfluren (LRT 
6430), da es eines der größten Vorkommen innerhalb der FFH-Gebiete Sachsens 
aufweist. Ebenso sind die Fließgewässer mit Unterwasservegetation (LRT 3260) 
überregional bedeutsam, denn sie stellen ein hochwertiges Habitat dar. Die Flach-
land-Mähwiesen (LRT 6510) nehmen den höchsten Anteil im Gebiet ein und sind 
teilweise in einem hervorragenden Erhaltungszustand ausgebildet. Für die Über-
gangs- und Schwingrasenmoore (LRT 7140) hat das Gebiet eine überregionale 
Bedeutung auf Grund der Vorkommen von Rundblättrigem Sonnentau (Drosera 
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rotundifolia), Gemeinem Fettkraut (Pinguicula vulgaris), Fieberklee (Menyanthes 
trifoliata), Sumpf-Blutauge (Potentilla palustris) und Moosbeere (Vaccinium 
oxycoccus). Des Weiteren hat dieser LRT für die Erhaltung hochgradig bedrohter 
Tagfalterarten, wie Hochmoor-Perlmutterfalter (Boloria aquilonaris), Hochmoor-
Bläuling (Plebeius optilete) und Baldrian-Scheckenfalter (Melitaea diamina), eine 
entscheidende Bedeutung. 

E 3 Bewahrung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der im 
Gebiet vorkommenden Populationen der Tier- und Pflanzenarten von gemein-
schaftlichem Interesse gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie sowie ihrer Habitate 
im Sinne von Artikel 1 Buchstabe f der FFH-Richtlinie. 

Im Gebiet nachgewiesene Arten zum Stand 2003: 

- Bachneunauge (Lampetra planeri), 
- Groppe (Cottus gobio), 
- Abbiss-Scheckenfalter (Euphydryas aurinia), 
- Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling (Maculinea nausithous), 
- Flussperlmuschel (Margaritifera margaritifera). 

Die Vorkommen der in Sachsen stark gefährdeten Arten Bachneunauge (Lam-
petra planeri) und Groppe (Cottus gobio) sind Bestandteil eines sächsischen Vor-
kommensschwerpunktes in Fließgewässern. Diese bilden gleichzeitig den Le-
bensraum für die vom Aussterben bedrohte Flussperlmuschel, die im sächsisch-
bayerisch-böhmischen Grenzgebiet eines der bedeutendsten Restvorkommen in 
Mitteleuropa besitzt. 

E 4 Besondere Bedeutung kommt der Erhaltung bzw. der Förderung der Unzerschnit-
tenheit und funktionalen Zusammengehörigkeit der Lebensraumtyp- und Habitat-
flächen des Gebietes, der Vermeidung von inneren und äußeren Störeinflüssen 
auf das Gebiet sowie der Gewährleistung funktionaler Kohärenz innerhalb des 
Gebietssystems Natura 2000 zu, womit entscheidenden Aspekten der Kohärenz-
forderung der FFH-Richtlinie entsprochen wird. 

5.2.3 Wirkungen des Vorhabens: 

Zur Beurteilung möglicher Beeinträchtigungen sind zunächst die von dem Vorhaben aus-
gehenden Wirkungen festzustellen. In einem nächsten Schritt ist zu prüfen, ob durch 
diese Wirkfaktoren erhebliche Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele bzw. erhebliche 
Beeinträchtigungen des Erhaltungszustandes der vorkommenden geschützten Tierarten 
eintreten. Die relevanten Wirkfaktoren unterteilen sich dabei in baubedingte, anlagebe-
dingte und betriebsbedingte Wirkfaktoren. 

baubedingte Wirkfaktoren: 

Baubedingte Wirkfaktoren sind die unmittelbar mit der Bautätigkeit in Zusammenhang 
stehenden Wirkungen. 

Es sind baubedingte Auswirkungen im Zuge der Arbeiten zur Sicherung der Stützwand 7 
und Verbreiterung der sichernden Straßenböschung sowie im Zuge der Verlegung des 
Rauner Baches zu erwarten. 

Durch den Einsatz von Baumaschinen kommt es temporär zu Schadstoffimmissionen 
und optischen oder akustische Störreizen. Diese gehen jedoch nicht wesentlich über die 
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Vorbelastungen durch die bereits bestehenden Schadstoffimmissionen im Zuge der Nut-
zung der B 92 hinaus, so dass auch dieser Wirkfaktor als nicht relevant eingestuft werden 
kann. 

Baubedingt sind keine relevanten Beeinträchtigungen in Bezug auf die Inanspruchnahme 
von Flächen zu erwarten. Die baubedingt in Anspruch genommene Flächen werden nach 
Abschluss der Baumaßnahme rekultiviert und einer gezielten Sukzession zur Etablierung 
von Feuchtgrünland bzw. feuchten Hochstauden/Ruderalflur unterzogen. Insgesamt ist 
diesbezüglich nicht mit einer erheblichen Beeinträchtigung von Erhaltungszielen des 
FFH-Gebietes zu rechnen. 

anlagebedingte Wirkfaktoren: 

Anlagebedingte Auswirkungen entstehen im Allgemeinen durch Baumaßnahmen an sich 
(dauerhafte Flächenversiegelung und -inanspruchnahme). Weiterhin sind potenzielle Iso-
lierungseffekte und Trennwirkungen als dauerhafte, anlagebedingte Wirkgrößen anzu-
führen. 

Während die Stützwand 7 lediglich in ihrem Bestand gesichert wird, kommt es im Zuge 
des Vorhabens zur Anlage einer breiteren Böschung unterhalb der Stützwand. Die Inan-
spruchnahme von ca. 1.090 m² Grundfläche zur Anlage der Böschung ist als anlagebe-
dingte Auswirkung zu sehen. Allerdings wird dies als nicht erheblich eingestuft, da die 
Böschungsflächen zum Teil wieder auf bestehenden Böschungen (bereits anthropogen 
beeinträchtigte Flächen) entstehen und zum anderen noch Bodenfunktionen wahrneh-
men können. 

Mit der abschnittsweisen Verlegung des Rauner Baches sind in der Gesamtbetrachtung 
des Vorhabens keine relevanten anlagebedingten Auswirkungen auf Lebensraumtypen 
gemäß Anhang I oder Arten gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie zu erwarten. Die über-
formten Gewässerböden des Rauner Baches entstehen im Zuge der Gewässerumverle-
gung wieder neu. 

Es sind auch keine relevanten Veränderungen für die Grundwasserneubildung oder den 
Oberflächenwasserabfluss zu erwarten, so dass die Sicherungsmaßnahmen an der 
Stützwand nicht geeignet sind, erhebliche Beeinträchtigungen von Erhaltungszielen des 
FFH-Gebietes hervorzurufen. 

Auch anlagebedingte Zerschneidungswirkung/Trennwirkung sind im Zuge der des Vor-
habens nicht zu erwarten. 

betriebsbedingte Wirkfaktoren: 

Mit betriebsbedingten Wirkungen werden die Wirkungen bezeichnet, die sich durch die 
Nutzung der Straße durch betriebsbedingte Stoffeinträge, Lärm, Licht, Bewegungen, Kol-
lisionen und dergleichen ergeben. 

Betriebsbedingt ist nicht mit erheblichen Beeinträchtigungen zu rechnen, da mit der Si-
cherungsmaßnahme und Bachumverlegung keine Erhöhung der bisherigen Verkehrs-
zahlen verbunden ist. Aufgrund dessen können betriebsbedingte Wirkungen über das 
bestehende Maß hinaus als relevante Wirkungen im vorliegenden Fall ausgeschlossen 
werden. Infolge der Bachumverlegung aus dem unmittelbaren Stützwandbereich heraus 
können Schadstoff- und Tausalzeinträge in Lebensraumtypen oder Habitate sogar ver-
mindert werden. 

5.2.4 Auswirkungsprognose auf die Erhaltungsziele: 
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E 1 Erhaltung der überregional bedeutsamen, naturnahen Mittelgebirgsbäche im 
Vogtland und deren angrenzender Auenbereiche mit Vorkommen von Grünland-
gesellschaften verschiedener Feuchtegrade und Ausprägungen, Borstgrasrasen, 
Übergangs- und Schwingrasenmoore und bachbegleitenden Erlenwäldern. 

Das Vorhaben ist vor allem mit baubedingten Beeinträchtigungen verbunden. Als Scha-
densbegrenzungs-/Ausgleichsmaßnahme (A 1FFH) wird die Verlegung des Rauner Ba-
ches aus dem unmittelbaren Einflussbereich der B 92 umgesetzt. Die Verlegung des 
Rauner Baches bewirkt eine Verbesserung der Verbindungsfunktion und eine Erhöhung 
des Entwicklungspotenzials für den Rauner Bach durch die Aufhebung bestehender Be-
einträchtigungen. Das Erhaltungsziel 1 wird durch das Vorhaben und die damit einher-
gehende Verlegung des Rauner Baches mithin nicht beeinträchtigt. 

E 2 Bewahrung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der im 
Gebiet vorkommenden natürlichen Lebensräume von gemeinschaftlichem Inte-
resse gemäß Anhang der FFH-Richtlinie, einschließlich der für einen günstigen 
Erhaltungszustand charakteristischen Artenausstattung sowie der mit ihnen 
räumlich und funktional verknüpften, regionaltypischen Lebensräume, die für die 
Erhaltung der ökologischen Funktionsfähigkeit der Lebensräume des Anhanges I 
der FFH-Richtlinie von Bedeutung sind. 

Im räumlichen Geltungsbereich des Vorhabens sind der LRT 3260 (Fließgewässer mit 
Unterwasservegetation) und LRT 6430 (Feuchte Hochstaudenflur) nach Anhang I der 
FFH-Richtlinie ausgebildet. Anlage- oder betriebsbedingte Beeinträchtigungen der LRT 
erfolgen durch die Sicherung der Stützwand 7 sowie die notwendige Verlegung des Rau-
ner Baches nicht. Baubedingte Beeinträchtigungen mit einer nicht auszuschließenden 
Gefährdung der LRT 3260 und 6430 werden vorrangig mit der Verlegung des Rauner 
Baches im betrachteten Abschnitt (A 1FFH) und der Initialpflanzung gewässerbegleitender 
Gehölze (A 2FFH) sowie der gezielten Sukzession der Baufeldflächen zu Feuchten Hoch-
staudenfluren (A 3FFH) begegnet. Außerdem werden die Schadensbegrenzungsmaßnah-
men V 5.1FFH, V 5.4FFH, V 5.5FFH, V 5.6FFH und V 5.7FFH verbindlich festgelegt. Mit der 
Maßnahme V 6FFH erfolgt zudem eine Umweltbaubegleitung. Bei vollständiger Maßnah-
mendurchführung verbleiben keine erheblichen Beeinträchtigungen. Ein günstiger Erhal-
tungszustand der LRT 3260 und 6430 ist weiterhin gewährleistet. 

E 3 Bewahrung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der im 
Gebiet vorkommenden Populationen der Tier- und Pflanzenarten von gemein-
schaftlichem Interesse gemäß Anhang II der FFH-Richtlinie sowie ihrer Habitate 
im Sinne von Artikel 1 Buchstabe f der FFH-Richtlinie. 

Die Arten Bachneunauge, Groppe und Flussperlmuschel nutzen den Rauner Bach als 
Reproduktionshabitat. Baubedingte Beeinträchtigungen mit einer nicht auszuschließen-
den Gefährdung der Habitate von Bachneunauge, Groppe und Flussperlmuschel wird mit 
der Verlegung des Rauner Baches im betrachteten Abschnitt (A 1FFH) begegnet. Außer-
dem werden die Schadensbegrenzungsmaßnahmen V 5.1FFH, V 5.2FFH, V 5.3FFH, 
V 5.4FFH, V 5.5FFH, V 5.6FFH und V 5.7FFH verbindlich festgelegt. Mit der Maßnahme V 6FFH 
erfolgt zudem eine Umweltbaubegleitung. Bei vollständiger Maßnahmendurchführung 
verbleiben keine erheblichen Beeinträchtigungen. Für die Arten Bachneunauge, Groppe 
und Flussperlmuschel ist somit weiterhin der Erhalt eines günstigen Erhaltungszustandes 
gewährleistet. 

E 4 Besondere Bedeutung kommt der Erhaltung bzw. der Förderung der Unzerschnit-
tenheit und funktionalen Zusammengehörigkeit der Lebensraumtyp- und Habitat-
flächen des Gebietes, der Vermeidung von inneren und äußeren Störeinflüssen 
auf das Gebiet sowie der Gewährleistung funktionaler Kohärenz innerhalb des 
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Gebietssystems Natura 2000 zu, womit entscheidenden Aspekten der Kohärenz-
forderung der FFH-Richtlinie entsprochen wird. 

Mit der Verlegung des Rauner Baches im betrachteten Abschnitt (A 1FFH), der Initialpflan-
zung gewässerbegleitender Gehölze (A 2FFH) und der gezielten Sukzession der Baufeld-
flächen zu Feuchten Hochstaudenfluren (A 3FFH) werden keine zusätzlichen erheblichen 
Zerschneidungswirkungen für das FFH-Gebiet und der in ihm befindlichen Lebensraum-
komplexe verursacht. Die Verlegung des Rauner Baches bewirkt eine Verbesserung der 
Verbindungsfunktion für den Rauner Bach durch Aufhebung bestehender Beeinträchti-
gungen. Bestehende Austauschbeziehungen zu anderen Natura-2000-Gebieten sind 
vom Vorhaben nicht betroffen. Die funktionale Kohärenz zu anderen Natura-2000-Gebie-
ten bleibt somit gewährleistet. 

Vermeidungsmaßnahmen/Ausgleichsmaßnahmen: 

Die nachfolgend näher beschriebenen Vermeidungsmaßnahmen sind vor und während 
der Bauausführung umzusetzen. Darüber hinaus sind weitere Maßnahmen vorgesehen, 
die einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes von Lebensraumtypen und Arten 
des Anhangs I und II der FFH-Richtlinie entgegenwirken. 

V 5.1FFH Bauzeitenregelung an Gewässern außerhalb der Schonzeiten der Bachforelle 

Die Bauzeitenregelung für Bauarbeiten im Gewässerbereich stellt den Schutz der Fisch-
bestände im betroffenem Gewässerabschnitt sicher. Über die Bauzeitenregelung werden 
auch Lebensformen der Flussperlmuschel vor erheblichen Beeinträchtigungen verbind-
lich geschützt. 

V 5.2FFH Abfischen des Gewässers vor Baubeginn 

Bei Durchführung dieser Schadensbegrenzungsmaßnahme können die im betreffenden 
Abschnitt des Rauner Baches vorhandenen Fische geborgen und umgesetzt werden. 
Damit können erhebliche Beeinträchtigungen für die Bachforelle, das Bachneunauge und 
die Groppe verbindlich ausgeschlossen werden. 

V 5.3FFH Absuchen des Gewässers nach Lebensformen der Flussperlmuschel vor Bau-
beginn 

Es erfolgt ein Absuchen des Rauner Baches unmittelbar vor dem Umbinden des alten in 
den neuen Bachlauf nach Lebensformen der Flussperlmuschel durch eine fachkundige 
Person. Beim Antreffen von Individuen der Flussperlmuschel sind diese zu bergen und 
fachgerecht an geeignete Abschnitte umzusetzen. Damit können erhebliche Beeinträch-
tigungen für einzelne Individuen und für die lokale Population der Flussperlmuschel ver-
bindlich ausgeschlossen werden. 

V 5.4FFH Einrichten eines Sedimentfangs unterhalb der Baustelle 

Es wird ein Sedimentfang mit Absetzbecken errichtet, um den unterstromigen Gewässer-
abschnitt nicht durch baubedingte Abschwemmungen oder Eintrag von Mineral- bzw. 
Mutterboden zu verunreinigen. 

Bei Umsetzung dieser Schadensbegrenzungsmaßnahme ist von einer Vermeidung sig-
nifikanter baubedingter Beeinträchtigungen des Rauner Baches durch Verunreinigung 
auszugehen. Damit können erhebliche bauzeitliche Beeinträchtigungen auf den Rauner 
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Bach (LRT 3260) als Biotop, als Habitat (Habitate von Bachneunauge, Groppe und Fluss-
perlmuschel) und Austauschleitlinie, durch Bautätigkeit am Gewässer und baubedingte 
Schadstoffeinträge wirksam verhindert werden. 

V 5.5FFH Fachgerechter Einbau von gereinigtem Grob-Sohlsubstrat aus externem Ge-
wässersubstrat standortgeeigneter Herkunft in das neue Bachbett 

Mit dieser Schadensbegrenzungsmaßnahme wird eine kurzfristige Wiederentstehung 
der im Bereich des Rauner Bach vorhandenen Gewässeruntergründe möglich. Damit 
kann eine konfliktarme Umbindung auf den verlegten Gewässerlauf mit zeitnaher Wie-
dererlangung von Habitat- und Lebensraumfunktionen erfolgen. Erhebliche Beeinträchti-
gungen, vor allem für die Habitatfunktion des Rauner Baches, können so ausgeschlossen 
werden. 

V 5.6FFH Realisierung der bauzeitlichen Überfahrten als aufgelöste Baustraße 

Für die baulichen Maßnahmen zur Sicherung der Stützwand sind zwei temporäre Ge-
wässerquerungen herzustellen. Über diese soll bauzeitlich der Baustellenverkehr geführt 
werden. 

V 5.7FFH Schutz des Rauner Baches vor bauzeitlichen Beeinträchtigungen 

Im Rahmen dieser Vermeidungsmaßnahme wird der verlegte Lauf des Rauner Baches 
außerhalb des Baufeldes für nachfolgende Baumaßnahmen (Sicherung der Stützwand, 
Neuerrichten der Straßenböschung, etc.) verbindlich zur Bautabuzone erklärt. Dafür sind 
während der Bauzeit Schutzzäune aufzustellen oder andere geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen. Die vorzusehenden Maßnahmen sind für die gesamte Dauer der Baumaß-
nahme vorzuhalten. Damit können erhebliche bauzeitliche Beeinträchtigungen auf den 
Rauner Bach (LRT 3260) als Biotop, als Habitat (Habitate von Bachneunauge, Groppe 
und Flussperlmuschel) und Austauschleitlinie, durch Bautätigkeit am Gewässer und bau-
bedingte Schadstoffeinträge wirksam verhindert werden. 

V 6FFH Umweltbaubegleitung 

Der Umweltbaubegleitung obliegt die Kontrolle der Unbedenklichkeit der verwendeten 
Baustoffe/Maschinen sowie der Durchführung und Umsetzung der Vermeidungs-, Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen. Die Kontrollen finden regelmäßig über die gesamte 
Bauphase hinweg statt. Der Umweltbaubegleitung obliegt auch die Konkretisierung und 
Optimierung von Maßnahmen zur ökologisch verträglichen Bauausführung. Durch diese 
Maßnahme wird sichergestellt, dass die genannten Schadensbegrenzungsmaßnahmen 
V 5.1FFH bis V 5.7FFH und die Ausgleichsmaßnahmen A 1FFH bis A 3FFH entsprechend der 
Vorgaben umgesetzt werden, so dass mögliche erhebliche Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Lebensraumtypen und Arten ausgeschlossen werden können. 

A 1FFH Verlegung des Rauner Baches mit weitestgehend natürlicher Ausprägung 

Im Rahmen der Ausgleichsmaßnahme erfolgt die Verlegung eines Teilabschnittes des 
Rauner Bachlaufes. Der Rauner Bach bleibt solange im Bestand, bis das neue Gewäs-
serbett hergestellt ist, damit für die Individuen der einzelnen Arten keine Verbotstatbe-
stände eintreten und deren lokale Populationen gesichert bleiben. Mit dieser bauvorbe-
reitend auszuführenden Ausgleichsmaßnahme können erhebliche Auswirkungen bei 
Durchführung der Sicherung der Stützwand 7 an der B 92 für den Rauner Bach verbind-
lich ausgeschlossen werden. 
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A 2FFH Anlage eines Auwaldes, Initialpflanzung gewässerbegleitender Gehölze 

Diese Ausgleichsmaßnahme umfasst die Anlage eines gewässerbegleitenden Gehölz-
bestandes durch Initialpflanzung standortgerechter heimischer Gehölze (Schwarzerle, 
Weide, Traubenkirsche) am neuen Bachlauf sowie zwischen neu verlegtem Rauner Bach 
und der Straßenböschung. Damit wird sich der lebensraum- und habitattypische Gewäs-
serzustand zeitnah wiedereinstellen können. 

A 3FFH Gezielte Sukzession der rekultivierten Baufeldflächen zur Etablierung von Feucht-
grünland bzw. feuchten Hochstaudenfluren/Ruderalflur 

Die rekultivierten Baufeldflächen werden gezielt der Sukzession überlassen. Ziel ist die 
Etablierung von Feuchtgrünland, feuchten Hochstaudenfluren/Ruderalflur. Mit dieser 
Maßnahme werden zum Teil flächengleich bauzeitlich beanspruchte Grünland-, Hoch-
staudenflur- und Ruderalflächen ausgeglichen. Für die Bereiche mit Ruderalfluren als 
Zielbiotop ist auf die Rohbodenstandorte eine Mulchabdeckung aus Mulchgut/Heu ver-
gleichbarer lokaler Vegetationsflächen aufzubringen. Die Begrünung soll hauptsächlich 
aus dem im Boden vorhandenen Samenpotenzial erfolgen. Somit werden kurzfristig 
Feuchte Hochstaudenfluren im Bereich des beanspruchten LRT 6430 wiederentstehen 
können. 

5.2.5 Einschätzung und Relevanz anderer Pläne und Projekte: 

Gemäß § 34 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG ist auch das Zusammenwirken des Vorhabens mit 
anderen Plänen und Projekten zu berücksichtigen. Dadurch sollen Beeinträchtigungen, 
die erst durch kumulative Effekte mit anderen Projekten oder Plänen erheblich sein kön-
nen, in die Prüfung mit einbezogen werden. 

Für das Vorhaben „B 92, Sicherung Stützwand 7 bei Sohl“ besteht die Möglichkeit von 
baubedingten Beeinträchtigungen auf das FFH-Gebiet „Raunerbach- und Haarbachtal“. 

Diese Beeinträchtigungen werden mittels Ausgleichsmaßnahmen und Schadensbegren-
zungsmaßnahmen ausgeschlossen bzw. durch planerische Maßnahmen im Vorfeld 
(bauvorbereitende Verlegung des Rauner Baches) so weit verringert, dass eine Erheb-
lichkeit für die Schutz- und Erhaltungsziele des FFH-Gebietes nicht mehr gegeben ist. 

In Unterlage 19.2 wurden keine weiteren Pläne oder Projekte aufgeführt, die in ihrer Art 
(baubedingte Beeinträchtigungen), den örtlichen Bezügen (Tal des Rauner Baches bei 
Sohl) und dem zeitlichen Rahmen zusammen mit der Sicherung der Stützwand 7 bei Sohl 
eine relevante kumulative Beeinträchtigung auf das FFH-Gebiet bewirken könnten. 

Auch der Planfeststellungsbehörde wurden im Rahmen des Anhörungsverfahrens keine 
anderen Projekte, die Auswirkungen auf das FFH-Gebiet haben könnten, mitgeteilt. 

5.2.6 Gesamtzusammenfassung der FFH-Verträglichkeitsprüfung 

Zur Überzeugung der Planfeststellungsbehörde steht im Ergebnis der durchgeführten 
Betrachtungen fest, dass bei Beachtung der mit diesem Beschluss festgestellten Scha-
densbegrenzungs- und Ausgleichsmaßnahmen die Umsetzung des Vorhabens nicht zu 
erheblichen Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele im FFH-Gebiet „Raunerbach- und 
Haarbachtal“ führen wird. Das Vorhaben ist somit verträglich mit den Erhaltungszielen 
des Natura 2000-Gebietes und zulässig im Sinne von § 34 BNatSchG. 
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5.3 Artenschutz 

5.3.1 Allgemeiner Artenschutz 

Bei der Umsetzung des Vorhabens sind die in § 39 BNatSchG normierten allgemeinen 
Regelungen zum Artenschutz zu beachten. So ist es gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG u. a. 
verboten, wildlebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünftigen Grund zu 
fangen, zu verletzen oder zu töten (Nr. 1). 

Vorliegend wird zum Wohl der Allgemeinheit die infolge von Hochwasserereignissen ge-
schädigte Stützwand 7 an der B 92 gesichert. Es handelt sich mithin um ein Vorhaben 
mit einem legitimen Zweck. Mutwillige Handlungen ohne vernünftigen Grund sind darin 
nicht zu sehen. Der Tatbestand des § 39 Abs. 1 BNatSchG ist damit nicht erfüllt. 

Ein weiteres Verbot enthält § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG, wonach die Gehölzbe-
seitigung in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September eines jeden Jahres untersagt 
ist. Diese Vorschrift soll den Mindestschutz aller wildlebenden Tiere sicherstellen und 
wurde als Vermeidungsmaßnahme V 3CEF Baufeldfreimachung/Rodung von Gehölzen 
außerhalb der Brut- und Fortpflanzungszeit entsprechend berücksichtigt. 

Anhaltspunkte, dass andere allgemeine artenschutzrechtliche Tatbestände des 
BNatSchG tangiert sein könnten, hat die Planfeststellungsbehörde nicht. 

5.3.2 Besonderer Artenschutz 

Für den besonderen Artenschutz, also zum Schutz besonders gefährdeter Tier- und 
Pflanzenarten, enthält das BNatSchG weitere Regelungen, die im Rahmen der Planfest-
stellung zu berücksichtigen sind. Die Vorschrift des § 44 Abs. 1 BNatSchG enthält ein 
Tötungs-, Störungs-, Zerstörungs- und Zugriffsverbot. Es war daher zu prüfen, ob durch 
das Vorhaben Auswirkungen auf besonders geschützte/streng geschützte Tier- und 
Pflanzenarten zu befürchten sind. 

Zu den besonders geschützten Arten gehören u. a. die Europäischen Vogelarten im 
Sinne der Vogelschutzrichtlinie, Tierarten des Anhangs IV a der FFH-Richtlinie sowie 
Pflanzenarten des Anhangs IV b der FFH-Richtlinie (§ 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG). Letz-
tere sind zugleich auch streng geschützte Arten (§ 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG). 

Für diese Untersuchung hat der Vorhabenträger entsprechende Ermittlungen vorgenom-
men (vgl. Unterlage 19.1, S. 65 ff.). 

Unter Zugrundelegung der artenschutzrechtlichen Fachprüfung geht die Planfeststel-
lungsbehörde davon aus, dass im Vorhabengebiet keine Hinweise auf Vorkommen von 
Pflanzenarten des Anhangs IV b der FFH-Richtlinie existieren. Besonders geschütz-
te/streng geschützte Pflanzenarten werden von dem Vorhaben daher nicht betroffen. 

Anders fielen die Ermittlungen der besonders geschützten/streng geschützten Tierarten 
nach Anhang IV a der FFH-Richtlinie aus.  

Zu den Ermittlungen der besonders geschützten/streng geschützten Tierarten im Einzel-
nen: 

Fledermausarten 

Fledermäuse sind im Vorhabengebiet lediglich potenziell anzunehmen. Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätten von Fledermausarten wurden innerhalb des Vorhabenbereichs nicht 
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nachgewiesen. Durch das Vorhaben werden keine als Sommerquartier geeigneten höh-
lenreiche Altholzbäume betroffen bzw. in Anspruch genommen. Es sind ebenso keine 
Stollen als fungierende Winterquartiere vorhanden.  

Eine mögliche artenschutzrechtlich relevante Betroffenheit des Vorhabens für Fleder-
mäuse kann aus diesen Gründen ausgeschlossen werden. 

Fischotter 

Vorkommen des Fischotters sind im Tal des Rauner Baches aus den Jahren 2012 – 2018 
belegt. Innerhalb des betrachteten Talabschnittes ist daher mit der Art zu rechnen. Auf-
grund der Habitatausprägung (Struktur des Rauner Baches, Gewässer im Umfeld) ist 
jedoch nicht von einem Reproduktionshabitat auszugehen. 

Für die Art Fischotter stellt der bauzeitliche Eingriff in den Rauner Bach eine Störung der 
Wechselbeziehungen dar. Aufgrund dessen, dass der Fischotter vorwiegend nachtaktiv 
ist und die Bautätigkeit tagsüber erfolgt, kann ein Verstoß gegen § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG ausgeschlossen werden (siehe V 4CEF Nachtbauverbot/Verhinderung von 
bauzeitlichen Fallenwirkungen entlang des Rauner Baches). 

Zu betrachten ist ein möglicher Verstoß gegen § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG. Vorliegend 
kommt es baubedingt zur Einschränkung des Gewässers aufgrund von Lärm, Licht und 
Bewegung. Unter Berücksichtigung dessen und dem Umstand, dass der Vorhabenbe-
reich durch Störwirkungen der bestehenden Straße bereits vorbelastet ist, steht zur Über-
zeugung der Planfeststellungsbehörde fest, dass der Rauner Bach auch während der 
Bautätigkeit die Funktion als Durchzugsgebiet behält und es zu keiner erheblichen Stö-
rung i. S. d. § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG und damit zu keiner Verschlechterung des 
Erhaltungszustandes der lokalen Population des Fischotters kommt.  

Da essentielle Fortpflanzungs- oder Ruhestätten des Fischotters im Vorhabenbereich 
nicht existieren, kann ein relevanter Verstoß gegen § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ausge-
schlossen werden.  

Vögel 

Das Vorhaben hat potenzielle Auswirkungen auf europäische Vogelarten. Es ist jedoch 
nicht zu befürchten, dass im Zuge der Maßnahmenumsetzung europäische Vogelarten 
getötet oder verletzt werden, § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG. Durch die Vermeidungsmaß-
nahme V 3CEF wird gewährleistet, dass die Baufeldfreimachung ausschließlich außerhalb 
der Brut- und Aufzuchtzeiten betroffener Vogelarten erfolgt. Damit wird sichergestellt, 
dass keine Jungtiere oder Eier durch die Baumaßnahmen angetroffen werden, womit 
deren Tötung oder Verletzung ausgeschlossen ist. 

Da die Baufeldfreimachung außerhalb der Brutzeit erfolgt, sind Störungen während der 
Fortpflanzungs- oder Aufzuchtzeit nicht zu befürchten, § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG. Auch 
Störungen durch baubedingte Emissionen sind nicht zu erwarten, da sich insbesondere 
die lärmempfindlichen Arten kaum in der Nähe der Bauarbeiten ansiedeln werden. Hinzu 
kommt, dass es sich lediglich um temporäre Störungen handelt und die Baumaßnahmen 
in Bereichen stattfinden, die Lärmvorbelastungen aufweisen.  

Darüber hinaus ist nicht zu befürchten, dass sich der Erhaltungszustand der lokalen Po-
pulationen europäischer Vogelarten verschlechtert, da die Arten auf die beanspruchten 
Bereiche im Vorhabengebiet nicht angewiesen sind. So sind in unmittelbarer Umgebung 
ausreichend Habitate (Gehölzbestände und Ruderalfluren) vorhanden, die ein Auswei-
chen der Arten ermöglichen. 
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Durch das Vorhaben wird auch der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 
nicht verwirklicht. Unter Beachtung der Vermeidungsmaßnahme V 3CEF kann ein Verstoß 
gegen § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ausgeschlossen werden. Hinzu kommt, dass die 
Ansiedlung und ein möglicher Nestbau im Baustellenbereich infolge der Beeinträchtigun-
gen durch Lärm, Erschütterungen etc. sehr unwahrscheinlich sind.  

Amphibien/Reptilien 

Im Vorhabengebiet und dessen unmittelbarer Umgebung sind keine Arten der Amphibien 
und Reptilien bekannt, die artenschutzrechtlich relevant sind. Eine mögliche artenschutz-
rechtliche Betroffenheit des Vorhabens für Amphibien und Reptilien kann aus diesen 
Gründen ausgeschlossen werden. 

Artengruppe Fische/Rundmäuler sowie Weichtiere 

Das Vorhaben hat Auswirkungen auf die geschützten Arten Bachneunauge, Groppe und 
Flussperlmuschel. Es ist jedoch nicht zu befürchten, dass diese Arten im Zuge der Maß-
nahmendurchführung getötet oder verletzt werden, § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG. Durch 
die Vermeidungsmaßnahme V 5.2FFH Abfischen des Gewässers vor Baubeginn können 
die im betreffenden Abschnitt des Rauner Baches vorhandenen Fische/Rundmäuler ge-
borgen und umgesetzt werden. Damit können erhebliche Beeinträchtigungen für das 
Bachneunauge und die Groppe verbindlich ausgeschlossen werden. 

Des Weiteren erfolgt mit der Vermeidungsmaßnahme V 5.3FFH ein Absuchen des Gewäs-
sers nach Lebensformen der Flussperlmuschel vor Baubeginn. Beim Antreffen von Indi-
viduen der Flussperlmuschel sind diese zu bergen und fachgerecht an geeignete Ab-
schnitte umzusetzen. Damit können erhebliche Beeinträchtigungen für einzelne Indivi-
duen und für die lokale Population der Flussperlmuschel verbindlich ausgeschlossen 
werden. 

Ein Verstoß gegen § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG infolge baubedingter Beeinträchtigungen 
mit einer nicht auszuschließenden Gefährdung der Habitate von Bachneunauge, Groppe 
und Flussperlmuschel wird mit der Verlegung des Rauner Baches im betrachteten Ab-
schnitt (A 1FFH) begegnet. 

Durch das Vorhaben wird auch der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 
nicht verwirklicht. Unter Beachtung der verbindlich festgelegten Vermeidungsmaßnah-
men (V 5.1FFH bis V 5.7FFH) verbleiben keine erheblichen Beeinträchtigungen. Für die 
arten Bachneunauge, Groppe und Flussperlmuschel ist somit weiterhin der Erhalt eines 
günstigen Erhaltungszustandes gewährleistet. 

Ergebnis 

Nach alledem und unter Berücksichtigung des Umstandes, dass seitens der unteren Na-
turschutzbehörde des Landkreises Vogtlandkreis im Rahmen des Verfahrens keine Be-
denken gegen die Planung geäußert wurden, steht zur Überzeugung der Planfeststel-
lungsbehörde fest, dass durch das mit diesem Beschluss festgestellte Vorhaben unter 
Berücksichtigung der Vermeidungs-/Ausgleichsmaßnahmen keine Verbotstatbestände 
des § 44 BNatSchG ausgelöst werden. 

6 Wasserwirtschaft/Gewässerschutz 

6.1 Vereinbarkeit wasserrechtliche Bewirtschaftungsziele §§ 27, 47 WHG 
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Die in den §§ 27 und 47 WHG niedergelegten Gewässerbewirtschaftungsziele statuie-
ren verbindliche Vorgaben, die als Zulassungsvoraussetzungen bei der Genehmigung 
von Vorhaben zu beachten sind. 

Die Bewirtschaftungsziele des WHG gehen auf die WRRL zurück. Diese ist auf den 
Schutz der Oberflächengewässer und des Grundwassers gerichtet und legt für diese ver-
bindliche Umweltziele fest. Hiernach darf der Zustand der Gewässer zum einen nicht 
verschlechtert werden (Verschlechterungsverbot). Zum anderen sind Gewässer grund-
sätzlich so weit zu schützen, zu verbessern und zu sanieren, dass ein guter Gewässer-
zustand erreicht wird (Verbesserungsgebot). 

Das Verschlechterungsverbot bezieht sich auf den ökologischen und chemischen Zu-
stand von OWK sowie auf den chemischen und mengenmäßigen Zustand von GWK. Auf 
der Basis der Rechtsprechung des EuGH liegt eine Verschlechterung des ökologischen 
Zustands bzw. des ökologischen Potenzials eines OWK vor, wenn sich der Zustand min-
destens einer Qualitätskomponente (QK) im Sinne des Anhangs V der WRRL (bzw. der 
Anlage 3 der OGewV) um eine Klasse verschlechtert. Ist die betroffene Qualitätskompo-
nente bereits in die niedrigste Klasse eingestuft, stellt jede Verschlechterung dieser Kom-
ponente eine „Verschlechterung des Zustands“ dar (EuGH, Urteil vom 1. Juli 2015, Az.: 
C-461/13, Rn. 43, 51 und 71). 

Unter welchen Voraussetzungen eine Verschlechterung des chemischen und des men-
genmäßigen Zustands vorliegt, ist bisher nicht abschließend geklärt. Unter Berücksich-
tigung der Rechtsprechung des EuGH zur Verschlechterung des ökologischen Zustands 
wird vorliegend von einer Verschlechterung des chemischen Zustandes eines OWK oder 
GWK ausgegangen, wenn durch das Vorhaben der Grenzwert einer Umweltqualitäts-
norm für OWK (§ 6 i. V. m. Anlage 7 OGewV) bzw. ein schadstoffbezogener Schwellen-
wert für GWK (§ 5 i. V. m. Anlage 2 GrwV) überschritten wird. Ist der entsprechende Wert 
bereits überschritten, genügt jede weitere nachteilige Veränderung. Eine Verschlechte-
rung des mengenmäßigen Zustands eines GWK ist gegeben, wenn durch das Vorhaben 
einer der einstufungsrelevanten Parameter des § 4 GrwV unter das Niveau gesenkt wird, 
das für einen guten mengenmäßigen Zustand erforderlich ist. 

Als relevanter OWK wurden identifiziert: 

 OWK „Rauner Bach“ (DESN_566116). 

Als relevanter GWK wurde identifiziert: 

 GWK „Oberlauf der Weißen Elster“ (DESN_SAL GW 043). 

Die Verlegung des Rauner Baches ist zwar mit baubedingten Auswirkungen auf das be-
troffene Gewässersystem verbunden. Diese werden jedoch durch festgelegte Vermei-
dungsmaßnahmen verhindert bzw. erheblich gemindert. 

Mit dem Vorhaben ist keine Veränderung der Stoffkonzentration von Einleitungen (be-
triebsbedingte Auswirkungen) und auch keine erhebliche Veränderung (im Sinne einer 
Verschlechterung) des Gewässerverlaufes verbunden. 

Mit der Verlegung des Rauner Baches kann neben dem Ausschluss von erheblichen ne-
gativen Veränderungen auf das Gewässersystem eine dauerhafte Verbesserung für den 
OWK im betrachteten Abschnitt prognostiziert werden. Dies begründet sich durch das 
Abrücken des Gewässerverlaufes von der B 92 und der damit verbundenen Verringerung 
verkehrsbedingter Stoffeintrage, womit auch das ökologische Potenzial des Rauner Ba-
ches verbessert wird. 
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Auf der Grundlage der durchgeführten Prognosen und Bewertungen kann deshalb mit 
hoher Prognosesicherheit festgestellt werden, dass durch das Vorhaben sowohl während 
der Baudurchführung als auch nach Abschluss der Bauarbeiten: 

 keine Verschlechterungen des mengenmäßigen, ökologischen und chemischen Zu-
standes für die betroffenen OWK sowie des chemischen und mengenmäßigen Zu-
standes für den betroffenen GWK und damit kein Verstoß gegen das Verschlechte-
rungsverbot der §§ 27 und 47 WHG zu erwarten sind. 

 Mit der Durchführung des Vorhabens kein Verstoß gegen das Verbesserungsgebot 
des § 27 WHG zu erwarten ist. 

Das Vorhaben verstößt somit nicht gegen das wasserrechtliche Verschlechterungsverbot 
gemäß § 27 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 1 und § 47 Abs. 1 Nr. 1 WHG und beeinträchtigt 
auch nicht die fristgerechte Erreichung der Bewirtschaftungsziele. 

6.2 Wasserrechtliche Erlaubnis/Genehmigung 

Von der planfeststellungsrechtlichen Konzentrationswirkung werden mit Ausnahme der 
wasserrechtlichen Erlaubnisse und der wasserrechtlichen Bewilligungen nach §§ 8 ff. 
WHG alle erforderlichen wasserrechtlichen Entscheidungen erfasst (§ 75 Abs. 1 VwVfG). 
Zu diesen Entscheidungen zählen u. a. auch solche, die die Genehmigungsfähigkeit von 
baulichen Maßnahmen im Zusammenhang mit Gewässern, etwa die Oberflächenentwäs-
serung, erfassen. 

Wird für ein Vorhaben, mit dem die Benutzung eines Gewässers verbunden ist, ein Plan-
feststellungsverfahren durchgeführt, so entscheidet die Planfeststellungsbehörde zwar 
auch über die Erteilung der Erlaubnis oder der Bewilligung (§ 19 WHG), die Entscheidung 
ist aber hierbei gemäß § 19 Abs. 3 WHG im Einvernehmen mit der zuständigen Wasser-
behörde zu treffen. 

Erteilt wird die Genehmigung zur Umverlegung des Rauner Baches auf einer Länge von 
ca. 136 m innerhalb des Überschwemmungsgebietes im Zuge der Sicherung der Stütz-
wand 7 an der Bundesstraße B 92. Des Weiteren wird die Genehmigung zur Errichtung 
einer Furt sowie einer Sedimentfalle und die Befreiung von den Verboten nach § 7 Abs. 
2 Ziff. 5.01 „Herstellen oder die wesentliche Umgestaltung von oberirdischen Gewäs-
sern“ und § 7 Abs. 2 Ziff. 5.04 „Bohrungen/Schürfungen mit Grundwasseraufschluss“ der 
Heilquellenschutzgebietsverordnung erteilt. 

Die vorgeschlagenen Nebenbestimmungen der unteren Wasserbehörde des Landkrei-
ses Vogtlandkreis wurden in den Tenor unter A IV dieses Beschlusses aufgenommen, 
womit das Einvernehmen gemäß § 19 Abs. 3 WHG und das Benehmen gemäß § 74 Abs. 
1 SächsWG hergestellt ist. 

Bei korrekter Umsetzung der planfestgestellten Planung sowie Beachtung der unter 
A III 9 dieses Beschlusses festgelegten Nebenbestimmungen ist das Vorhaben mit den 
Belangen von Wasserwirtschaft und Gewässerschutz vereinbar. 

7 Vermessungswesen 

Die Nebenbestimmungen zum Vermessungswesen beruhen auf §§ 6 Abs. 2 und 27 
SächsVermKatG. 
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8 Baudurchführung 

Nach § 3 Abs. 1 ArbSchG ist der Arbeitgeber verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen 
des Arbeitsschutzes unter Berücksichtigung der Umstände zu treffen, die die Sicherheit 
und Gesundheit der Beschäftigten bei der Arbeit beeinflussen. Bei Maßnahmen des Ar-
beitsschutzes ist vom Arbeitgeber gemäß § 4 ArbSchG von allgemeinen Grundsätzen, 
wie sichere Arbeitsbedingungen oder die Berücksichtigung des Standes der Technik, 
auszugehen. Die hierzu aufgenommenen Nebenbestimmungen stellen sicher, dass bei 
der Umsetzung des Vorhabens die rechtlichen Vorgaben des Arbeitsschutzes auf der 
Baustelle beachtet werden. 

Darüber hinaus wurden Nebenbestimmungen zur Gewährleistung der ungehinderten Zu-
fahrt von Feuerwehr- und Rettungsfahrzeugen zu den im Planungsbereich gelegenen 
Gebäuden und Löschwasserentnahmestellen, zur Erreichbarkeit der Grundstücke wäh-
rend der Bauphase sowie zum Umgang mit evtl. aufzufindenden Kampfmitteln aufge-
nommen. 

9 Versorgungsleitungen 

Bezüglich der im planfestgestellten Bereich befindlichen Leitungen wurden die zuständi-
gen Versorgungsträger und Eigentümer am Verfahren beteiligt. Soweit Maßnahmen zum 
Schutz der Leitungen gefordert wurden, wurde deren Beachtung seitens des Vorhaben-
trägers zugesagt und durch entsprechende Nebenbestimmungen als zu beachten fest-
gelegt. 

10 Eigentum 

Durch die Umsetzung des Vorhabens wird fremdes Eigentum in Anspruch genommen. 
Das Maß der Inanspruchnahme, das heißt die vorübergehende oder endgültige Inan-
spruchnahme und die Größe der benötigten Flächen, ist in den Grunderwerbsunterlagen 
(Grunderwerbsplan und Grunderwerbsverzeichnis) dargestellt. 

Die Planfeststellungsbehörde ist der Überzeugung, dass bei Umsetzung der genehmig-
ten Planung unter Berücksichtigung der zusätzlich ergangenen Nebenbestimmungen der 
notwendige Grunderwerb auf das erforderliche Minimum beschränkt wird. Die im Grund-
erwerbsplan ausgewiesene Inanspruchnahme von Grundstücken ist für die Umsetzung 
der Baumaßnahme in diesem Umfang notwendig. 

Die durch das Bauvorhaben entstehenden Auswirkungen auf das Eigentum zählen in 
hervorgehobener Weise zu den abwägungserheblichen Belangen. Sie wurden insbeson-
dere bei der Frage, ob und wie die Maßnahme gebaut und ausgestaltet wird, berücksich-
tigt. Eine Anwendung reduzierter Sicherungsmaßnahmen zur Verringerung der Grund-
stücksinanspruchnahmen hat sich im Rahmen der Gesamtabwägung nicht angeboten, 
da andernfalls Abstriche bei der Verkehrssicherheit und Dauerhaftigkeit gemacht werden 
müssten. 

Unter Abwägung aller Belange, insbesondere der öffentlichen Belange des Straßenver-
kehrs, des Natur- und Landschaftsschutzes sowie der überwiegenden privaten Interes-
sen an einem möglichst ungeschmälerten Erhalt des Eigentums und des Umfangs der 
gegenwärtigen Nutzung, wurde das Interesse an der vorgesehenen Baumaßnahme im 
Ergebnis höher bewertet. Die sich aus den Flächeninanspruchnahmen ergebenden 
Nachteile sind von den Betroffenen im Interesse des Gemeinwohls hinzunehmen. 

Soweit es die Festsetzung von Entschädigungen für die Inanspruchnahme von Grund 
und Boden betrifft, erfolgt dies nur dem Grunde nach im Planfeststellungsbeschluss, d. h. 
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er lässt zwar den Rechtsentzug an Grund und Boden dem Grundsatz nach zu, regelt 
aber den Rechtsübergang als solchen nicht. Dieser ist, ebenso wie die Festlegung der 
Entschädigungssumme, grundsätzlich erst nach dem Planfeststellungsverfahren auf der 
Grundlage des Planfeststellungsbeschlusses zwischen den Grundeigentümern und dem 
Vorhabenträger möglichst einvernehmlich, anderenfalls im Rahmen eines gesondert 
durchzuführenden Verwaltungsverfahrens zu regeln. Den Betroffenen entsteht hierdurch 
kein Nachteil, denn sie können bei Meinungsverschiedenheiten den Rechtsweg zu den 
ordentlichen Gerichten beschreiten. 

Entsprechend verhält es sich, wenn Grundstücke für die planfestgestellte Maßnahme nur 
vorübergehend in Anspruch genommen werden. Der mögliche Ausgleich der zeitweisen 
Beschränkung der Eigentümerbefugnisse einschließlich des Ausgleichs etwaiger Folge-
schäden ist ebenfalls Gegenstand der Grunderwerbsverhandlungen. Flächen, die nur vo-
rübergehend in Anspruch genommen werden sollen, sind nach Beendigung der Maß-
nahme im ursprünglichen Zustand wiederherzustellen, was zusätzlich durch eine ent-
sprechende Nebenbestimmung sichergestellt wird. 

VI Stellungnahmen/Einwendungen 

Im Anhörungsverfahren wurden von kommunalen Gebietskörperschaften (1), Trägern öf-
fentlicher Belange und Unternehmen der Daseinsvorsorge sowie Leitungsrechtsinhabern 
(2) und anerkannten Naturschutzvereinigungen (3) Stellungnahmen abgegeben bzw. 
Einwendungen erhoben. 

1 Kommunale Gebietskörperschaften 

Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 

Stadt Bad Elster 
Schreiben vom 8. April 2022 

Bezug nehmend auf die übersandten Unterlagen teile man mit, dass seitens der Stadt 
Bad Elster keine Einwände zum Planfeststellungsverfahren nach dem FStrG - Feststel-
lungsentwurf November 2021 - bestünden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Landkreis Vogtlandkreis 
Schreiben vom 30. März 2022 und 14. September 2022 

I. Veranlassung 

Für das Vorhaben werde ein Planfeststellungsverfahren nach dem FStrG durchgeführt. 
Das Landratsamt Vogtlandkreis habe mit Schreiben vom 29. April 2021 eine Stellung-
nahme zum Vorentwurf abgegeben. 

Die Baumaßnahme beinhaltet die Sicherung der Stützwand 7 entlang der Bundesstraße 
B 92 bei Sohl. Durch mehrere Hochwasserereignisse sei das Bauwerk geschädigt wor-
den. Die Sicherung solle mit der Herstellung einer standsicheren Böschung, die sich un-
terhalb der Stützwand befinde, realisiert werden. 

Im Zuge der Baumaßnahme sei es erforderlich, den Rauner Bach, der unmittelbar am 
jetzigen Böschungsfuß verlaufe, dauerhaft zu verlegen. 

Die zu sichernde Baulänge der Stützwand betrage 112,50 m. 
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II. Gesamteinschätzung 

Das Landratsamt Vogtlandkreis stimme der Baumaßnahme „B 92 - Sicherung Stützwand 
7 bei Sohl“ prinzipiell zu. 

Nach fachtechnischer Prüfung durch die berührten Ämter könne zum vorliegenden Fest-
stellungsentwurf das Einvernehmen aus bodenschutzrechtlicher Sicht nicht erteilt wer-
den. Es fehle in den Planunterlagen ein Bodenschutzkonzept, durch welches die Anwen-
dung der DIN 19639 während der Bauphase sichergestellt werde. 

Das geforderte Bodenschutzkonzept wurde vom Vorhabenträger nachgereicht. 

Die nachfolgenden Einzelfachstellungnahmen unter Punkt III. seien im Planfeststellungs-
verfahren zu beachten. 

III. Einzelbewertung 

Denkmalschutz 

Entlang der geplanten Baumaßnahme würden keine Architekturdenkmale im Sinne des 
SächsDSchG berührt. 

Von der Baumaßnahme seien archäologische Relevanzgebiete betroffen. Das Vorhaben 
schneide einen archäologischen Relevanzbereich (Wassermühle) und befinde sich in un-
mittelbarer Umgebung des archäologischen Relevanzgebietes des mittelalterlichen Sied-
lungskernes von Sohl. 

Aus diesem Grund sei Folgendes bei der weiteren Planung und Durchführung des Vor-
habens zu beachten: 

 Das Landesamt für Archäologie sei als Träger öffentlicher Belange in das Planverfah-
ren einzubeziehen. 

 Das Landesamt für Archäologie sei vom exakten Baubeginn (Erschließungs-, Ab-
bruch-, Ausschachtungs- oder Planierarbeiten) mindestens 3 Woche vorher zu infor-
mieren. Die Baubeginnsanzeige solle die ausführenden Firmen, Telefonnummer und 
den verantwortlichen Bauleiter benennen. 

 Vorbehaltlich weiterreichender Forderungen des Landesamtes für Archäologie sei in 
den textlichen Festlegungen folgender Wortlaut aufzunehmen: Der § 20 SächsDSchG 
- Meldepflicht von Bodenfunden - sei bei der Durchführung aller Vorhaben zu beach-
ten. Funde seien dem Landesamt für Archäologie umgehend zu melden. Dieser 
Sachverhalt sei in die Hinweise der Planfeststellung aufzunehmen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und vom Vorhabenträger ent-
sprechend seiner Zusicherung bei der weiteren Planung und Bauausführung be-
achtet. Das Landesamt für Archäologie wurde ebenfalls am Verfahren beteiligt. 
Dessen Hinweise haben Eingang in die Nebenbestimmungen unter A III 3 dieses 
Beschlusses gefunden. 

Landwirtschaft 

Aus agrarstruktureller Sicht gebe es keine Einwände. 

Zu beachten seien: 
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 Baustelleneinrichtungen und Materiallagerplätze seien möglichst nicht auf landwirt-
schaftlich nutzbaren Flächen zu errichten. 

 Darüber hinaus seien die konkreten Maßnahmen mit den Eigentümern bzw. Bewirt-
schaftern im Vorfeld abzustimmen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und vom Vorhabenträger ent-
sprechend seiner Zusicherung bei der weiteren Planung und Bauausführung be-
achtet. Dies wird zudem durch die Nebenbestimmungen unter A III 5.3 und 5.4 
dieses Beschlusses abgesichert. 

Naturschutz 

Die Forderungen der unteren Naturschutzbehörde aus der Stellungnahme des Landrat-
samtes Vogtlandkreis vom 29. April 2021 seien vollumfänglich eingearbeitet und berück-
sichtigt worden, so dass es aus naturschutzfachlicher und -rechtlicher Sicht keine Ein-
wände gegen die vorgelegte Planung gebe. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Abfallwirtschaft 

In der Abwägung zur Stellungnahme des Landratsamtes Vogtlandkreis vom 29. April 
2021 sei zu den von der unteren Bodenschutzbehörde gegebenen Hinweisen (u. a. die 
Anwendung der DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Ausführung von Bauvorha-
ben“) angemerkt worden, dass diese Hinweise beachtet würden. In den nun eingereich-
ten Unterlagen würden die bodenschutzrechtlichen Belange jedoch nicht ausreichend 
beachtet. Lediglich der Mutterbodenschutz sowie die Optionen für den Baustraßenaufbau 
würden beschrieben. Es fehle weiterhin ein Bodenschutzkonzept, durch welches die An-
wendung der o. g. DIN 19639 während der Bauphase sichergestellt werde. 

Hinweis: 

Zur Erarbeitung eines Bodenschutzkonzeptes empfehle man die Einbeziehung eines auf 
Bodenschutz spezialisierten Ingenieurbüros. 

Das geforderte Bodenschutzkonzept wurde vom Vorhabenträger nachgereicht. 
Seitens des Landratsamtes Vogtlandkreis wurde im Schreiben vom 14. Septem-
ber 2022 mitgeteilt, dass damit die bodenschutzrechtlichen Belange in ausrei-
chendem Maße berücksichtigt werden. 

Wasserwirtschaft/Wasserrecht 

Das Benehmen zur Umverlegung des Rauner Baches auf einer Länge von ca. 136 m im 
Zuge der Sicherung der Stützwand an der B 92 innerhalb des Überschwemmungsgebie-
tes werde hergestellt. Die wasserrechtliche Genehmigung für die Errichtung einer Furt 
sowie einer Sedimentfalle werde erteilt. 

Örtl. Lage wasserrechtlich genehmigungspflichtiger Anlagen: 

 Rückverlegung Rauner Bach: 

Oberstromiger Baubeginn (km 0+000): RW: 306875 
HW: 5572982 
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Unterstromiges Bauende (km 0+136,15):  RW: 306755 
HW: 5573019 

 Furt: 

Bauwerksmitte:    RW: 306845 
HW: 5572996 

 Sedimentfalle: 

Oberstromiger Beginn (ab km 0+136,15): RW: 306755 
HW: 5573019 

Unterstromiges Ende:   RW: 306742 
HW: 5573008 

Der Rauner Bach sei im Plangebiet ein Gewässer 1. Ordnung und befinde sich in der 
Unterhaltungslast der Landestalsperrenverwaltung. 

Aus Sicht des Heilquellenschutzes seien die beabsichtigten Bauarbeiten genehmigungs-
fähig, wenn die nachfolgend genannten Nebenbestimmungen erfüllt würden. 

Folgende Befreiung könne erteilt werden: 

Die Befreiung von den Verboten nach § 7 Abs. 2 Ziff. 5.01 „Herstellen oder die wesentli-
che Umgestaltung von oberirdischen Gewässern“ und § 7 Abs. 2 Ziff. 5.04 „Bohrun-
gen/Schürfungen mit Grundwasseraufschluss“ der Heilquellenschutzgebietsverordnung 
werde unter Berücksichtigung der gelisteten Nebenbestimmungen erteilt. Die Befreiung 
dürfe nach § 11 Heilquellenschutzgebietsverordnung nach Anhörung des Begünstigten 
erteilt werden. 

Nebenbestimmungen: 

1. Allgemeines 

1.1  

Der Baubeginn im Baugebiet sei der unteren Wasserbehörde im Landratsamt Vogtland-
kreis mindestens 1 Woche vorher schriftlich anzuzeigen. 

1.2  

Belehrung: Die bauausführenden Firmen sowie alle auf der Baustelle beschäftigten Per-
sonen seien vor Baubeginn aktenkundig auf die Lage der Baustelle innerhalb der Heil-
quellenschutzzone III von Bad Brambach und Bad Elster hinzuweisen und über die erfor-
derlichen Maßnahmen zum Gewässerschutz zu belehren. Von der Belehrung sei ein Pro-
tokoll mit den Unterschriften der auf der Baustelle beschäftigten Personen anzufertigen 
und dem Landratsamt Vogtlandkreis, untere Wasserbehörde zuzustellen. 

1.3  

Havarieplan: Vor Baubeginn sei für die Baumaßnahmen ein Havarie-/Benachrichtigungs-
plan für den Havariefall zu erarbeiten und der unteren Wasserbehörde des Vogtlandkrei-
ses zur Bestätigung vorzulegen. Der Havarieplan müsse Angaben zu Sofortmaßnahmen 
bei Vorkommnissen, die zu einer Grundwassergefährdung führen oder führen könnten, 



 
Seite 55 von 78 

enthalten. Des Weiteren seien Vorsorgemaßnahmen festzulegen und die Namen und 
Telefonnummern der Projektbeteiligten, des Begünstigten, der unteren Wasserbehörde 
des Vogtlandkreises und der entsprechenden Rettungsstellen aufzuführen. Der Havarie-
plan sei allen auf der Baustelle beschäftigten Personen bekanntzugeben und jederzeit 
zugänglich und sichtbar auf der Baustelle aufzubewahren. 

1.4  

Die in der hydrogeologischen Standorteinschätzung genannten Maßnahmen zum Schutz 
der Heilquellen (Kapitel 5.3) seien vollumfänglich umzusetzen. 

2. Bauausführung 

2.1. Grundwasser/Heilwasser 

2.1.1  

Grundsätzlich seien alle Arbeiten entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik durchzuführen, hier insbesondere die jeweils gültigen DIN-Vorschriften und 
DVGW-Regelwerke. 

2.1.2  

Die planerischen Empfehlungen im hydrogeologischen Standortgutachten zu der tempo-
rären Baustraße, dem temporären Lagerplatz (BE-Fläche) und den beiden temporären 
Überfahrten seien zu berücksichtigen. Die Baustraßen und der Lagerplatz seien deshalb 
mit mobilen Baustraßenplatten herzustellen. Für die Überfahrten sei die Anbindung des 
Überbaus so vorzunehmen, dass im Havariefall austretende Schadstoffe in Richtung 
Baustraße fließen. 

2.1.3  

Die geplante Eingriffstiefe von maximal 1,10 m im Bereich der Bachumverlegung dürfe 
nicht überschritten werden. Auelehmschichten seien nach Möglichkeit zu erhalten. 

2.1.4  

Im Rahmen der Bauwasserhaltung dürfe das Grundwasser bis 1,20 m unter Gelände 
abgesenkt werden. 

2.1.5  

Beim Verfüllen von Baugruben/Profilieren des Geländes dürfe ausschließlich natürlicher, 
unbelasteter, hygienisch unbedenklicher Erdstoff/Bodenaushub, der die Zuordnungs-
werte Z0 der LAGA-Richtlinie „Anforderungen an die stoffliche Verwertung, TR Boden“ 
erfülle, verwendet werden. 

Ausnahmen seien unter Vorlage der Analysenergebnisse (Trockensubstanz und Eluat) 
für in der Umgebung gewonnene Erdstoffe bei Einhaltung der geogenen Hintergrund-
werte möglich. Recyclingmaterial sei nicht zugelassen. 

Das zum Einbau vorgesehene Material aus der Sedimentberäumung der Talsperre Pirk 
dürfe nur eingebaut werden, wenn es nachweislich die vorgenannten Bedingungen er-
fülle. Die zum Einbau vorgesehenen Erdstoffe seien von der Fachbauleitung auf ihre Eig-
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nung (Einsatz im Heilquellenschutzgebiet) zu prüfen. Von dem Prüfergebnis sei ein Prüf-
protokoll zu erstellen, welches der unteren Wasserbehörde des Vogtlandkreises vorzu-
legen sei.  

Im Prüfprotokoll seien mindestens die Themen:  

 Herkunftsort der Fremdmaterialien, 

 Menge der Fremdmaterialien, 

 Einhaltung der Zuordnungswerte Z0 der o. g. LAGA-Richtlinie 

zu behandeln. 

Es werde empfohlen, dies mit dem Bodenschutzkonzept zu verbinden. 

2.1.6  

Die vorgesehenen Bauprodukte und Bauhilfsstoffe, die im Kontakt mit dem Erdreich oder 
dem Grundwasser stünden, dürften keine Schadstoffe in den Untergrund abgeben, die 
zu einer schädlichen Bodenveränderung und/oder Grundwasserverunreinigung führen 
könnten. Dies gelte auch während der unmittelbaren Bau- und Verarbeitungszeit. Die 
Baumaterialien müssten beständig sein gegenüber schwach betonangreifender kalklö-
sender Kohlensäure. Werde beim Betonieren eine Schalung verwendet, sei auf Schalöle 
zu verzichten. 

2.1.7  

Für die Bauarbeiten/Geländeprofilierungen dürften ausschließlich vibrationsarme Ver-
dichtungsmethoden angewandt werden. 

2.2 Wasserbau 

2.2.1  

Die Maßnahmen am Gewässer seien entsprechend den festgestellten Planunterlagen 
und den dazu ergangenen Nebenbestimmungen auszuführen. Änderungen und Abwei-
chungen bedürften der vorherigen Zustimmung der Planfeststellungsbehörde. 

2.2.2  

Die Baumaßnahmen am Gewässer seien so durchzuführen, dass es zu keiner vermeid-
baren Beeinträchtigung des Gewässers und insbesondere nicht zu Abschwemmungen 
in das Fließgewässer komme. 

2.2.3  

Baumaschinen und Geräte dürften nur so abgestellt werden, dass auch bei einer sich 
veränderten Wasserführung, etwa infolge eines Starkregenereignisses, eine nachteilige 
Veränderung der Wasserbeschaffenheit oder des Wasserabflusses nicht zu besorgen 
sei. 

2.2.4  
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Die Baustelleneinrichtung habe außerhalb des Überschwemmungsgebietes zu erfolgen. 
Der Hochwasserschutz sei in jeder Bauphase zu gewährleisten. Die Baustelle sei in den 
Hochwassernachrichtendienst durch eine entsprechende aktenkundige Abstimmung mit 
der Gemeinde Bad Elster einzubeziehen (siehe § 3 Abs. 7 Hochwassernachrichten- und 
Alarmdienstverordnung/HWNAVO). 

2.2.5  

Die Furt sei in Anlehnung an die im „Merkblatt für das Anlegen von Furten und für den 
Weidebetrieb an Gewässern“ beschriebene Bauweise mit lagestabilen Wasserbaustei-
nen auszuführen. 

2.2.6  

Nach Fertigstellung der Maßnahme seien das Gewässer sowie alle Ufer- und Vorland-
bereiche zu beräumen. Die bauzeitlichen Überfahrten seien ordnungsgemäß zurückzu-
bauen. 

3. Bauüberwachung 

3.1  

Für die Durchführung von Baumaßnahmen sei ein verantwortlicher Bauleiter zu bestel-
len. Der Bauleiter sei der unteren Wasserbehörde des Vogtlandkreises spätestens 1 Wo-
che vor Beginn der Baumaßnahme namentlich mit der Anschrift und Telefonnummer be-
kanntzugeben. Der Bauleiter sei dafür verantwortlich, dass alle erforderlichen Maßnah-
men und Vorschriften zum Heilquellenschutz eingehalten würden. 

3.2  

Vor Ort sei ein Bautagebuch zu führen. Das Bautagebuch sei auf der Baustelle so vorzu-
halten, dass es für die untere Wasserbehörde des Vogtlandkreises jederzeit einsehbar 
sei. 

3.3  

Bei Antreffen sichtbarer Boden- und/oder Grundwasserbelastungen sei unverzüglich das 
Landratsamt Vogtlandkreis, untere Wasserbehörde zu informieren. 

4. Fachbauleitung 

4.1  

Mit der Fachbauleitung sei ein auf dem Fachgebiet der Geologie/Hydrogeologie fachkun-
diges Ingenieurbüro zu beauftragen. Dieses sei dem Landratsamt Vogtlandkreis, untere 
Wasserbehörde, spätestens 1 Woche vor Beginn der Bauarbeiten namentlich bekannt-
zugeben. Die Fachbauleitung führe die Belehrung (siehe 1.2) aus und erstelle den Hava-
rieplan (siehe 1.3). Sie sei zuständig für die vollumfängliche Umsetzung/Einhaltung der 
Maßnahmen zum Heilwasserschutz. 

4.2  

Tiefbauarbeiten (Geländeprofilierungen, Gründungsarbeiten) und Bauwasserhaltung 
seien bis zur Fertigstellung der Geländeoberfläche durch die Fachbauleitung zu begleiten 
und zu kontrollieren. 
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4.3  

Baustellenkontrollen: Die Kontrollen seien ab Beginn von Bodeneingriffen bis zur Fertig-
stellung der Geländeoberfläche regelmäßig (mindestens einmal die Woche) durchzufüh-
ren und beinhalten folgende Maßnahmen: 

 Überwachung von Bau- und Profilierungsarbeiten, Aufnahme und Beschreibung der 
Schichtenprofile nach geltenden DIN-Normen, 

 Festlegungen zur und Überwachung der Bauwasserhaltung, 

 visuelle und organoleptische Kontrolle der Baugrubensohlen bzw. des aufgeschlos-
senen Erdreiches auf Kontaminationen, Gas- und Wasseraustritte, 

 Ermittlung von Menge und Beschaffenheit des zusitzenden Grundwassers, 

 Überwachung der Verfüll- und Einbauarbeiten, einschließlich der eingebrachten Ma-
terialien (vgl. auch Nummer 2.1.5 bis 2.1.7). 

4.4  

Die Baustellenkontrollen und Überwachungsmaßnahmen seien im Bautagebuch zu pro-
tokollieren. Sofern sich im Rahmen der laufenden Kontrollen bzw. Überwachungsmaß-
nahmen Anzeichen ergäben, die eine Beeinträchtigung der Heilwasservorkommen von 
Bad Brambach und Bad Elster besorgen lassen würden, seien die Arbeiten einzustellen 
und durch die Fachbauleitung Maßnahmen zum Schutz der Heilwasservorkommen von 
Bad Brambach und Bad Elster einzuleiten. Die untere Wasserbehörde im Landratsamt 
Vogtlandkreis und die Sächsische Staatsbäder GmbH seien umgehend zu informieren. 

4.5  

Grundwassermonitoring: Für den Zeitraum vor, während und nach den Bauarbeiten sei 
von der Fachbauleitung ein Grundwasserüberwachungsprogramm aufzustellen und zu 
installieren. Das Überwachungsprogramm sei mit dem routinemäßigen Überwachungs-
programm der Sächsischen Staatsbäder GmbH abzugleichen und habe mindestens fol-
gende Überwachungen zu beinhalten: 

Marienquelle 1 bis 3, Salz- und Moritzquelle: 

 arbeitstägliche Messung der elektrischen Leitfähigkeit, des Grundwasserstandes, der 
Schüttung, der Temperatur und des pH-Wertes (Routine-Monitoring SSB), 

 monatliche Kontrolle Leitparameter und ausgewählte Ionen (Monatskontrolle Rou-
tine-Monitoring SSB). 

Der Umfang der Grundwasserüberwachung sei vor Baubeginn mit der unteren Wasser-
behörde des Landratsamtes Vogtlandkreis aktenkundig abzustimmen. Es könnten die 
Daten des Routinemonitorings der Sächsischen Staatsbäder GmbH verwendet werden, 
soweit vorhanden und geeignet. Die Fachbauleitung sei für die Durchführung der Grund-
wasserüberwachung verantwortlich. 

4.6  

Die Ergebnisse der durchzuführenden Kontrollen und Überwachungsmaßnahmen seien 
in einem Abschlussbericht zu dokumentieren, darzustellen und gutachterlich (bezüglich 



 
Seite 59 von 78 

Heilquellenschutz) durch die Fachbauleitung zu bewerten. Der Abschlussbericht sei der 
unteren Wasserbehörde im Landratsamt Vogtlandkreis spätestens 8 Wochen nach Be-
endigung der Bauaktivitäten zuzustellen. 

5. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Baumaschinen, Fahrzeugen und Geräten 

5.1  

Die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen (u. a. Kraftstoffe, Schmiermittel und dgl.) 
auf der Baustelle sei ausschließlich innerhalb eines überdachten und abschließbaren 
Containers zulässig. Die erforderlichen Behältnisse (u. a. Kanister) seien innerhalb des 
Containers in einer Auffangwanne aufzustellen, die mindestens das Volumen des größ-
ten Behälters aufnehmen könne. 

Die Menge der vorzuhaltenden wassergefährdenden Stoffe sei hierbei auf das erforder-
liche Mindestmaß zu beschränken. Der Containerstandort sei vor Baubeginn mit der un-
teren Wasserbehörde des Vogtlandkreises aktenkundig abzustimmen. 

5.2  

Im unmittelbaren Baustellenbereich dürften nur die Maschinen vorgehalten werden, die 
tatsächlich jeweils benötigt würden. Sofern technisch möglich, seien elektrisch betrie-
bene Maschinen einzusetzen. Alle Baumaschinen, Fahrzeuge und Geräte, die durch 
Verbrennungsmotoren angetrieben würden, seien, sofern technisch möglich, nach Be-
triebsende auf einer befestigten und versiegelten, gegen Abschwemmungen gesicherten 
Fläche abzustellen (siehe auch Nr. 2.2.3). Stünden in der Nähe der Baustelle keine ver-
siegelten Flächen zur Verfügung, sei ein Provisorium herzustellen, welches geeignet sei, 
die Treibstoffmengen der darauf abgestellten Fahrzeuge aufzufangen. 

5.3  

Die Baumaschinen und -geräte müssten in einem wartungstechnisch einwandfreien Zu-
stand sein. Während der Bauzeit seien die Baumaschinen und -geräte arbeitstäglich von 
dem Bauleiter auf ihren wartungstechnisch einwandfreien Zustand zu kontrollieren. Bau-
maschinen mit Hydraulikantrieb dürften nur mit Bio-Hydrauliköl betrieben werden. 

5.4  

Das Betanken von Motoren mit Antrieb durch Verbrennungskraftstoff müsse auf einer 
befestigten und versiegelten Fläche erfolgen. Beim Betanken seien ausreichend dimen-
sionierte Auffangbehältnisse unterzustellen, um überlaufenden Kraftstoff schadlos auf-
zufangen. 

5.5  

Auf der Baustelle seien Havariebekämpfungsmittel (z. B. Ölbindemittel, Auffangwanne, 
Folien zur Ablagerung bzw. Abdeckung kontaminierter Bodenmassen, auslaufsichere 
Container mit Abdeckplatten von mindestens 5 m³ Inhalt) ausreichend und schnell er-
reichbar vorzuhalten. 

5.6  

Sollten trotz aller Vorsorgemaßnahmen infolge eines Maschinenschadens oder dgl. was-
sergefährdende Stoffe in das Erdreich gelangen, seien unverzüglich und unaufgefordert 
Maßnahmen zum Rückhalt austretender Öle und dgl. zu treffen und der kontaminierte 
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Boden sei zu entfernen. Dieser sei zunächst in auslaufsicheren Containern mit Abdeck-
platten von mindestens 5 m³ Inhalt für eine ordnungsgemäße Entsorgung bereitzustel-
len. 

5.7  

Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen seien umgehend und unaufgefordert der unte-
ren Wasserbehörde im Landratsamt Vogtlandkreis und der Sächsischen Staatsbäder 
GmbH zu melden. 

6.  

Weitere Auflagen, die sich im öffentlichen Interesse als notwendig erweisen sollten, wür-
den vorbehalten bleiben. 

Begründung: 

Von der planfeststellungsrechtlichen Konzentrationswirkung würden mit Ausnahme der 
wasserrechtlichen Erlaubnisse alle erforderlichen wasserrechtlichen Entscheidungen er-
fasst, § 75 Abs. 1 VwVfG. 

Zu diesen Entscheidungen zählten der planfeststellungsbedürftige Gewässerausbau für 
die Gewässerumverlegung des Rauner Baches gemäß §§ 67 Abs. 2, 68 Abs.1 WHG 
und die wasserrechtliche Genehmigung für die Errichtung einer Furt sowie einer Sedi-
mentfalle gemäß § 36 WHG i. V. m. § 26 SächsWG. 

Die Genehmigung für den Gewässerausbau könne erteilt werden, da keine Beeinträch-
tigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine erhebliche und dauerhafte, nicht 
ausgleichbare Erhöhung der Hochwasserrisiken oder eine Zerstörung natürlicher Rück-
halteflächen zu erwarten seien. Gemessen an den Vorgaben sei die geplante Maß-
nahme aus wasserrechtlicher Sicht zuzulassen. Durch die Rückverlegung des Rauner 
Baches in das ursprüngliche Gewässerbett werde das ökologische Potenzial des Rauner 
Baches verbessert. Durch das geplante unregelmäßige Gewässerbett mit Engstellen, 
Flachwasserzonen und unterschiedlichem Gefälle werde ein naturnaher Zustand ent-
sprechend § 61 SächsWG herbeigeführt. 

Die Genehmigungen für die Errichtung von Anlagen am Gewässer gemäß § 36 WHG 
i. V. m. § 26 SächsWG könne erteilt werden, da von dem Vorhaben keine Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemeinheit oder erhebliche Nachteile, Gefahren oder Belästigun-
gen für andere Grundstücke, Bauten oder sonstige Anlagen zu erwarten seien. 

Das Baugebiet befinde sich innerhalb eines aus Sicht des Heilquellenschutzes sensiblen 
Bereiches. Es liege nach Heilquellenschutzgebietsverordnung in der qualitativen Schutz-
zone III von Bad Brambach und Bad Elster. 

Die Bauarbeiten an der Stützwand, einschließlich der Arbeiten zur Bachumverlegung, 
würden einen Eingriff in den Untergrund darstellen, der für das geplante Vorhaben un-
umgänglich sei. Das vorliegende Standortgutachten habe für die durchzuführenden Bau-
arbeiten und die geplanten Bauwerke ein Gefährdungspotenzial ausgewiesen, welches 
in einem Fall zum Ausschluss führte. Im hydrogeologischen Standortgutachten würden 
Bedingungen und Maßnahmen genannt, mit denen das Gefährdungspotenzial als be-
herrschbar eingeschätzt werde. Sie würden die fachlichen Voraussetzungen für die not-
wendigen Befreiungen des Vorhabens nach § 7 Abs. 2 Ziff. 5.01 und 5.04 Heilquellen-
schutzgebietsverordnung bilden. 
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Unter Beachtung und Einhaltung der unter 6. aufgestellten Nebenbestimmungen sei bei 
einer ordnungsgemäßen Ausführung der Bauarbeiten eine Beeinträchtigung des Wohls 
der Allgemeinheit, insbesondere der genutzten Heilwasservorkommen von Bad Bram-
bach und Bad Elster, nicht zu besorgen. 

Zu den Nebenbestimmungen: 

Die genannten Maßnahmen dienten dem vorsorgenden Schutz des Grundwassers und 
speziell der genutzten Heilwasservorkommen von Bad Brambach und Bad Elster. Sie 
seien erforderlich, da die geplanten Baumaßnahmen in der qualitativen Schutzzone III 
von Bad Brambach und Bad Elster liegen und dort lokal in die grundwasserführenden 
Schichten eingreifen würden. Dies könne Auswirkungen auf die hydraulischen Verhält-
nisse haben. 

Des Weiteren würden bei der Durchführung der geplanten Baumaßnahmen Maschinen 
und Arbeitsgeräte eingesetzt. Dies stelle für den Zeitraum der Baudurchführung ein Ge-
fährdungspotenzial für die Heilwasservorkommen dar. 

So könnten insbesondere bei unsachgemäßer Bauaus- und Baudurchführung und/oder 
bei Unfällen mit wassergefährdenden Stoffen über den Sickerwasserpfad Schadstoffe in 
den Untergrund gelangen und zu einer Beeinträchtigung der Heilwasservorkommen füh-
ren. Somit bleibe für die Heilquellen von Bad Brambach und Bad Elster während der 
Bauphase ein Restrisiko bestehen. 

Unter Beachtung und Einhaltung der empfohlenen Maßnahmen sei bei den geplanten 
Baumaßnahmen nach derzeitigem Kenntnisstand eine Gefahr für die Heilquellen von 
Bad Brambach und Bad Elster nicht zu besorgen. 

Prüfbemerkungen/Wasserbau: 

Auf die Gestaltung der Furt mit Natursteinen entsprechend dem „Merkblatt für das Anle-
gen von Furten und für den Weidebetrieb an Gewässern“ sei gemäß vorgelegter Planung 
aufgrund des zu starken Eingriffes in den Boden von bis zu 1,50 m Tiefe verzichtet wor-
den. Jedoch würden die bei der geplanten Furt verwendeten Betonteile eine zu dichte 
Belegung der Sohle mit zu wenig Fugen bilden und ermögliche somit die ökologische 
Durchgängigkeit des Gewässers für Fische und die Gewässersohle besiedelnde Klein-
lebewesen nicht in ausreichender Form (§ 34 WHG i. V. m. § 21, Abs. 4 SächsWG). Die 
Ausführung der Furt in der geplanten Form passe nicht zum herbeigeführten verbesser-
ten ökologischen Zustand und zur Aufwertung des Gewässers. 

Durch die Verlegung des Rauner Baches im Bereich der Stützwand 7 würden Unterspü-
lungen und Erosionen am Böschungsfuß verhindert und somit die B 92 geschützt, eine 
wichtige verkehrliche Anlage. 

Die Gestaltung des Gewässerprofils entspreche den Grundsätzen für die Gewässerbe-
wirtschaftung gemäß § 6 WHG, den Bewirtschaftungszielen gemäß § 27 WHG bzw. den 
Ausbaugrundsätzen gemäß § 67 WHG. 

Das geplante Bemessungshochwasser sei im Rahmen der Planung zum Feststellungs-
entwurf von HQ 20 auf ein HQ 5 reduziert worden. Auch das geringere Bemessungs-
hochwasser HQ 5 entspreche den Empfehlungen der DIN 19661-1. Nach dieser werde 
für die Nutzungsart der Klasse III eine Wiederholungszeitspanne von 5 bis 25 Jahren 
empfohlen. Das rechte Ufer sei höher angelegt als das linke und werde bei einem HQ 5 
noch nicht überströmt. 
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Durchgeführte hydraulische Berechnungen erfolgten nach Manning-Strickler und seien 
detailliert dargelegt. Allerdings variiere der verwendete kst für Grobkies in den Berech-
nungen. 

Für die Gewährleistung der ökologischen Durchgängigkeit (§ 21 Abs. 4 SächsWG in 
Verbindung mit § 34 WHG) sei ein durchgehendes 20 cm dickes Sohlsubstrat erforder-
lich. Dies sei in der Planung beachtet. 

Die Störsteine sollten zur Gewässermitte und zum Oberwasser hin schräg abfallen, da-
mit sich möglichst wenig Treibgut anhänge. Der beigefügte Schleppspannungsnachweis 
garantiere die Erosionssicherheit der Störsteine für ein HQ 20 und deutlich darüber. 

Zur Gewährleistung günstiger Wasserstände auch bei niedrigen Wasserständen werde 
empfohlen, die Gewässersohle muldenförmig zu gestalten. Der bereits empfohlene Ein-
bau eines Mittenstichs bleibe bislang unberücksichtigt. Zur Vermeidung der Gewässer-
verlagerung Richtung Straßenböschung werde das rechte Ufer an 4 Stellen mit Weiden-
steckhölzern gesichert. 

Bei Hochwässern über dem Bemessungshochwasser solle der Altarm zur Entlastung 
genutzt werden. Die Sicherung des Böschungsfußes der Straßenböschung bzw. die 
rechtsseitige Uferböschung des Altarmes mit HMB 300/1000 sei in der Planung in Rich-
tung Neumühle verlängert worden. 

Sedimentfalle: 

Die Hinweise der unteren Naturschutzbehörde aus dem Vorentwurf seien beachtet wor-
den. Allerdings sei bei einer dauerhaften Nutzung der Sedimentfalle vorab die Unterhal-
tung zu klären. 

Der Maßnahmenbereich liege im festgesetzten Überschwemmungsgebiet des Rauner 
Baches. Durch die Maßnahme seien die Belange des Wohls der Allgemeinheit nicht be-
einträchtigt, der Hochwasserabfluss und die Hochwasserrückhaltung würden nicht we-
sentlich beeinträchtigt und eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit oder erhebliche 
Sachschäden seien nicht zu befürchten. 

Der ehemalige Mühlgraben der Neumühle sei vermessungstechnisch im Maßnahmen-
bereich nicht festgestellt worden. 

Die wasserrechtlichen Entscheidungen wurden in den Tenor unter A IV dieses 
Beschlusses aufgenommen. 

Mit Schreiben des Landkreises Vogtlandkreis vom 14. September 2022 hat der 
Bereich Wasserwirtschaft/Wasserrecht mitgeteilt, dass auf das Grundwassermo-
nitoring verzichtet wird, womit die in Punkt 4.5 geforderte Nebenbestimmung ent-
fällt. 

Im Interesse der Durchgängigkeit des Gewässers für Fische und Kleinlebewesen 
im Bereich der Furt hat der Vorhabenträger gegenüber der Planfeststellungsbörde 
erklärt, dass auf deren Befestigung verzichtet wird, womit sich die geforderte Ne-
benbestimmung 2.5.5 erübrigt. Darüber hinaus wird kein Material aus der Sedi-
mentberäumung der Talsperre Pirk eingebaut, weshalb auch die hierzu in Punkt 
2.1.5 geforderte Passage als Nebenbestimmung entfallen kann. 
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Die weiteren Nebenbestimmungen des Bereiches Wasserwirtschaft/Wasserrecht 
wurden nach entsprechender Prüfung in den Tenor unter A III 9 in diesen Be-
schluss aufgenommen. Das Einvernehmen gemäß § 19 Abs. 3 WHG und das 
Benehmen gemäß § 74 Abs. 1 SächsWG sind mithin hergestellt. 

Immissionsschutz 

Nachteilige immissionsschutzrechtliche Auswirkungen seien durch die B 92 - Sicherung 
Stützwand 7 bei Sohl nicht zu erwarten. Es bestehe aus immissionsschutzfachlicher Sicht 
keine UVP-Pflicht. 

Folgende Hinweise seien bei der Baustelleneinrichtung und den auszuführenden Bauar-
beiten zu beachten: 

 Einzuhaltende IRWAußen an den schutzwürdigen Wohnbebauungen würden sich je 
nach vorhandener Baugebietsart gemäß Nr. 3 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Schutz gegen Baulärm - Geräuschimmissionen - vom 19. August 1970 - AVV 
Baulärm regeln. 

 Die in der 32. BImSchV geregelten Nutzungszeiten und Vorschriften für die einge-
setzten Baumaschinen seien zu beachten. 

 Zur Vermeidung von Staubemissionen während der Bauphase seien im Bereich na-
hegelegener schutzbedürftiger Bebauungen und Flächen bei ungünstigen meteoro-
logischen Bedingungen geeignete Maßnahmen (z. B. Befeuchtung, Abdeckung von 
Baumaterialien) zu ergreifen. 

Die Hinweise werden vom Vorhabenträger entsprechend seiner Zusicherung be-
rücksichtigt sowie bei der Bauausführung beachtet und haben sich damit erledigt. 
Im Übrigen wird auf die Nebenbestimmung zum Immissionsschutz unter A III 4 
dieses Beschlusses verwiesen. 

Kreisstraßenbau 

Der neu anzulegenden Zufahrt von der K 7843 zur Baustelle und für spätere Wartungs- 
und Instandhaltungsarbeiten werde zugestimmt. 

Der Radverkehr (Radfernweg) verlaufe auf der K 7843 und August-Bebel-Straße und 
werde nicht behindert. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Verkehrslenkung und -sicherung 

Anhand des Erläuterungsberichtes und der Planunterlagen sei ersichtlich, dass der Fahr-
verkehr der B 92 während der Baumaßnahme im Wesentlichen nicht beeinträchtigt 
werde. Für die geplante Baustellenzufahrt von der Ernst-Thälmann-Straße (K 7843) gebe 
es keine Bedenken. Eine Kennzeichnung und entsprechende Vorfahrtsbeschilderung am 
im Bestand befindlichen Zufahrtsweg bei K 7843, Abs. 5739005 - 5739010, Richtung S, 
Station 3346 werde bei der Durchführung der Maßnahme für erforderlich erachtet. 

Die Anmerkungen werden zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Planung 
berücksichtigt. 

Brand- und Katastrophenschutz 
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Nach Durchsicht und Prüfung der Unterlagen könne für den Bereich Brand- und Kata-
strophenschutz eingeschätzt werden, dass zur geplanten Maßnahme keine Bedenken 
bestünden. Die in der Stellungnahme vom 29. April 2021 erhobenen Forderungen seien 
seitens des Vorhabenträgers beachtet und gewertet worden. 

Da die Baumaßnahmen außerhalb der Straße stattfinde, seien keine zusätzlichen Maß-
nahmen beziehungsweise Forderungen notwendig. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Kampfmittelbelastung 

Hinsichtlich einer möglichen Kampfmittelbelastung aus der Zeit bis 1945 werde Folgen-
des mitgeteilt: 

Das Vogtland, insbesondere die Stadt Plauen, und u. a. auch Flächen in der Nähe des 
angefragten Bereiches seien während des 2. Weltkrieges von mehr als 14 Bombenan-
griffen heimgesucht worden. Konkrete Hinweise über zu erwartende Kampfmittelfunde 
im angefragten Baubereich lägen nach Auswertung der dem Landratsamt Vogtlandkreis 
vorliegenden Unterlagen, einschließlich der von der Kampfmittelbeseitigung übergebe-
nen Unterlagen, jedoch nicht vor. 

Sollten bei der Bauausführung Kampfmittel zu Tage treten, sei man verpflichtet diesen 
Fund unverzüglich der nächstgelegenen Polizeidienststelle oder Ortspolizeibehörde an-
zuzeigen (§ 3 Kampfmittelverordnung). Das Betreten der Fundstelle sei verboten (§ 4 
Kampfmittelverordnung). Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die §§ 3 und 4 der 
Kampfmittelverordnung verstoße, handele ordnungswidrig und könne mit einer Geldbuße 
bestraft werden. 

Die Bauausführenden seien auf diesen Umstand hinzuweisen und zu belehren.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bezüglich einer möglichen Kampfmit-
telbelastung wird auf die Nebenbestimmung unter A III 6.5 dieses Beschlusses 
verwiesen. 

2 Träger öffentlicher Belange/Versorgungsträger/Leitungsrechtsinhaber 

Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 

Landesamt für Archäologie Sachsen 
Schreiben vom 9. Februar 2022 

Das Landesamt für Archäologie bitte in seiner Eigenschaft als Fachbehörde um die Auf-
nahme der nachstehenden Auflagen, Gründe und Hinweise. 

Auflagen: 

Das Landesamt für Archäologie sei vom exakten Baubeginn (Erschließungs-, Abbruch-, 
Ausschachtungs- oder Planierarbeiten) mindestens drei Wochen vorher zu informieren. 
Die Baubeginnanzeige solle die ausführenden Firmen, Telefonnummern und den verant-
wortlichen Bauleiter nennen. Das Landesamt für Archäologie weise darauf hin, dass das 
Vorhaben in einem archäologischen Relevanzbereich liege (Wassermühle [D-65640-
02]). Im Zuge der Erdarbeiten könnten sich archäologische Untersuchungen ergeben. 
Bauverzögerungen seien dadurch nicht auszuschließen. Den mit den Untersuchungen 
beauftragten Mitarbeitern sei uneingeschränkter Zugang zu den Baustellen und jede 
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mögliche Unterstützung zu gewähren. Die bauausführenden Firmen seien bereits in der 
Ausschreibung davon zu informieren. 

Gründe: 

1.  Die Genehmigungspflicht für das o. g. Vorhaben ergebe sich aus § 14 SächsDSchG. 
Danach bedürfe der Genehmigung der Denkmalschutzbehörde, wer Erdarbeiten etc. 
an einer Stelle ausführen wolle, von der bekannt oder den Umständen nach zu ver-
muten sei, dass sich dort Kulturdenkmale befänden. 

2.  Die archäologische Relevanz des Vorhabenareals würden zahlreiche archäologische 
Kulturdenkmale aus dem direkten Umfeld belegen, die nach § 2 SächsDSchG Ge-
genstand des Denkmalschutzes seien. 

Die Beachtung der Auflagen des Landesamtes für Archäologie wird durch die Ne-
benbestimmungen unter A III 3 dieses Beschlusses sichergestellt. Im Übrigen hat 
der Vorhabenträger verbindlich zugesichert, die Auflagen zu berücksichtigen. 

Landesamt für Denkmalpflege Sachsen 
Schreiben vom 1. März 2022 

Nach Prüfung der Unterlagen möchte man mitteilen, dass aus denkmalfachlicher Sicht 
keine Einwände gegen das Vorhaben in der vorgelegten Form bestünden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) 
Schreiben vom 4. April 2022 

Man weise darauf hin, dass im LfULG nur die Belange  

 Fluglärm, 

 Anlagensicherheit/Störfallvorsorge, 

 natürliche Radioaktivität, 

 Fischartenschutz/Fisch- und Teichwirtschaft und 

 Geologie 

Gegenstand der Prüfung seien. Die Prüfung weiterer Belange sei aufgrund fehlender Zu-
ständigkeit nicht möglich. 

1) Zusammenfassendes Prüfergebnis: 

Aus Sicht des LfULG stünden bei Beachtung der Anforderungen seitens des Fischarten-
schutzes/der Fischerei keine grundsätzlichen Bedenken entgegen (siehe Punkt 2). 

Man empfehle außerdem, im Rahmen der weiteren Planbearbeitung die in Punkt 3 fol-
genden geologischen Hinweise zu berücksichtigen. 

Gegenwärtig lägen keine Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlassenschaf-
ten für dieses Plangebiet vor. Seitens des Fachbereiches natürliche Radioaktivität seien 
keine Hinweise notwendig. 
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Die Belange des Fluglärms und der Anlagensicherheit/Störfallvorsorge seien nicht be-
rührt. 

2) Fischartenschutz und Fischerei 

2.1) Vorbemerkungen 

Der OWK Rauner Bach (OWK-ID DESN_566116) sei im zu betrachtenden Planungsab-
schnitt ein Gewässer der Forellenregion und werde in seiner fischzönotischen Grundaus-
prägung als Bachforellen-Groppen-Gewässer II beschrieben. Die biologische Qualitäts-
komponente Fische werde mit gut bewertet. 

In den betreffenden Oberlaufregionen dominiere die Leitart Bachforelle gefolgt von der 
Leitart Groppe. Weitere Leitarten und typspezifische Arten der Referenzzönose seien 
Schmerle, Bachneunauge, Äsche und Elritze. 

Im Rahmen von Fischbestandsuntersuchungen (WRRL-Monitoring) habe im Rauner 
Bach das Vorkommen der Arten Bachforelle, Bachneunauge, Elritze, Flussbarsch, 
Groppe und Gründling festgestellt werden können. Zudem sei der Rauner Bach Lebens-
raum der Flussperlmuschel. 

Die Arten Bachneunauge, Groppe und Elritze seien ganzjährig geschützte Arten. Bach-
neunauge und Groppe stünden zudem nach Anhang II der FFH-Richtlinie unter beson-
derem Schutz. 

Der Fischereiausübungsberechtigte des Rauner Baches sei der Anglerverband Süd-
sachsen Mulde/Elster e.V., Max-Weigelt-Straße 22, 09221 Neukirchen; E-Mail: kon-
takt@anglerverband-chemnitz.de. 

2.2) Prüfergebnis mit Anforderungen zur Beachtung 

An der B 92 in Sohl sei die Stützwand 7 zu sichern. In diesem Zusammenhang solle der 
Rauner Bach auf einer Gewässerlänge von 136 m dauerhaft umverlegt werden. 

Der neu entstehende Gewässerabschnitt müsse nachweislich als Lebensraum für die 
Referenzzönose des OWK Rauner Bach geeignet sein. Dazu gehöre auch die Siche-
rung der Durchgängigkeit. 

In den vorliegenden Planunterlagen (Zeichnung Geländeschnitte_14_1) werde das neue 
Bachbett mit einer sog. Niedrigwasserrinne ausgebildet. Im Gerinne sei der Wasserstand 
bei Mittelwasser (MQ) eingetragen. Es fehlten jedoch Angaben zu den Wassertiefen bei 
Abflüssen << MQ bis MNQ bzw. Q30. 

Für die aus Straßenbauplatten geplante Furt werde kein Nachweis geführt, dass diese 
für die Fischfauna passierbar sei. 

Damit befestigte und strukturlose Sohlabschnitte wie Furten, Messstrecken, Bereiche un-
ter Brücken, Durchlässe u. Ä. durch die Fischfauna passiert werden könnten, seien in 
Abhängigkeit von der Fischregion und der Länge der Sohlbefestigung folgende Richt-
werte innerhalb eines ausreichend breiten Wanderkorridors einzuhalten (in Anlehnung 
an die DWA Vorgaben für fischpassierbare Bauwerke, Merkblatt M-509): 

Fließgewässer-
region  

Mindestwasser-
tiefe  

vorgesehene 
Baulänge  

max. zul. Strö-
mung  
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[cm]  [m]  [m/s]  

Epirhithral 

(ob. Forellenre-
gion) 

21 cm < 5  

5 - 10 

> 10 

2,0  

1,7 

1,1 

Metarhithral  

(unt. Forellenre-
gion)  

25 cm  < 5  

5 - 10 

> 10 

1,9  

1,6 

1,1 

Hyporhithral  

(Äschenregion)  

30 cm  < 5  

5 - 10 

> 10 

1,8  

1,5 

1,0 

Epipotamal  

(Barbenregion)  

35 cm  < 5  

5 - 10 

> 10 

1,6  

1,4 

0,9 

Die Breite des Wanderkorridors sei in Abhängigkeit von der Gewässerbreite und den na-
türlichen Abflüssen so zu wählen, dass die o. g. Richtwerte im Bereich Q30 - Q330 weitge-
hend gewährleistet werden könnten. 

Der hydraulische Nachweis zur Einhaltung sei hier für die in der Tabelle enthaltenen Pa-
rametervorgaben für das Metarhitral zu führen. 

Darüber werde aus fischereifachlicher Sicht gefordert, die Furt in naturnaher Bauweise 
zu errichten und auf das Einbringen von Straßenbauplatten zu verzichten. 

Laut Planung solle zunächst das neue Gewässerbett des Rauner Baches entstehen und 
im Anschluss der Bach umgebunden werden. Aufgrund des gewählten Bauablaufes 
könne deshalb das Sohlsubstrat nicht aus dem alten Bachbett gewonnen und in das neue 
Bachbett eingebaut werden, sondern es werde externes, gereinigtes Grobsubstrat ver-
wendet.  

Aufgrund des Vorkommens der geschützten Fischarten und deren hohen Habiatansprü-
chen sei der Verwendung des Sohlsubstrates aus dem alten Bachbett unbedingt der Vor-
rang einzuräumen. Hierzu sei eine Änderung im Bauablauf, der hierfür notwendigen Was-
serhaltung und der daran anschließenden Anbindung des Gewässers zu prüfen. 

Die Bergung und Umsetzung der im Rauner Bach vorkommenden Fische und Rund-
mäuler, sowie deren Entwicklungsstadien erfolge durch den Anglerverband Südsachsen 
Mulde/Elster e. V. (AVS) als Fischereiausübungsberechtigten. Mit dem AVS seien früh-
zeitig die erforderlichen Maßnahmen und Abläufe abzustimmen. 

Das Referat Fischerei sei in die weiteren Planungen einzubeziehen. Unterlagen zur Ge-
nehmigungs- bzw. Ausführungsplanung seien zur Stellungnahme vorzulegen. 
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Der Beginn von Bauarbeiten im und am Gewässer sei gem. § 14 Abs. 1 SächsFischVO 
spätestens 21 Tage vorher gegenüber der Fischereibehörde und dem Fischereiaus-
übungsberechtigten anzuzeigen. 

Gemäß § 14 Abs. 2 SächsFischVO dürften Baumaßnahmen am und im Gewässer nicht 
innerhalb der Fischschonzeiten durchgeführt werden. Die hier zu beachtenden Schon-
zeiten seien die der Bachforelle (1. Oktober bis 30. April) und der Groppe, der Elritze und 
des Bachneunauges (ganzjährig). 

Vom Verbot des Bauens innerhalb der Fischschonzeiten könne eine Ausnahmegeneh-
migung gemäß § 14 Abs. 3 SächsFischVO erteilt werden, wenn der Fischbestand nicht 
gefährdet sei und die Durchgängigkeit gesichert sei. Die vorliegenden Antragsunterlagen 
(Planungsstand Juni 2021) würden die Voraussetzung für die Erteilung einer Befreiung 
vom Verbot des Bauens innerhalb der Fischschonzeiten noch nicht erfüllen. 

Der Vorhabenträger hat zugesagt, dass auf das Einbringen von Straßenbauplat-
ten aus Beton im Bereich der Furt verzichtet wird (A V). Dies wird zudem durch 
die Nebenbestimmung unter A III 9.15 dieses Beschlusses abgesichert. 

Im Rahmen der Ausgleichsmaßnahme A 1FFH erfolgt die Verlegung des Rauner 
Baches mit weitestgehend natürlicher Ausprägung. Der Rauner Bach bleibt so-
lange im Bestand, bis das neue Gewässerbett hergestellt ist, damit für die Indivi-
duen der einzelnen Arten keine Verbotstatbestände eintreten und deren lokale 
Populationen gesichert bleiben. Mit dieser bauvorbereitend auszuführenden Aus-
gleichsmaßnahme können erhebliche Auswirkungen bei Durchführung der Siche-
rung der Stützwand 7 an der B 92 für den Rauner Bach verbindlich ausgeschlos-
sen werden. Mithin kann das Sohlsubstrat aus dem alten Bachbett keine Verwen-
dung für das neue Gewässerbett finden. 

Die weiteren Anmerkungen werden zur Kenntnis genommen. Im Übrigen wird auf 
die Nebenbestimmungen unter A III 9.29 und 9.30 dieses Beschlusses verwiesen. 

3) Geologie 

3.1) Prüfumfang 

Für das geplante Vorhaben sei eine Prüfung auf öffentliche Belange geologischer Art 
erfolgt. Mit dem Feststellungsentwurf sei ein geotechnischer Bericht [2 Teil C U20] über-
geben worden, der eine wesentliche Planungsgrundlage für das Vorhaben darstelle. Der 
geotechnische Bericht sei auf Plausibilität und Nachvollziehbarkeit der Aussagen, insbe-
sondere hinsichtlich der geologischen Situation sowie des abgeleiteten Baugrundmodells 
geprüft worden. Weiterhin sei die Vorhabenbeschreibung auf Widersprüche zum geo-
technischen Bericht geprüft worden. 

3.2) Prüfergebnis 

Aus geologischer Sicht bestünden mit derzeitigem Kenntnisstand keine Bedenken gegen 
das dargelegte Vorhaben. Im Rahmen der weiteren Planungen empfehle man, die nach-
folgenden Hinweise zu berücksichtigen. 

3.3) Hinweise 

3.3.1) Geologie/Baugrund 
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Die in [2, Teil C, U - 20] beschriebene geologische Situation entspreche den vorliegenden 
Daten und werde vom Grundsatz her mitgetragen. Das im geotechnischen Bericht auf-
gestellte Baugrundmodell sowie die gegebenen Hinweise zur weiteren Planung und Bau-
ausführung seien fachlich plausibel und sollten im Zuge der weiteren Planungen berück-
sichtigt werden. 

Man gehe davon aus, dass die in Kapitel 3.2 und 3.3 [2, Teil C, U - 20] angegebenen 
Bodenkennwerte z. T. auf Tabellen- sowie auf Schätz- bzw. Erfahrungswerten des Gut-
achters basieren würden. Man weise darauf hin, dass die Bodenkennwerte in Abhängig-
keit von Material und Lagerungszustand z. T. sehr stark variieren könnten. Im Falle der 
Durchführung erdstatischer Berechnungen empfehle man sensible Bodenkennwerte 
(z. B. Reibungswinkel, Kohäsion) konservativ anzusetzen oder auch in geeigneten La-
borversuchen zu verifizieren. 

3.3.2) Geodaten 

Geologische Informationen in Form von Schichtenverzeichnissen von Bodenaufschlüs-
sen könnten bei Interesse unter der URL www.geologie.sachsen.de recherchiert, und 
sofern geeignet, in Baugrunduntersuchungen integriert werden. Zur Übergabe der 
Schichtenverzeichnisse sende man bitte eine E-Mail - Anfrage an bohrar-
chiv.lfulg@smul.sachsen.de. 

In Auswertung des Geodatenarchivs des LfULG lägen im Umfeld des Plangebietes Bo-
denaufschlüsse vor.  

Weitere, z. T. interaktive Geodaten, wie geologische, geophysikalische, ingenieurgeolo-
gische, hydrogeologische und rohstoffgeologische Karten stünden unter der URL 
www.geologie.sachsen.de sowie im Geoportal Sachsenatlas unter www.geoportal.sach-
sen.de zur Verfügung. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Staatsbetrieb Geobasisinformation und Vermessung Sachsen (GeoSN) 
E-Mail vom 5. April 2022 

Der GeoSN nehme als zuständige Behörde für die Festpunktfelder des Freistaates Sach-
sen zu den vorgelegten Unterlagen wie folgt Stellung: 

Es bestünden grundsätzlich keine Einwände gegen das geplante Bauvorhaben. Im Be-
reich der Baumaßnahme befänden sich keine Raumbezugsfestpunkte und keine Höhen-
festpunkte. 

Man bitte darum, den GeoSN – Referat 32 weiter am Verfahren zu beteiligen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Auf die Nebenbestimmungen 
zum Vermessungswesen unter A III 7 dieses Beschlusses wird verwiesen. 

Sächsisches Oberbergamt 
Schreiben vom 3. März 2022 - Bergbehördliche Mitteilung 2022/0127 

Das Bauvorhaben sei in einem Gebiet vorgesehen, in dem in der Vergangenheit berg-
bauliche Arbeiten durchgeführt worden seien. 
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Im unmittelbaren Bereich des Bauvorhabens seien jedoch nach den bekannten Unterla-
gen keine stillgelegten bergbaulichen Anlagen vorhanden, die Bergschäden oder andere 
nachteilige Einwirkungen erwarten lassen würden. 

Da das Bauvorhaben in einem alten Bergbaugebiet liege, sei das Vorhandensein nicht-
risskundiger Grubenbaue in Tagesoberflächennähe nicht völlig auszuschließen. Es 
werde deshalb empfohlen, alle Baugruben visuell auf das Vorhandensein von Spuren 
alten Bergbaues überprüfen zu lassen. 

Über eventuell angetroffene Spuren alten Bergbaues sei gemäß § 5 SächsHohIrVO das 
Sächsische Oberbergamt in Kenntnis zu setzen. 

Hinweis: 

Diese Stellungnahme sei nach aktueller Prüfung der Sachlage und den gegenwärtig vor-
liegenden Informationen erarbeitet worden. Sie gebe den derzeitigen Kenntnisstand des 
Sächsischen Oberbergamtes wieder und gelte für das angezeigte Vorhaben/Grundstück. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und haben Eingang in die Nebe-
bestimmung unter A III 6.7 dieses Beschlusses gefunden. 

Planungsverband Region Chemnitz 
Schreiben vom 6. April 2022 

Sachverhalt: 

Gegenstand des vorgelegten Feststellungsentwurfes sei die Sicherung einer Stützwand 
entlang der B 92 im Abschnitt östlich der Ortslage Sohl (Stadt Bad Elster) durch die Her-
stellung einer Standsicherung zur Talaue. Die zu sichernde Baulänge der Stützwand be-
trage ca. 112 m. Zur Durchführung der Maßnahme sei die dauerhafte Umverlegung des 
Rauner Baches auf einer Länge von ca. 136 m erforderlich. 

Beurteilungsgrundlagen: 

Beurteilungsgrundlage für das Vorhaben sei der am 6. Oktober 2011 in Kraft getretene 
Regionalplan Südwestsachsen (SächsABI Nr. 40/2011). Durch das mit Beschluss des 
Bundesverwaltungsgerichtes vom 23. Oktober 2012 rechtskräftige Urteil des Sächsi-
schen Oberverwaltungsgerichtes vom 19. Juli 2012 sei das Kapitel 2.5 „Windenergienut-
zung“ des Regionalplanes für unwirksam erklärt worden, soweit es Vorrang-/Eignungs-
gebiete für die Windenergienutzung ausweise: 

Weitere Beurteilungsgrundlage sei der durch die Verbandsversammlung des Planungs-
verbandes am 4. Mai 2021 für die öffentliche Auslage gemäß § 9 Abs. 3 ROG in Verbin-
dung mit § 6 SächsLPIG beschlossene Entwurf des Regionalplanes Region Chemnitz 
und der durch die Verbandsversammlung des Planungsverbandes am 1. Juli 2021 zur 
Unterrichtung der berührten öffentlichen Stellen und der Öffentlichkeit gemäß § 9 Abs. 1 
ROG und § 8 ROG beschlossene Entwurf des Sachlichen Teilregionalplans Wind; Regi-
onales Windenergiekonzept. 

Die im Entwurf des Regionalplanes Region Chemnitz enthaltenen Ziele seien entspre-
chend § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung und somit 
als sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 4 Abs. 1 ROG in Abwägungs- oder 
Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen. 

Regionalplanerische Beurteilung: 
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Gegen das geplante Bauvorhaben „B 92 - Sicherung Stützwand 7 bei Sohl“ bestünden 
aus regionalplanerischer Sicht keine Bedenken. Seitens des Planungsverbandes Region 
Chemnitz werde zum Vorhaben der nachstehende Hinweis formuliert. 

Wie im Landschaftspflegerischen Begleitplan bereits richtig dargestellt, lägen das Bau-
vorhaben und die vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen vollständig in einem im Regio-
nalplan Südwestsachsen festgelegten Vorranggebiet Natur und Landschaft (Arten- und 
Biotopschutz) (vgl. Kap 2.1.3 i. V. m. Karte 1 „Raumnutzung“ des Regionalplanes). Im 
aktuellen Entwurf des Regionalplanes Region Chemnitz, der die derzeit gültigen Regio-
nalpläne der Region zusammenführe und aktualisiere, sei in diesem Bereich erneut ein 
Vorranggebiet Arten- und Biotopschutz festgelegt worden (vgl. Kap 2.1.3 i. V. m. Karte 
1.2 „Raumnutzung“ des Regionalplanentwurfes). Der Planungsverband gehe davon aus, 
dass hierzu Abstimmungen mit der unteren Naturschutzbehörde des Vogtlandkreises er-
folgt seien. 

Die Hinweise des Planungsverbandes Region Chemnitz werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die untere Naturschutzbehörde wurde am Verfahren beteiligt. 

Landestalsperrenverwaltung (LTV) 
Schreiben vom 7. April 2022 

Grundsätzlich bestünden aus Sicht der LTV keine Bedenken. 

Voraussetzung für die Maßnahme sei eine wasserrechtliche Erlaubnis der unteren Was-
serbehörde.  

Für den Vorhabenbereich würden der LTV keine Daten für Wasserspiegellagen/Wasser-
stände sowie für Überflutungsflächen bei unterschiedlichen HQ(T)s vorliegen, so dass 
man keine Aussagen zur hydraulischen Situation treffen könne. Dennoch weise man in 
diesem Zusammenhang darauf hin, dass der veränderte Gewässerverlauf nicht zu einer 
Verschlechterung der Hochwassersituation führen dürfe. Dies sollte entsprechend nach-
gewiesen werden. 

Hinsichtlich der Wasserrahmenrichtlinie bestünden keine Bedenken gegen das Vorha-
ben. Eine Verschlechterung des Gewässerzustands nach 27 § WHG scheine nicht wahr-
scheinlich. Aus rein gewässerökologischer Betrachtung wäre es wünschenswert, dass 
das Sediment aus dem alten Gewässerbett in den neu hergestellten Fließabschnitt wie-
der eingebaut werde, wegen dessen spezieller Korngröße, Materialbeschaffenheit und 
mikrobiotischer Besiedelung. 

Für alle grundstücksrechtlichen Fragen müsse mit der LTV ein Gestattungsvertrag abge-
schlossen werden. Die Baumaßnahme sei der LTV 14 Tage vorher schriftlich anzuzei-
gen. Die LTV sei zur Bauanlaufberatung und zur Abnahme einzuladen. 

Der Vorhabenträger hat zugesichert, dass es zu keiner Einengung des Abfluss-
profiles kommen wird, die zu einer Verschlechterung der Hochwassersituation 
führen würde. 

Die Verwendung des Sedimentes des alten Bachbettes ist aus bautechnologi-
schen und artenschutzrechtlichen Gründen nicht umsetzbar, weil das alte Bach-
bett bis zur Fertigstellung des neuen Gewässerbettes funktionsfähig bleiben 
muss. Dies ist Bestandteil der Ausgleichsmaßnahme A 1FFH. 

Die untere Wasserbehörde wurde ebenfalls am Verfahren beteiligt. 
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Staatsbetrieb Sächsisches Immobilien- und Baumanagement, Zentrales Flächen-
management, Außenstelle Chemnitz 
Schreiben vom 25. April 2022 

Nach Einsichtnahme in die vorgelegten Unterlagen nehme man seitens des Staatsbetrie-
bes Sächsisches Immobilien- und Baumanagement, Außenstelle Chemnitz, nach derzei-
tigem Kenntnisstand zum Vorhaben wie folgt Stellung: 

Folgende landeseigene Flurstücke, welche von der LTV verwaltet würden, seien betrof-
fen: 

Flurstück 481 der Gemarkung Sohl, Flurstück 984/4 der Gemarkung Mühlhausen. Die 
LTV sei daher am Verfahren zu beteiligen. Für das Flurstück 21 der Gemarkung Sohl 
bestehe kein Pachtvertrag. Der Freistaat Sachsen sei hier nur Miteigentümer (Fiskalerb-
schaft). 

Bei nachträglichen Änderungen, die Belange des Freistaates berühren könnten, bitte 
man um erneute Vorlage der Pläne zur Prüfung. Man gehe davon aus, dass bei einer 
Überplanung der Flächen, die Eigentum des Freistaates Sachsen seien und sich in der 
Zuständigkeit des Staatsbetriebes Sächsisches Immobilien- und Baumanagement befän-
den, eine Abstimmung erfolge. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die LTV wurde ebenfalls am 
Verfahren beteiligt. 

Polizeidirektion Zwickau 
Schreiben vom 23. Februar 2022 

Die Unterlagen seien im Polizeirevier Plauen eingegangen und geprüft worden. 

Aus polizeilicher Sicht gebe es keine Einwendungen zum Bauvorhaben. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Zweckverband Wasser und Abwasser Vogtland (ZWAV) 
Schreiben vom 4. April 2022 

Im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange werde folgende Stellung-
nahme abgegeben: 

Trinkwasser: 

Das geplante Vorhaben berühre den Anlagenbestand Trinkwasser punktuell. Der im Ver-
zeichnis unter lfd. Nr. 5 genannten Regelung im Bereich der Baustellenzufahrt stimme 
man zu. Zu prüfen sei die Situation im Bereich der bestehenden Gewässerkreuzung der 
Transportleitung DN 300 mit dem Rauner Bach. Die Trinkwasserleitung sei dinglich ge-
sichert. Auf den Flurstücken Nr. 20, 21, 22, 23/1 der Gemarkung Sohl und 570/2 der 
Gemarkung Mühlhausen bestehe ein Leitungsrecht zugunsten des ZWAV. 

In der Planunterlage 5/1 sei der Trinkwasserbestand nicht dargestellt. Es sei sicherzu-
stellen, dass die Baumaßnahme und die Verlegung des Bachbettes keine nachteiligen 
Auswirkungen auf den Leitungsbestand habe. Die tatsächliche Lage und Verlegetiefe der 
Trinkwasserleitung sei im weiteren Planungsverlauf vor Ort festzustellen. Würden Kon-
flikte durch die neue Böschungsgestaltung/Überflutungsbereich festgestellt, seien Ab-
stimmungen mit dem ZWAV frühzeitig erforderlich. Die Schutzstreifenbreite der Leitung 
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betrage 6 Meter. Innerhalb des Schutzstreifens seien keine Neuanpflanzungen von Bäu-
men/Großgrün erlaubt (Unterlage 5/1). 

Abwasser: 

Das geplante Vorhaben berühre den Anlagenbestand Abwasser punktuell. Der Kanal sei 
in Lage und Funktion zu schützen. Für die Abwasserleitung auf dem Flurstück 23/1, Ge-
markung Sohl, bestehe eine dingliche Sicherung mit einem 6 m breiten Schutzstreifen. 
Der im Verzeichnis unter lfd. Nr. 4 genannten Regelung im Bereich der Baustellenzufahrt 
stimme man zu. 

Der Vorhabenträger hat in seiner Erwiderung ausgeführt, dass die Transportlei-
tung DN 300 von der Baustraße gequert wird und entsprechend Punkt 5 des Re-
gelungsverzeichnisses mit Stahlplatten gesichert wird. Die Trinkwasserleitung be-
findet sich nicht im Bereich der Erdarbeiten zur Herstellung des neuen Gewäs-
sers. Die Gefahr einer Beschädigung ist damit nicht gegeben. Der Vorhabenträger 
versichert, dass im Schutzstreifen keine Anpflanzungen erfolgen. 

Im Übrigen wird auf die Nebenbestimmungen unter A III 8 dieses Beschlusses 
verwiesen. 

Zweckverband Fernwasser Südsachsen 
Schreiben vom 31. Januar 2022 

Belange des Zweckverbandes Fernwasser Südsachsen (Verband FWS) würden vom 
Straßenbauvorhaben nicht berührt. 

Im ausgewiesenen Geltungsbereich befänden sich keine versorgungstechnischen Anla-
gen des Verbandes. Ein Neubau von Anlagen sei gegenwärtig nicht vorgesehen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH 
Schreiben vom 17. März 2022 

Die envia Mitteldeutsche Energie AG (nachfolgend enviaM genannt) - als Netzeigentü-
merin und Nutzungsberechtigte - habe die Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH 
(nachfolgend MITNETZ STROM) per Pachtvertrag bevollmächtigt, alle Rechte und Pflich-
ten der dinglichen Sicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegen-
zunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. 

Man nehme wie folgt Stellung: 

Nach Prüfung der eingereichten Unterlagen stelle man fest, dass sich im angegebenen 
Baubereich keine Anlagen der Netzregion Süd-Sachsen der MITNETZ STROM befän-
den. 

Im ausgewiesenen Bereich seien derzeit keine Übertragungsanlagen geplant. 

Unabhängig von dieser Stellungnahme möchte man gemäß DGUV Vorschrift 38, § 16 
darauf hinweisen, vor Baubeginn einen Antrag auf Auskunft über den Verlauf unterirdi-
scher Energieversorgungsanlagen der Netzregion Süd-Sachsen der MITNETZ STROM 
zu stellen. Dafür biete man die Möglichkeit der Internetbeauskunftung unter www.mitnetz-
strom.de an. 
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Die Belange der Netzregion Süd-Sachsen der MITNETZ STROM, Bereich Hochspan-
nung, der envia TEL und der envia THERM würden nicht berührt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

inetz mbH 
Schreiben vom 10. Februar 2022 

Die inetz beantworte hiermit auch die Anfrage an die eins energie in Sachsen GmbH & 
Co. KG als Netzbetreiberin im Sinne des § 3 des Energiewirtschaftsgesetzes für das 
Gasversorgungsnetz der eins und alle damit im Zusammenhang stehenden Sachver-
halte. Anhand der übergebenen Unterlagen habe man das Vorhaben auf mögliche Be-
rührungspunkte mit den Anlagen geprüft. Im Zuge des Vorhabens würden die Belange 
der inetz nicht berührt. Man habe keine Hinweise oder Bedenken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Zweckverband Naturpark „Erzgebirge/Vogtland“ 
Schreiben vom 28. März 2022 

Bezug nehmend auf das Vorhaben möchte man aus Sicht des Naturparks folgenden 
Sachverhalt mitteilen: 

Der Standort des Vorhabens liege in der Schutzzone II des Naturparks „Erzgebirge/Vogt-
land“, welcher am 9. Mai 1996 durch Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums 
für Umwelt und Landesentwicklung festgesetzt worden sei. 

In den Schutzzonen I und II seien alle Handlungen verboten, die erheblich oder nachteilig 
den Charakter des Gebietes verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlau-
fen, insbesondere wenn dadurch 1. der Naturhaushalt geschädigt, 2. die Nutzungsfähig-
keit der Naturgüter gestört, 3. das Landschaftsbild nachteilig verändert oder die natürliche 
Eigenart der Landschaft auf andere Weise beeinträchtigt oder 4. der Naturgenuss oder 
der besondere Erholungswert der Landschaft beeinträchtigt werde. 

Die Anlage, Beseitigung oder Änderung von fließenden oder stehenden Gewässern be-
dürfe in der Schutzzone II der schriftlichen Erlaubnis der Naturschutzbehörde. 

Das geplante Vorhaben beinhalte die Hochwasserschadenbeseitigung und damit die Si-
cherung der Stützwand 7 bei Sohl. Dieses Vorhaben betreffe zwingende Gründe des 
überwiegend öffentlichen Interesses. 

Natürlich seien in diesem Vorhabengebiet zahlreiche geschützte Biotope vorhanden, wie 
der Rauner Bach mit im Zuge eines Artenschutzprojektes ausgewilderten juvenilen Fluss-
perlmuscheln, jedoch vertritt der Naturpark „Erzgebirge/Vogtland“ ebenfalls die Meinung, 
dass eine dauerhafte Umverlegung des Rauner Baches auf einer Länge von 136 m sinn-
voll sei. Eine Entkopplung des Rauner Baches aus dem direkten Einflussbereich der B 92 
verringere Schadstoffeinträge und hohen Tausalzeintrag. Eine Erneuerung der Stütz-
wand ohne Umverlegung des Fließgewässers würde zu noch größerem Schaden der 
Fauna und Flora führen. 

Da im Juni 2020 eine Vorstellung des Maßnahmenkonzeptes vor Vertretern der unteren 
Wasserbehörde und unteren Naturschutzbehörde des Vogtlandkreises stattfand, weise 
man darauf hin, die Anregungen und Hinweise nicht nur bei der Planung, sondern auch 
bei der Umsetzung des Vorhabens genauestens einzuhalten. 
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Der Vorhabenträger hat verbindlich zugesagt, die Anregungen und Hinweise bei 
der weiteren Planung und bei der Bauausführung zu beachten. Die untere Was-
serbehörde und die untere Naturschutzbehörde wurden ebenfalls am Verfahren 
beteiligt. 

Obere Raumordnungsbehörde, Landesdirektion Sachsen 
Schreiben vom 16. September 2022 

Die vorgelegten Planungsunterlagen seien auf folgende Rechtsgrundlagen geprüft und 
beurteilt worden: 

 dem Raumordnungsgesetz, 

 dem Gesetz zur Raumordnung und Landesplanung des Freistaates Sachsen, 

 dem Landesentwicklungsplan Sachsen (LEP 2013) 

 dem Regionalplan Südwestsachsen (2008) und 

 dem in Aufstellung befindlichen Regionalplan Region Chemnitz in der Fassung 
des Entwurfs, den die Verbandsversammlung mit Beschluss Nr. 02/2021 am 
4. Mai 2021 für die erneute öffentliche Auslegung und Beteiligung gemäß § 9 Abs. 
3 ROG i. V .m. § 6 SächsLPIG beschlossen habe und dessen Ziele entsprechend 
§ 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung darstellen 
würden und somit als sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 4 Abs. 1 
ROG in Abwägungsentscheidungen zu berücksichtigen seien. 

Das beantragte Vorhaben stehe mit den raumordnerischen und landesplanerischen Be-
langen im Einklang. 

Entsprechend Grundsatz G 3.2.1 des Landesentwicklungsplanes Sachsen (LEP 2013) 
sei die vorhandene Straßeninfrastruktur zur Gewährleistung eines funktionsfähigen und 
standardgerechten Netzes zu erhalten und zu verbessern.  

Gemäß Grundsatz G 3.1.2.1 des Regionalplanes Südwestsachsen (2008) solle das vor-
handene Straßennetz unter Berücksichtigung des zentralörtlichen Systems maßvoll, um-
weltschonend und den sich verändernden Verkehrsbedürfnissen entsprechend entwi-
ckelt werden. 

Auch der in Aufstellung befindliche Regionalplan Region Chemnitz mit Arbeitsstand 
4. Mai 2021 verweise in Grundsatz G 3.1.5.1 darauf, dass die für die Entwicklung der 
Region bedeutsame Straßeninfrastruktur langfristig in einem leistungsfähigen und ver-
kehrssicheren Zustand zu erhalten, auf sich ändernde Bedarfsanforderungen auszurich-
ten und bei Bedarf maßvoll und umweltschonend auszubauen sei. 

Mit dem beantragten Vorhaben und der damit einhergehenden Sicherung der Stütz-
wand 7 in der Gemarkung Sohl der Stadt Bad Elster werde die Leistungsfähigkeit der 
B 92 erhalten sowie ihre Standsicherheit und Dauerhaftigkeit verbessert. Damit könne 
die B 92 ihrer hohen Bedeutung für den überregionalen Grenzverkehr in die Tschechi-
sche Republik sowie ihrer regionalen und überregionalen Verbindungsfunktion und ihrer 
raumerschließenden Funktion für die Städte und Gemeinden des vogtländischen Ober-
landes einschließlich ihrer Zubringerfunktion zu den BAB 9, 72 und 93 gerecht werden. 

Damit entspreche das Vorhaben in Gänze den raumordnerischen, landes- und regional-
planerischen Vorgaben.  
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Es werde darauf hingewiesen, dass das Vorhabengebiet entsprechend Karte 2 – „Raum-
nutzung“ des Regionalplanes Südwestsachsen (2008) jeweils anteilig in einem Vorrang-
gebiet Natur und Landschaft (Arten- und Biotopschutz) und in einem Vorbehaltsgebiet 
Natur und Landschaft (Arten- und Biotopschutz) liege und sich komplett in einem Vorbe-
haltsgebiet Natur und Landschaft (Landschaftsbild/Landschaftserleben) befinde. 

Außerdem liege das Plangebiet entsprechend Karte 5 – „Landschaftsbereiche mit beson-
deren Nutzungsanforderungen“ des Regionalplans Südwestsachsen (2008) komplett in 
einem Schwerpunktgebiet Erosionsschutz.  

Entsprechend Ziel Z 2.1.5.5 des Regionalplanes Südwestsachsen (2008) sei in den aus-
gewiesenen Schwerpunktgebieten Erosionsschutz darauf hinzuwirken, dass durch eine 
standortgerechte Bodennutzung, erosionsmindernde Schlaggestaltung und die Anrei-
cherung mit gliedernden Flurelementen die Erosionsgefährdung vermindert werde und 
damit Bodenabträge vermieden würden.  

Diese Festlegungen im gültigen Regionalplan Südwestsachsen (2008) seien bei der wei-
teren Planung und Umsetzung der Baumaßnahme, insbesondere bei der geplanten Um-
verlegung des Rauner Baches sowie bei der Baustelleneinrichtung, die nach Abschluss 
der Bauarbeiten vollständig zu beseitigen und der Ausgangszustand wiederherzustellen 
sei, zu beachten bzw. zu berücksichtigen. 

Es werde weiterhin darauf hingewiesen, dass sich das Vorhabengebiet im in Aufstellung 
befindlichen Regionalplan Region Chemnitz mit Arbeitsstand 4. Mai 2021 nach Karte 1.1 
– „Raumnutzung“ deckungsgleich zu Karte 2 – „Raumnutzung“ des Regionalplanes Süd-
westsachsen sowohl in einem Vorranggebiet Arten- und Biotopschutz als auch in einem 
Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz befinde. 

Das Vorranggebiet sei in der gegenwärtigen Planungsphase des Regionalplans Region 
Chemnitz entsprechend § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG ein in Aufstellung befindliches Ziel der 
Raumordnung, welches gemäß § 4 Abs. 1 ROG als sonstiges Erfordernis der Raumord-
nung bei Abwägungs- und Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen sei. 

Hinweise der Raumordnungsbehörde nach Einsichtnahme in das Digitale Raumord-
nungskataster (DIGROK): 

Im seit dem 9. Mai 1998 wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Bad Elster sei das 
Vorhabengebiet als Straßenverkehrsfläche bzw. als Fläche für die Landwirtschaft ausge-
wiesen. 

Das Vorhabengebiet befinde sich jeweils komplett im FFH-Gebiet „Rauner- und Haar-
bachtal“, im Naturschutzgebiet „Rauner- und Haarbachtal“, im Landschaftsschutzgebiet 
„Oberes Vogtland“ sowie im Naturpark „Erzgebirge/Vogtland“.  

Das Plangebiet liege komplett innerhalb des Heilquellenschutzgebietes „Bad Brambach 
– Bad Elster“ und hier in der Schutzzone III.  

Das Vorhabenareal liege komplett innerhalb des bergbaulichen Erlaubnisfeldes „Erzge-
birge“ und innerhalb des bergbaulichen Bewilligungsfeldes „Bad Elster“. 

Die Ausführungen und Hinweise der oberen Raumordnungsbehörde, insbesondere 
dass das beantragte Vorhaben mit den raumordnerischen und landesplanerischen 
Belangen im Einklang steht, werden zur Kenntnis genommen.  
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Die raumordnerischen und landesplanerischen Gesichtspunkte werden im Zuge 
der Entscheidung mit abgewogen. Ein eigenständiger Regelungsbedarf ergibt sich 
daraus nicht. 

Abteilung Umweltschutz der Landesdirektion Sachsen 
Schreiben vom 19. September 2022 

Seitens der Abteilung Umweltschutz würden keine umweltfachlichen Bedenken erhoben. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

3 Anerkannte Naturschutzvereinigungen 

Landesjagdverband Sachsen e. V. 
Schreiben vom 9. März 2022 

Der Landesjagdverband Sachsen e. V. bedanke sich für die Zustellung der Unterlagen 
und die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zum Verfahren. 

Nach Prüfung der zur Verfügung gestellten Unterlagen und unter Berücksichtigung der 
satzungsgemäßen Belange der anerkannten Naturschutzvereinigung gebe es keine Ein-
wände zum Bauvorhaben. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

NABU-Landesverband Sachsen e. V 
Schreiben vom 21. April 2022 

Der NABU (Naturschutzbund Deutschland) Landesverband Sachsen e.V. bedanke sich 
für die Zustellung der Unterlagen. 

Das Vorhaben umfasse neben der Sicherung der Stützwand 7 an der B 92 die vorherige 
Verlegung des Rauner Baches aus dem unmittelbaren Einflussbereich der B 92/beste-
henden Stützwand. Dadurch sei insgesamt gesichert, dass es zu keiner Verschlechte-
rung des Gewässerzustandes, insbesondere im Hinblick auf die Flussperlmuschel, 
komme. 

Gegenüber dem Vorhaben bestünden seitens des NABU Sachsen keine Einwendungen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

VII Zusammenfassung/Gesamtabwägung 

Die Festsetzung einer Maßnahme an einer öffentlichen Verkehrsfläche bedarf der Recht-
fertigung durch Gründe des Allgemeinwohls. Die beachtlichen Allgemeinbelange müssen 
dabei umso gewichtiger sein, je stärker die Festsetzungen die Befugnisse von Eigentü-
mern und sonstigen in schützenswerten Belangen Betroffenen einschränken. Nach Ab-
wägung der betroffenen öffentlichen und privaten Belange einschließlich der Umweltaus-
wirkungen unter- und gegeneinander wird die Maßnahme unter Beachtung der festge-
setzten Nebenbestimmungen insgesamt für rechtlich zulässig gehalten. Verstöße gegen 
striktes Recht sind nicht ersichtlich. 

VIII Sofortvollzug 

Es besteht keine sofortige Vollziehbarkeit des Planfeststellungsbeschlusses. 
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IX Kostenentscheidung 

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 SächsVwKG. Der 
Vorhabenträger ist gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 1 SächsVwKG von der Zahlung einer Gebühr 
befreit. Davon unberührt bleiben entstandene Auslagen gemäß § 13 SächsVwKG. 

D Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner Zu-
stellung Klage beim Sächsischen Oberverwaltungsgericht, Ortenburg 9, 02625 Bautzen 
(Postanschrift: Sächsisches Oberverwaltungsgericht, Postfach 44 43, 02634 Bautzen) 
erhoben werden. Die Klage ist beim Gericht schriftlich zu erheben. Sie kann nach Maß-
gabe der § 55a und 55d der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) sowie der Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung (ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) in 
der jeweils geltenden Fassung auch elektronisch erhoben werden. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Sachsen) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von zehn 
Wochen nach Klageerhebung anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst nach 
Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, können durch das Gericht zurückgewiesen wer-
den. 

Der Kläger muss sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Welche Bevoll-
mächtigten dafür zugelassen sind, ergibt sich aus § 67 VwGO. 

gez. Andrea Staude 
Vizepräsidentin der Landesdirektion Sachsen 


